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Unterrichtung
(zu Drs. 17/7050)

Der Prasident Hannover, den 15.12.2016
des Niedersachsischen Landtages
— Landtagsverwaltung —

Antworten auf Mindliche Anfragen geméaf § 47 der Geschaftsordnung des Niederséchsi-
schen Landtages - Drs. 17/7050

Die Antwort auf die Anfrage 1 - einschlie3lich Zusatzfragen und Antworten darauf - sind im Steno-
grafischen Bericht Giber die 118. Sitzung des Landtages am 15.12.2016 abgedruckt.

2. Vernetzung im Rahmen der neuen Hightech-Strategie der Bundesregierung - Wie erfolgreich
sind Niedersachsens Unternehmen im Wettbewerb?

Abgeordnete Dr. Gabriele Andretta (SPD)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Eine intelligente Vernetzung von Wirtschaft und Wissenschaft regional wie international ist der
Schlissel fir erfolgreiche Innovationen. Mit Blick auf den anhaltenden Trend zur Internationalisie-
rung sind besonders KMU gefordert: Die industriellen Wertschopfungsketten sind heute zuneh-
mend global ausgerichtet, Forschung und Entwicklung, Produktion und Vertrieb sind haufig auf ver-
schiedene Standorte in der Welt verteilt. Die Integration von Unternehmen in internationale Wis-
sensfliisse ist entscheidend fur ihre Innovations- und Wettbewerbsfahigkeit. Deshalb hat die Bun-
desregierung im Rahmen ihrer Hightech-Strategie ein neues Férderprogramm zur Internationalisie-
rung von Spitzenclustern, Zukunftsprojekten und vergleichbaren Netzwerken aufgelegt. Zwei For-
derrunden sind schon abgeschlossen, die Ausschreibung fiir eine Dritte erfolgt in diesem Dezem-
ber.

1. Welche regionalen Cluster und Netzwerke aus thematischen Zusammenschliissen von
Akteuren aus Wissenschaft und Wirtschaft wurden jeweils in der ersten und zweiten
Forderrunde aus Niedersachsen ausgewahlt?

In der ersten und zweiten Wettbewerbsrunde der FérdermalRnahme ,Internationalisierung von Spit-
zenclustern, Zukunftsprojekten und vergleichbaren Netzwerken“ des Bundesministeriums fiir Bil-
dung und Forschung (BMBF) hat das unabhangige Auswahlgremium keine Cluster oder vergleich-
baren Netzwerke aus Niedersachsen fur eine Forderung empfohlen. Es gab mit dem CFK Valley
e. V. mit Sitz in Stade allerdings auch nur eine Skizzeneinreichung aus Niedersachsen.

Die dritte und vorerst letzte Wettbewerbsrunde der InternationalisierungsmafRhahme ist am 18. No-
vember 2016 gestartet. Skizzen kédnnen noch bis zum 15. Marz 2017 eingereicht werden. Das CFK
Valley e. V. hat bereits gegeniiber dem mit der FérdermalRnahme betrauten Projekttrager Jilich ei-
ne erneute Beteiligung im Rahmen der dritten Wettbewerbsrunde angekiindigt.
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2.  Wie bewertet die Landesregierung das Abschneiden niedersachsischer Unternehmen
insgesamt in den Wettbewerben der Hightech-Strategie?

Niedersachsische Unternehmen, Institutionen und sonstige Organisationen profitieren von den
Wettbewerben der Hightech-Strategie und haben im Rahmen des Spitzencluster-Wettbewerbs und
der Forderinitiative ,,Forschungscampus - 6ffentlich-private Partnerschaft fir Innovationen* Foérder-
mittel Uber das BMBF erhalten bzw. werden diese noch erhalten. Im Rahmen des Spitzencluster-
Wettbewerbs sind insgesamt Mittel fir niedersachsische Organisationen in Héhe von 9,3 Millionen
Euro bewilligt und bis 2016 davon 8,8 Millionen Euro ausgezahlt worden. Hierbei handelt es sich
um Mittel fur die Beteiligung an Verbundprojekten. So wird z. B. die Universitat Braunschweig als
Verbundpartner an dem Spitzencluster ,Forum Organic Electronics” in der Metropolregion Rhein-
Neckar mit gut 5 Millionen Euro vom Bund geférdert. In der Forderinitiative ,Forschungscampus*
wurden Mittel fur niedersachsische Organisationen in Hohe von 6,3 Millionen Euro bewilligt und bis
2016 davon 3,5 Millionen Euro ausgezahlt.

Im Jahr 2012 wurde die Open Hybrid LabFactory in Wolfsburg unter der Federfiihrung des Nieder-
sachsischen Forschungszentrum Fahrzeugtechnik (NFF) der TU Braunschweig gemeinsam mit den
Industriepartnern initiiert. Im LeichtbauCampus Open Hybrid LabFactory werden grof3serientaugli-
che Fertigungs- und Produktionstechnologien fur die wirtschaftlich und 6kologisch nachhaltige Her-
stellung hybrider Leichtbaukomponenten aus Metallen, Kunststoffen und textilen Strukturen entwi-
ckelt.

Die Open Hybrid LabFactory wird im Rahmen der Forderinitiative ,,Forschungscampus - 6ffentlich-
private Partnerschaft fur Innovationen* vom BMBF gefdrdert. Zudem férdern Industriepartner wie
die Volkswagen AG, das Land Niedersachsen und die Stadt Wolfsburg den LeichtbauCampus. In
dem Wettbewerb war das LeichtbauCampus-Konsortium als eines von neun durch den Bund ge-
férderten Campussen erfolgreich.

Die Spitzencluster wie die Forschungscampusse sind fast durchweg international gut vernetzt und
sehr aktiv. Durch die Beteiligung an Verbundprojekten der Spitzencluster greift die Internationalisie-
rung auch auf die beteiligten Unternehmen und Forschungseinrichtungen durch.

3.  Welche MaRnahmen ergreift die Landesregierung, um die Internationalisierung regiona-
ler Cluster voranzutreiben und die Vernetzung zwischen Forschung und Unternehmen
Zu unterstutzen?

Die Ministerien fiir Wissenschaft und Kultur sowie fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr nutzen zur Un-
terstutzung der Internationalisierung der Cluster und der Vernetzung von Forschung und Unter-
nehmen die zur Verfugung stehenden Mittel des Européischen Fonds fir Regionale Entwicklung
(EFRE) sowie die des Niedersachsischen Wirtschaftsférderfonds. Die Ubergreifende und gesamt-
strategische Zielstellung zur Unterstiitzung regionaler Cluster sowie der Vernetzung zwischen For-
schung und Unternehmen ist dabei auch in die forschungspolitische Agenda und in das ressort-
Ubergreifende innovationspolitische Konzept ,Starkung der regionalen Entwicklung durch Fachkréf-
tesicherung und Ausbau des Wissenstransfers” der Landesregierung eingebettet.

Netzwerke und Cluster der unterschiedlichen Ressorts werden am Innovationszentrum Nieder-
sachsen unter einem Dach vereint, um im Rahmen eines optimalen Cross-Industry- und Cross-
Cluster-Ansatzes den Austausch zwischen den Branchen zu ermdglichen. Eine besondere Rolle
nimmt dabei das Innovationsnetzwerk Niedersachsen ein. Die 275 Mitglieder des niedersachsen-
weiten Verbundes sind Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner bei Fragen der Innovations-
und Wirtschaftsférderung. Die Partnerinnen und Partner im Innovationsnetzwerk Niedersachsen
unterstitzen Unternehmen dabei, Innovationen zu realisieren, mit Forschungseinrichtungen zu ko-
operieren und innovative Geschaftsideen in wirtschaftlichen Erfolg zu tUberfihren.

Das Netzwerkmanagement der unterschiedlichen Netzwerke und Cluster hat u. a. die Aufgabe, na-
tionale und internationale Projekte zu unterstiitzen und mit zu entwickeln. Dazu wird die European
Innovators Lounge der NBank unterstiitzt sowie die Teilnahme an nationalen und internationalen
Messen, Kongressen und Fachforen gewéahrleistet.



Niedersachsischer Landtag — 17. Wahlperiode Drucksache 17/7145

3. Strafverfolgung von NS-Verbrechen in Niedersachsen

Abgeordnete Helge Limburg, Filiz Polat, Julia Willie Hamburg, Belit Onay, Heiner Scholing und Me-
ta Janssen-Kucz (Griline)

Antwort des Niederséchsischen Justizministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Mehr als sieben Jahrzehnte nach dem Holocaust nimmt die Zahl derer, die als Uberlebende von
den NS-Verbrechen berichten kénnen, ab. Gleichfalls nimmt die Zahl der Taterinnen und Tater ab,
die fur ihre Taten in den Konzentrationslagern oder an anderen Stellen wahrend der NS-Zeit zur
Rechenschaft gezogen werden kénnen. ,Der wohl letzte NS-Prozess in Deutschland” betitelt der
Tagesspiegel am 17. Juni 2016 den Bericht zur Verurteilung des friheren SS-Wachmanns Rein-
hold Hanning wegen Beihilfe zum Mord an 170 000 Menschen durch das Landgericht Detmold.

In Niedersachsen wurde zuletzt im Juli 2015 Oskar Gréning, bekannt als ,Buchhalter von
Auschwitz", vor dem Landgericht Liineburg wegen Beihilfe zum Mord in 300 000 Fallen zu einer
Haftstrafe von vier Jahren verurteilt. Nebenklage und Verteidigung legten Revision ein. Der Bun-
desgerichtshof wies Ende November 2016 die Revisionsantrdge ab. Damit ist das Urteil gegen
Oskar Groning rechtskréftig. Groning wurde verurteilt, ohne dass ihm eine konkrete Tétung nach-
gewiesen wurde. Nach Auffassung des Landgerichts Liineburg und des Bundesgerichtshofs leiste-
te er allein durch seine Tatigkeit in Auschwitz einen Tatbeitrag zum hunderttausendfachen Mord.
Nach Auffassung von Expertinnen und Experten ermdglicht das Urteil neue Ermittlungen gegen
weitere Personen, die in Konzentrationslagern oder an anderen Stellen der NS-Mordmaschinerie
tatig waren, gegen die bislang mangels eines Nachweises einer unmittelbaren Tétung kein Ge-
richtsverfahren gefuihrt wurde.

Im Kriegsgefangenen- und Konzentrationslager Bergen-Belsen kamen zwischen 1941 und 1945
mehr als 70 000 Menschen um. Die Zentrale Stelle der Landesjustizverwaltungen zur Aufklarung
nationalsozialistischer Verbrechen gibt an, derzeit auch Ermittlungen wegen Verbrechen im Kon-
zentrationslager Bergen-Belsen zu priifen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Der Landesregierung ist sowohl die historische als auch die strafrechtliche Aufarbeitung der Ver-
brechen des Nationalsozialismus ein besonderes Anliegen.

Das Justizministerium unterrichtet deshalb den Ausschuss fiir Rechts- und Verfassungsfragen, so-
bald ein Ermittlungsverfahren wegen NS-Verbrechen von einer niedersichsischen Staatsanwalt-
schaft eingeleitet wird oder der Stand eines Vorermittlungsverfahrens dies zulasst. Dadurch wird
dem Informationsbediirfnis des Landtages kontinuierlich Rechnung getragen.

1. Wie viele Ermittlungsverfahren wegen NS-Verbrechen werden gegenwartig bei nieder-
sachsischen Staatsanwaltschaften gefiihrt?

Bei niederséchsischen Staatsanwaltschaften werden gegenwartig ein Ermittlungsverfahren und ein
Vorermittlungsverfahren wegen NS-Verbrechen gefiihrt.

2. Welche Staatsanwaltschaften fihren jeweils die unter 1. genannten Ermittlungen?

Das Ermittlungsverfahren wird bei der Staatsanwaltschaft Oldenburg und das Vorermittlungsverfah-
ren bei der Staatsanwaltschaft Hannover gefiihrt.
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3. Ist der Landesregierung bekannt, ob Staatsanwaltschaften anderer Lander zu Taten in
Konzentrationslagern, die im heutigen Niedersachsen lagen, ermitteln?

Vorermittlungen werden meist zunéchst von der Zentralstelle der Landesjustizverwaltungen zur
Aufklarung nationalsozialistischer Verbrechen in Ludwigsburg gefiihrt. Sobald diese einen Tatkom-
plex herausgearbeitet und festgestellt hat, welche beteiligten Personen noch verfolgt werden kén-
nen, gibt sie den Vorgang an die zustéandige Staatsanwaltschaft ab. Diese ist verpflichtet, grund-
satzlich den gesamten Verfahrenskomplex zu bearbeiten. Hierbei leistet die Zentralstelle weiterhin
Ermittlungshilfe. Eine dariiberhinausgehende institutionalisierte Zusammenarbeit findet nicht statt.
Demnach ist hier nicht bekannt, ob Staatsanwaltschaften anderer Bundeslander zu Taten in Kon-
zentrationslagern, die im heutigen Niedersachen lagen, ermitteln.

4. Vereinbarung des Landes Niedersachsen mit den kommunalen Spitzenverbédnden im Schul-
bereich

Abgeordnete Bjérn Forsterling, Jan-Christoph Oetjen und Jérg Bode (FDP)

Antwort des Niederséchsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Beim Philologenverbandstag in Goslar am 30. November 2016 hat Kultusministerin Frauke Heili-
genstadt in ihrer Rede gesagt: ,In diesem Zusammenhang habe ich eine gute Nachricht fir Sie
mitgebracht: Die Niedersachsische Landesregierung und die kommunalen Spitzenverbande Nie-
dersachsen haben sich grundsétzlich tber ein Gesamtpaket fir die Kostentragung im Schulbereich
verstandigt, das sich sehen lassen kann. Wir stehen kurz vor der Unterschrift.

Es geht um mehr Schulsozialarbeit und um dauerhaft verankerte Schulsozialarbeit, es geht um zu-
satzliches Geld fur die Systemadministration, und es geht um klare Regelungen bei den Schulver-
waltungskraften.”

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Landesregierung und die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbénde Niedersach-
sen haben mit der Unterzeichnung der Vereinbarung zur Erstattung der Kosten wegen Einflihrung
der inklusiven Schule am 22.09.2015 verabredet, auch eine Vereinbarung Uber die Kostentragung
im Schulbereich abzuschlieRen. Nach intensiven Verhandlungen haben die Prasidien der drei
kommunalen Spitzenverbande in ihren Sitzungen am 30.11.2016 (NLT), 01.12.2016 (NSGB) und
07.12.2016 (NST) sowie die Landesregierung in ihrer Kabinettssitzung am 12.12.2016 dem Ab-
schluss einer neuen Vereinbarung Uber die Kostentragung im Schulbereich zugestimmt.

In dieser Vereinbarung wird betont, dass die Aufgabenwahrnehmung in den 6ffentlichen Schulen in
Niedersachsen eine gemeinsame Aufgabe von Land und kommunalen Schultragern ist. Mit der
Vereinbarung erkennt das Land in den Themenbereichen soziale Arbeit in schulischer Verantwor-
tung, Systembetreuung an Schulen und Verwaltungstatigkeit an allgemeinbildenden Schulen auf-
grund der gestiegenen Belastungen auch ein Mehr an Verantwortung an. Die Kommunen anerken-
nen zugleich die Regelungen des Niederséchsischen Schulgesetzes, insbesondere die Regelun-
gen zur Kostenlast nach den 8§ 112 und 113 des Niedersachsischen Schulgesetzes.

Die Vereinbarung hat folgende inhaltliche Schwerpunkte:
1. Soziale Arbeit in schulischer Verantwortung

Das Land erkennt an, dass es im Bereich der sozialen Arbeit in schulischer Verantwortung eine
Aufgabenzusténdigkeit hat, und wird kiinftig sozialpddagogische Fachkréfte als Landesbedienstete
beschéftigen. Dadurch werden die Kommunen erheblich entlastet. Das Land wird neben den be-
reits durchfinanzierten Stellen fir die Jahre 2016 bis 2018 weitere 200 Vollzeiteinheiten fur sozial-
padagogische Fachkrafte fir die bisher nicht mit Fachkraften bedachten Schulen zur Verfligung
stellen; von 2019 bis 2021 werden jeweils bis zu 70 Stellen pro Jahr bereitgestellt. Vorhandene
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Stellen bzw. Finanzmittel werden somit verstetigt und aufgestockt, sodass nach dem sukzessiven
Ausbau ab dem Jahr 2021 dann insgesamt mehr als 1 000 Vollzeiteinheiten - dies entspricht rund
55 Millionen Euro - im Landeshaushalt furr die soziale Arbeit in schulischer Verantwortung an allge-
meinbildenden Schulen bereitstehen werden.

2. Systembetreuung und PC-Ausstattung an Schulen

Bereits seit dem Jahr 2003 erhalten Schultrager einen Zuschuss fir die Systembetreuung und PC-
Ausstattung an Schulen, einschlieRlich Wartung, Pflege und barrierefreien Zugangs, in Héhe von
5 Millionen Euro; dies ist im bisherigen § 5 des Finanzverteilungsgesetzes (NFVG) geregelt.

Die standig steigenden hohen Kostenbelastungen in diesem Bereich waren seinerzeit noch nicht
erkennbar. Daher verpflichtet sich das Land, den gesetzlich festgesetzten Betrag um jahrlich 6 Mil-
lionen Euro aufzustocken. Aufgrund der unterschiedlichen Kostenbelastung werden damit kiinftig
die Schultrager allgemeinbildender Schulen Zuschiisse in Héhe von 4,7 Millionen Euro erhalten, an
die Schultrager der berufshildenden Schulen werden 6,3 Millionen Euro ausgekehrt. Auf3erdem
tragt das Land wie bisher Kosten von 5 Millionen Euro fir den sogenannten First-Level-Support. Mit
der Zahlung dieser insgesamt 16 Millionen Euro geht die Erwartungshaltung einher, dass die kom-
munalen Schultréger Kosten in derselben Hohe fir die Systembetreuung tragen und diese kinftig
mit eigenen Kréften sicherstellen.

Die seit 13 Jahren geltende Praxis, auch fir Kinder in Schulkindergéarten einen Pro-Kopf-Anteil zu
gewabhren, wird durch eine Anpassung der Formulierung in 8 5 NFVG weitergefiihrt.

3. Verwaltungsaufwand in Schulen

Durch die Einfiihrung der eigenverantwortlichen Schule im Jahr 2006 und die in der Folge erfolgte
Ubertragung erweiterter Entscheidungsbefugnisse ist bei den Schulen ein gesteigerter Verwal-
tungsaufwand entstanden. Da sich die Wahrnehmung origindrer Landesaufgaben und originarer
Aufgaben des Schultragers in der Praxis nicht immer trennscharf unterscheiden lassen - z. B. beim
Fihren von Schulgirokonten durch Schulverwaltungskrafte der Schultréger -, verpflichtet sich das
Land zur Zahlung eines finanziellen Ausgleichs an die Schultrdger allgemeinbildender Schulen in
Hohe von 8 Millionen Euro jahrlich. Die Aufteilung erfolgt anhand der Schillerzahl am Stichtag der
Schuljahresstatistik. Einbezogen werden dabei auch die Kinder in Schulkindergéarten, da auch hier-
fur ein Verwaltungsaufwand entsteht.

4,  Schulbicher fur Lehrkrafte

Hinsichtlich der Schulblicher und weiterer Lehrmittel fiir Lehrkréafte ist die Einigung getroffen wor-
den, ein zur endglltigen Klarung der Kostenlast musterhaftes Verfahren vor dem OVG Liuneburg
abzuwarten. Das OVG Luneburg hat am 01.12.2016 in einem Berufungsverfahren die Auffassung
des Landes zur Kostentragung bestétigt, eine Revision wurde nicht zugelassen. Obwohl die schrift-
liche Begriindung der Entscheidung noch nicht vorliegt, ist davon auszugehen, dass damit auch
dieser offene Punkt mit den kommunalen Schultrdgern nunmehr geeint ist.

5. Sonstige Regelungen

Die Vereinbarung steht unter dem Vorbehalt des Landeshaushalts, der finanziellen Leistungsfahig-
keit der Schultrager und der Schaffung einer gesetzlichen Erméachtigung durch den Landtag. Mit
dem Haushalt 2017/2018 und der Mittelfristigen Finanzplanung soll diese Grundlage landesseitig
geschaffen werden.

Nach Ablauf von funf Jahren, also zum 31.12.2021, werden die der Vereinbarung zugrunde liegen-
den Berechnungen uberprift und gegebenenfalls angepasst.

Mit dem Abschluss der Vereinbarung und den daraus folgenden Anderungen u. a. in 8 5 NFVG
kénnen langjahrige Diskussionen beendet werden. Das Kostenvolumen fur das Land aufgrund der
Auswirkungen dieser Vereinbarung belauft sich fur die kommenden finf Jahre auf rund 300 Millio-
nen Euro. Unter Einbeziehung der Kosten der Einigung der Landesregierung mit den kommunalen
Spitzenverbanden Niedersachsens tber den Ausgleich der Kosten fur die inklusive Schule aus dem
vergangenen Jahr unterstitzt die Landesregierung die Kommunen in den Jahren 2015 bis 2021 mit
einer Rekordsumme in H6he von tiber 500 Millionen Euro.
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1. Firwann ist die Unterschrift vorgesehen (bitte konkretes Datum nennen)?

Die Vereinbarung wurde am 12.12.2016 unterzeichnet.

2. Welche Themenbereiche mit welchen Inhalten deckt die Vereinbarung konkret ab?

Die Vereinbarung ist als Anlage beigefiigt, Themenbereiche und Inhalte sind bereits in der Antwort
zu Frage 1 skizziert.

3.  Wieist bei diesen Themenbereichen der Vereinbarung bzw. der Entwurf im Wortlaut?

Es wird auf die Anlage verwiesen.

Anlage

Vereinbarung
zwischen
der Niedersachsischen Landesregierung
und den
Kommunalen Spitzenverbéanden Niedersachsen

Uber die Kostentragung im Schulbereich

Praambel

Die Aufgabenwahrnehmung in 6ffentlichen Schulen in Niedersachsen ist eine gemeinsame Aufga-
be von Land und kommunalen Schultrédgern. Hinsichtlich der Abgrenzung der mit der staatlichen
Schulverantwortung und den mit der kommunalen Schultragerschaft verbundenen Kostenfolgen
gelten die Regelungen des Niedersachsischen Schulgesetzes, insbesondere die Regelungen zur
Kostenlast im Siebten Teil des Niedersachsischen Schulgesetzes. Unter Beibehaltung dieser ge-
setzlich verankerten Kostenlastverteilung soll hinsichtlich der nachfolgend aufgefuihrten Punkte Fol-
gendes gelten:

Soziale Arbeit in schulischer Verantwortung

Die Niedersachsische Landesregierung wird die soziale Arbeit in schulischer Verantwortung als ei-
ne Séaule eines leistungsféahigen Beratungs- und Unterstiitzungssystems der Schule ausgestalten.
Sie erkennt an, dass die soziale Arbeit in schulischer Verantwortung in der Aufgabenzustandigkeit
des Landes Niedersachsen steht. Die grundsétzliche Zusténdigkeit der Kommunen fur Jugendar-
beit (schulbezogene Jugendarbeit) und Jugendsozialarbeit (Hilfen fiir die schulische Ausbildung)
gemafl § 11 Abs. 3 und § 13 Abs. 1 SGB VIl sowie die schulgesetzliche Kostenlastverteilung blei-
ben davon unberihrt.

Das Niedersachsische Kultusministerium entwickelt ein Konzept ,Soziale Arbeit in schulischer Ver-
antwortung” als eigenstandigen Beitrag auf Grundlage von 8 2 NSchG (Bildungsauftrag) neben den
Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe an den Schulen.

Das Konzept wird unter Berilicksichtigung der bildungspolitischen Schwerpunkte der Landesregie-
rung sowohl den eigenstandigen Auftrag sozialer Arbeit in schulischer Verantwortung wie auch die
Schnittstellen zur Kinder- und Jugendbhilfe im Sinne von SGB VIII benennen. Beide Aufgaben sollen
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ein jeweils eigenes Profil entwickeln. Inhaltlich wird einem praventiven Ansatz der Vorrang einge-
raumt.

Das Land wird die padagogischen Mitarbeiterinnen und die padagogischen Mitarbeiter in den Lan-
desdienst einstellen; sie unterstehen der Dienstaufsicht der Schulleitungen. Das bisherige Haupt-
schulprofilierungsprogramm des Landes wird zum 31.12.2016 eingestellt. Das Land verpflichtet
sich, die im Rahmen dieses Programmes beschaftigten geeigneten kommunalen Bediensteten im
unmittelbaren Anschluss vorrangig in den Landesdienst zu Ubernehmen.

Seitens des Landes besteht die Absicht, in den kommenden Jahren alle 6ffentlichen Ganztags-
schulen bedarfsgerecht mit sozialer Arbeit in schulischer Verantwortung auszustatten. Ab 2017
werden alle Hauptschulen, Realschulen, Oberschulen, Kooperativen Gesamtschulen und Integrati-
ven Gesamtschulen berlcksichtigt; hierflir stehen die Haushaltsmittel bereit. Soweit Kommunen
bisher mit eigenen Kraften vergleichbare Aufgaben wahrgenommen haben, kann dies zukinftig
entfallen. Im Jahr 2016 sind bereits an 150 Grundschulen entsprechende Stellen ausgeschrieben
worden. In einem nachsten Schritt sollen sukzessive weitere Grundschulen, aber auch Gymnasien
einbezogen werden. Hierfur beabsichtigt das Land im Zeitraum der Mittelfristigen Finanzplanung in
den Jahren 2019 bis 2021 jeweils bis zu 70 zusétzliche sozialpadagogische Fachkrafte einzustellen
und wird daflir insgesamt 200 Vollzeiteinheiten zur Verfligung stellen.

1.
1. Systemadministration

Nach der schulgesetzlichen Kostenlastverteilung in § 113 Abs. 1 Satz 1 NSchG haben die kommu-
nalen Schultrager die sachlichen Kosten der 6ffentlichen Schulen zu tragen. Dazu gehéren grund-
satzlich die Kosten fir die PC-Ausstattung einschlieRlich Wartung, Pflege und den barrierefreien
Zugang.

Bei der urspriinglichen Entscheidung Uber die Kostenlastverteilung waren die hohen Kostenbelas-
tungen durch den Einsatz neuer Medien im Unterricht nicht erkennbar. Vor diesem Hintergrund
zahlt das Land Niedersachsen nach 8 5 Niedersachsisches Finanzverteilungsgesetz - NFVG - an
die Schultrager seit 2003 jahrlich einen Betrag von 5 Mio. Euro als Zuschuss fur die DV-Adminis-
tration. Daneben werden aus dem Landesbudget fur berufsbildende Schulen in einem Umfang von
ca. 3,5 Mio. Euro in 50 Fallen Vertrage und Personal fur die DV-Administration finanziert. Um die
Kommunen bei der Wahrnehmung dieser Aufgabe noch starker zu unterstiitzen und die Aufgaben-
und Personalverantwortung zukinftig beim zustandigen kommunalen Schultréager insgesamt zu-
sammen zu fuhren, erhéht das Land den Betrag nach 8 5 NFVG um 6 Mio. Euro jéhrlich ab dem
Jahre 2017. Von diesen insgesamt 11 Mio. Euro werden 4,7 Mio. Euro an die Schultrager der 6f-
fentlichen allgemein bildenden Schulen und 6,3 Mio. Euro an die Schultréger der 6ffentlichen be-
rufsbildenden Schulen je-weils entsprechend ihrer Schiilerzahlen verteilt.

Diesen Leistungen des Landes in Hohe von insgesamt 11 Mio. Euro sind noch weitere Ausgaben
fur Landespersonal, das schon heute eine umfangreiche Anwenderunterstiitzung im Bereich des
First Level Support in den Schulen leistet, hinzuzurechnen. Das Land bringt hierfur einen jéhrlichen
Betrag von 5 Mio. Euro in Ansatz. Die landesseitige Beteiligung an der DV-Administration an Schu-
len betragt somit ab 2017 insgesamt 16 Mio. Euro.

Das Land geht davon aus, dass die kommunalen Schultréager in gleicher Hohe Kosten fir die Sys-
temadministration tragen. Die kommunalen Schultrager stellen entsprechend die Systemadminist-
ration sicher

Eine abschlieRende Umsetzung dieses Teilabschnittes der Vereinbarung ist nur mdglich, wenn die
kommunalen Tréager der betreffenden berufsbildenden Schulen die Vertrége zur DV-Administration
sowie die fir diese Aufgabe beim Land beschéftigten Personen tibernehmen, die derzeit aus Lan-
desmitteln finanziert werden. Erfolgt keine Ubernahme durch die kommunalen Schultréger ist das
Land berechtigt, etwaige hierfiir beim Land verbleibende Kosten fiir Systemadministration mit der
entsprechend der Schilerzahlen anteiligen Finanzleistung an die jeweiligen Schultrager der berufs-
bildenden Schulen zu verrechnen.
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2. Schulverwaltungskrafte

Entsprechend der schulgesetzlichen Kostenlastverteilung tréagt das Land die persénlichen Kosten
fur die Lehrkréfte, die Schulassistentinnen und Schulassistenten und die padagogischen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter an 6ffentlichen Schulen sowie fir das Verwaltungspersonal zur Personal-
und Mittelbewirtschaftung an offentlichen berufsbildenden Schulen. Die Schultrager tragen die
sachlichen Kosten der offentlichen Schulen sowie die persénlichen Kosten, die nicht das Land
tragt.

Die Landesregierung und die Kommunalen Spitzenverbéande Niedersachsen stimmen darin tber-
ein, dass sich origindre Landesaufgaben und Aufgaben fir den Schultrager in der Praxis nicht im-
mer trennscharf unterscheiden lassen. Schulverwaltungskréfte leisten einerseits Hilfe bei Verwal-
tungsaufgaben, die von Lehrkréften zu erledigen sind, wahrend andererseits Lehrkrafte sowie
Schulleiterinnen und Schulleiter einzelne Aufgaben des Schultragers wahrnehmen. Die dadurch
entstehenden Vermischungen werden in der Praxis im Zusammenwirken von Schulleitungen,
Schulverwaltungskraften und Schultrdgern im Interesse der Schule gelost.

Die Niedersachsische Landesregierung erkennt an, dass u. a. mit dem ,Gesetz zur Einflihrung der
Eigenverantwortlichen Schule* vom 17. Juli 2006 (Nds. GVBI. S. 412) und der Ubertragung von er-
weiterten Entscheidungsbefugnissen seither fiir die Schulen ein gesteigerter Verwaltungsaufwand
bei den Schulverwaltungskraften an den allgemein bildenden Schulen entstanden ist, der bislang
nicht ausgeglichen wurde. Sie verpflichtet sich fiir die Zukunft zu einem finanziellen Ausgleich und
wird jahrlich ab dem Jahre 2017 einen angemessenen Betrag von 8 Mio. Euro an die Schultréger
zahlen. Das NFVG wird entsprechend geéndert.

3. Mittagsverpflegung in Schulen

Die Niederséachsische Landesregierung und die Kommunalen Spitzenverbande Niedersachsen sind
sich einig, dass die Bereitstellung einer Mittagsverpflegung eine wesentliche sachliche Vorausset-
zung fir Ganztagsschulen darstellt. In der Praxis hat sich an den Schulen eine vielfaltige Organisa-
tionsstruktur entwickelt, die in ihrem Bestand nicht in Frage gestellt wird. In jedem Fall sind die
Schulen gefordert, bei der Entwicklung und in Umsetzung des padagogischen Konzepts in Abstim-
mung mit den Beteiligten ihren Beitrag fur ein Gelingen der Mittagsverpflegung im Rahmen der
Ganztagsschule zu leisten.

4. Schulbtcher fur Lehrkrafte / weitere Lehrmittel fir Lehrkrafte

Die Niedersachsische Landesregierung und die Kommunalen Spitzenverbande Niedersachsen
stimmen darin Uberein, dass eine Regelung nicht mehr notwendig ist, da ein musterhaftes Verfah-
ren zur Frage der Kostentragung bei Lehrmitteln fur die Lehrkréfte derzeit beim OVG Luneburg an-
hangig ist, dessen Ausgang abzuwarten bleibt.

Die Vereinbarung steht unter dem Vorbehalt des Haushalts und der Schaffung der gesetzlichen
Ermachtigungen durch den Niedersachsischen Landtag sowie der finanziellen Leistungsfahigkeit
der kommunalen Schultrager im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung. Es wird vereinbart,
nach Ablauf von funf Jahren die zugrunde liegenden Berechnungen zu uberprifen und die Zahlun-
gen ggf. anzupassen.
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5.  Wann legt die Landesregierung ihren schriftlichen Bericht Gber die ihr vorliegenden Er-
kenntnisse zu den Untersuchungsgegenstdnden des 23. Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses , Tatigkeit der Sicherheitsbehérden gegen die islamistische Bedrohung
in Niedersachsen" vor?

Abgeordneter Jens Nacke (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Der Landtag hat in seiner 97. Sitzung am 4. Mai 2016 die Einsetzung eines 23. Parlamentarischen
Untersuchungsausschusses ,Tatigkeit der Sicherheitsbehdrden gegen die islamistische Bedrohung
in Niedersachsen" beschlossen.

In dem Einsetzungsbeschluss wird die Landesregierung aufgefordert, einen schriftlichen Bericht
Uber die ihr vorliegenden Erkenntnisse zu den Untersuchungsgegenstanden vorzulegen.

Der geforderte schriftliche Bericht der Landesregierung liegt auch sieben Monate nach Einsetzung
des 23. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses noch nicht vor.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Landesregierung kommt ihrer Verpflichtung zur unverziglichen Umsetzung der betreffenden
Berichtspflicht nach. Mit Blick auf den in der Landesgeschichte wohl einmalig weiten und umfas-
senden Untersuchungsgegenstand des 23. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses sind
umfangreiche Beitrdge aus der Staatskanzlei und den Ressorts fir Inneres, Justiz, Soziales, Kul-
tus, Wissenschaft und Kultur sowie nachgeordneter Behdrden der Landesverwaltung einzubezie-
hen.

Aufgrund des erheblichen Aktenumfangs, der der Berichtserstellung zugrunde gelegt werden muss,
kann die Berichtserstellung zu den einzelnen Themenkomplexen naturgeman nur sukzessive erfol-
gen. Da der parlamentarische Untersuchungsausschuss sich im Rahmen der Zeugenvernehmun-
gen und Aktenvorlagen bis jetzt in erster Linie mit der Untersuchung der Komplexe 3 und 4 des Un-
tersuchungsauftrages befasst, greift der erste Teilbericht der Landesregierung diese Schwerpunkt-
setzung auf.

Hervorzuheben ist, dass der Untersuchungsgegenstand der Komplexe 3 und 4 verschiedene noch
laufende Straf- und Gefahrenermittlungskomplexe sowie Beobachtungsobjekte der Strafverfol-
gungs- und Sicherheitsbehdrden betrifft, sodass bei der Berichtserstellung diverse Abstimmungen
mit Staatsanwaltschaften, Polizei- und Verfassungsschutzbehérden in Bund und Landern erforder-
lich geworden sind.

Zu den Komplexen 1, 2 und 5 bis 7 wird in der Folge entsprechend der Priorisierung im parlamenta-
rischen Untersuchungsausschuss und im Dialog mit dem Ermittlungsbeauftragten des parlamenta-
rischen Untersuchungsausschusses berichtet werden. Zu den Komplexen 1, 2 und 5 wurden zeit-
aufwéandige Vorbereitungen bereits durchgefiihrt. Angesichts der umfangreichen Aktenbestéande
der verschiedenen Ressorts, insbesondere der Sicherheitsbehdrden, zu diesen Komplexen und der
vom parlamentarischen Untersuchungsausschuss beschlossenen sukzessiven nach Untersu-
chungskomplexen gegliederten Vorauswahl der fir den parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss relevanten Akten durch den Ermittlungsbeauftragten des parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses wird die Fortschreibung des Berichts der Landesregierung analog zu diesem
Prozess angelegt und unverziglich umgesetzt werden.
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1. Wie konkret hat die Landesregierung seit Einsetzung des 23. Parlamentarischen Unter-
suchungsausschusses an dem Bericht gearbeitet?

Die Landesregierung hat mit dem Einsetzungsbeschluss des parlamentarischen Untersuchungs-
ausschusses unverzuglich die entsprechenden Arbeiten aufgenommen. Beitrdge aus den verschie-
denen Ressorts zu den Komplexen 3 und 4 sowie zu - alle Komplexe reflektierenden - Vorbemer-
kungen wurden als Erstes vereinbart.

In der Folge zeigte sich, dass insbesondere die Erarbeitung und Zusammenfiihrung der unverzicht-
baren Beitrdge aus den Bereichen der Strafverfolgungsbehérden, angesichts der verschiedenen
laufenden Strafverfahren zu den in den Komplexen 3 und 4 relevanten Personen und diesbeziglich
erforderlichen diversen Abstimmungen mit den zustandigen Staatsanwaltschaften bzw. dem Ober-
landesgericht Celle zu relevanten Akteninhalten, zeitaufwandiger als urspriinglich geplant waren.
Zudem waren mit dem Bundesinnenministerium und seinen nachgeordneten Behdrden schriftliche
wie insbesondere fernmindliche Abstimmungen zum Umfang der freigegebenen Akten und zu In-
halten fir den Bericht der Landesregierung zu fuhren. AuRerdem waren die verschiedenen Ge-
heimhaltungsgrade zu nach der Verschlusssachenanweisung eingestuften Berichtsinhalten zu be-
ricksichtigen.

Daneben sind zu den Komplexen 1, 2 und 5 bereits vorbereitende MaBnahmen getroffen worden.
Zum Komplex 1 sind bereits mit Erlass des Ministeriums fir Inneres und Sport vom 03.05.2016 zur
im - zum damaligen Zeitpunkt zu erwartenden - Einsetzungsheschluss genannten ,Ausreisewelle
von Wolfsburger Islamisten nach Syrien bzw. in den Irak” sowie zu den Ausreisern aus anderen Be-
reichen Niedersachsens (Komplex 5) die betreffenden Personen durch die Sicherheitsbehérden be-
reits aufgelistet und den jeweiligen Komplexen zugeordnet worden. Diese insgesamt 134 Personen
umfassende und als Verschlusssache eingestufte Liste ist durch das Ministerium fur Inneres und
Sport - soweit erforderlich - ressortiibergreifend weitergeleitet worden. AuRerdem sind gemafn Er-
lass MI zwischen den Sicherheitsbehérden abgestimmte Personenlisten zu den ,aktiven und ehe-
maligen Studierenden der [...] Islamschule Braunschweig des Muhamed Ciftci“ (Komplex 1, Nr. 1l 2)
sowie Listen zu den Personenpotenzialen des ,Deutschsprachigen Islamkreises Hannover e. V.",
des ,Deutschsprachigen Islamkreises Hildesheim e. V.“ und der ,Deutschsprachigen Muslimischen
Gemeinschaft e. V.“ Braunschweig (Komplex 2) erstellt worden, die insgesamt mehrere hundert
Personen umfassen.

Ein erster durchgangiger Entwurf des Berichtes zu den Komplexen 3 und 4 konnte Ende Oktober
2016 durch die Stabsstelle des parlamentarischen Untersuchungsausschusses des Innenministeri-
ums erstellt und unverziglich an alle Ressorts mit der Bitte um Kenntnisnahme und Mitzeichnung
verschickt werden. Nach Einarbeitung verschiedener Anderungsbedarfe aus einigen Ressorts bzw.
Organisationseinheiten des Innenministeriums wurde der zu diesem Zeitpunkt 97 Seiten umfas-
sende Entwurf vereinbarungsgemal dem Generalbundesanwalt (GBA) mit der Bitte um Stellung-
nahme (bersandt, ob seitens des GBA Vorbehalte gegeniiber der vorgesehenen Endfassung des
Berichts zum Komplex 3 und 4 bestehen. Daraufhin teilte der GBA eine Reihe von Anderungs- und
Schwarzungsbitten mit. Nach Einarbeitung sich hieraus ergebener Anderungserfordernisse und
letzter Zulieferungen aus den Ressorts ist seitens des Innenministeriums unverziglich eine neue
Entwurfsfassung an die Ressorts mit der Bitte um kurzfristige Mitzeichnung versandt worden. Nach
Einarbeitung weiterer Anderungsbedarfe wurde bei abschlieBenden Priifungen ein nochmaliger
Klarungsbedarf mit dem GBA festgestellt. Nach abschlieRender Klarung mit dem GBA und Umset-
zung dieser Anpassungserfordernisse wird derzeit eine entsprechende Kabinettsentscheidung fur
Dezember vorbereitet.

2.  Wie viele Seiten des schriftlichen Berichts liegen inzwischen vor?

Der erste zu den Komplexen 3 und 4 gefertigte Teilbericht umfasst 95 Seiten.
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3. Wann soll der fertige Bericht den Mitgliedern des 23. Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses nach jetzigem Planungsstand der Landesregierung zur Verfligung
gestellt werden?

Der erste Teilbericht zu den Komplexen 3 und 4 wird nach Kabinettsentscheidung im Dezember
2016 dem PUA Ubersandt.

Nach derzeitiger Planung wird die Landesregierung den letzten Teilbericht zu den verschiedenen
Untersuchungskomplexen in Abstimmung mit dem Ermittlungsbeauftragten beziglich der sukzessiv
nach Untersuchungskomplexen geordneten Aktenaufbereitung fur den parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss bis April 2017 vorlegen.

6. Familienfreundlichkeit der Ministerien
Abgeordneter Jan-Christoph Oetjen (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Das audit-berufundfamilie-Zertifikat ist nach eigenen Angaben ,ein strategisches Management-
instrument, das Unternehmen und Institutionen dazu nutzen, ihre Personalpolitik familien- und le-
bensphasenbewusst auszurichten.”

Laut dem Internetportal www.familien-in-niedersachsen.de erhielten in diesem Jahr deutschland-
weit insgesamt 297 Arbeitgeber die Auszeichnung. In Niedersachsen erhielten 115 Unternehmen
und Institutionen sowie 13 Hochschulen ein Zertifikat. Auch die Niedersachsische Staatskanzlei
und sechs weitere Ministerien wurden mit dem Zertifikat ausgezeichnet. Allerdings ist umstritten,
inwieweit diese Zertifizierung die tatséachliche alltagliche Familienfreundlichkeit abbildet.

Vorbemerkung der Landesregierung

Sowohl die Gleichstellung von Frauen und Mannern als auch die Gewinnung und Bindung von Per-
sonal erfordern in Zeiten des demografischen Wandels auch fiir die niedersachsische Landesver-
waltung die Entwicklung und Umsetzung einer neuen Beschéftigungskultur. Familiengerechte, fle-
xible Arbeitszeiten, die Mdglichkeit von Telearbeitsangeboten und das Kontakthalten bei Beurlau-
bungen sind nur drei von vielen MaRnahmen, die dazu beitragen kdnnen, dass die Landesverwal-
tung diesen Zielen gerecht wird.

Die Zertifizierung als familienfreundliches Unternehmen stellt einen geeigneten Beitrag dazu dar.
Dabei riicken neben der Vereinbarkeit von Beruf und Familie im herkémmlichen Sinn zunehmend
auch die Betreuungs- oder Pflegeaufgaben der Beschéftigten fir die Elterngeneration in das Blick-
feld.

Eine besondere, nicht planbare Situation stellen die Erkrankung eines Kindes oder kurzfristige Be-
treuungsengpéasse dar. Eine Bereitstellung von technischer Infrastruktur durch den Dienstherrn
oder Arbeitgeber, um im Falle der Erkrankung von Kindern fur dienstliche Belange erreichbar zu
sein, hilft, dienstliche Belange und persdnlichen Gestaltungsspielraum zu vereinbaren.

Uber die im Folgenden genannten Mdglichkeiten hinaus gibt es Freistellungsmdglichkeiten fiir bei-
de Elternteile bei Krankheit von Kindern im Tarifvertrag fir den Offentlichen Dienst der Lander
(TV-L) und fir Beamtinnen und Beamte nach der Niedersachsischen Sonderurlaubsverordnung.

1. Wie viele mobile Endgeréate stehen in den einzelnen Ministerien fir Mitarbeiter zur Ver-
figung, die aufgrund von Krankheit der Kinder nicht zur Arbeit kommen kénnen?

Die Nutzung Mobiler Endgeréate wird erfahrungsgemaf haufiger von Mitarbeiterinnen in Anspruch
genommen, da es faktisch immer noch vermehrt Frauen sind, die die Kinderbetreuung im Krank-
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heitsfall ibernehmen. Die Anzahl der ressortspezifisch zur Verfligung stehenden mobilen Endgera-
te ergibt sich aus der folgenden Tabelle. Als mobile Endgeréte sind mobile Notebooks aufgefihrt,
die zum Zwecke kurzfristiger mobiler Arbeit zur Verfligung stehen. Diese Zahl ist in Beziehung ge-
setzt zur Zahl der Beschéftigten in den einzelnen Ministerien. Beschaftigte sind die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter eines Ministeriums, unabhangig von ihrem Status.

Nicht erfasst sind die dienstlichen Notebooks der Telearbeitenden, die damit ebenfalls von zu Hau-
se arbeiten kdnnen, und auch nicht die Arbeitsplatze, die permanent mit Notebooks ausgestattet
sind. Engpéasse bei den vorhandenen zusétzlichen Notebooks sind bislang nicht bekannt geworden.

Anzahl der Anzahl der Bemerkungen
Beschaftigten | Notebooks

Niedersdchsische Staatskanzlei (StK)

318 6 | Diese Gerate stehen Uber das in der StK praktizierte Home-
office-Verfahren hinaus zur Verfigung. Im Rahmen von
Homeoffice kdnnen bis zu 40 % der regelmafigen individuel-
len Arbeitszeit von zu Hause erbracht werden.

Niedersachsisches Ministerium fir Inneres und Sport (MI)

538 4 | Auf diese Geréate kann zusétzlich zu den Notebooks, Conver-
tibles und mobilen Endgeraten zugegriffen werden, die den
Beschaftigten bereits zur Verfligung stehen (Ausstattungsgrad
56 %). Dartber hinaus kénnen ein iPad und ein iPhone ausge-
liehen werden. Die Einrichtung des Zugangs in das Landes-
netz ist innerhalb einer Woche méglich.

Niedersachsisches Ministerium fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung (MS)

400 | 13 [ davon 5 mit Zugangsmaglichkeit zum Landesdatennetz
Niedersachsisches Kultusministerium (MK)
300 5 | mit gesichertem Zugang in das Landesdatennetz. Erprobung

von mobilem Arbeiten vom 01.02.2016 bis 31.07.2017. (Bei
Beschaftigten mit Familienaufgaben wird vorzugsweise eine
langerfristige technische Umriistung der Standardarbeitsplatz-
ausstattung auf ein Notebook gepruft und vorgenommen.)

Niedersachsisches Ministerium fir Umwelt, Energie und Klimaschutz (MU)

298 | 6]
Niedersachsisches Finanzministerium (MF)
356 5 | davon 2 mit Zugangsmaoglichkeit zum Landesdatennetz, auf

die insbesondere Beschaftigte zugreifen kdnnen, die aus Be-
treuungsgriinden ausnahmsweise zu Hause arbeiten wollen.

Niedersachsisches Justizministerium (MJ)

210 3 | zusatzliche Gerate fur Beschéftigte, die nicht bereits Uber ein
mobiles Endgerat verfiigen (Ausstattungsgrad iiber 60 %).

Niedersachsisches Ministerium fiir Wissenschaft und Kultur (MWK)

204 3 | zusatzliche Geréate (zu 60 Arbeitsplatzen mit mobile working
bzw. Telearbeit).

Niedersachsisches Ministerium fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (MW)

343 | 12 |
Niedersachsisches Ministerium fiir Erndhrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (ML)
290 | 18 | davon 7 mit Zugangsmaglichkeit ins Landesdatennetz.

2. Wie viele Eltern-Kind-Raume gibt es in den einzelnen Ministerien?

Im MS und im MU gibt es je einen Eltern-Kind Raum. Im ML ist ein Sanitats- und Ruheraum von
12 m? u. a. mit Schreibtisch und IT eingerichtet, der auch als Eltern-Kind-Raum genutzt werden
kann.

Das im MWK bereits im Jahr 2007 eingefiihrte Eltern-Kind-Biro hat sich in der Praxis nicht bewahrt
und wurde in 2015 durch ein mobiles Eltern-Kind-Biiro ersetzt, sodass jeder Elternteil trotz Kinder-
betreuung im gewohnten Arbeitsumfeld arbeiten kann. Dieses Modell wird erheblich besser genutzt
als die damalige stationare Lésung.
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Dariiber hinaus ist es in allen Ministerien méglich, Kinder im Bedarfsfall (z. B. auch wegen eines
kurzfristigen Wegfalls der regularen Betreuung) im Biro eines Elternteils zu betreuen. Diese M6g-
lichkeit besteht, weil der Gberwiegende Teil der Beschéftigten ein Einzelbiro hat. Um eine Betreu-
ung dort zu erleichtern, stehen im ML, im MW und im MI besondere Angebote (Kids-Mobil, Spiel-
zeugkisten) zur Verfiigung. In der StK stehen Spielzeug fiir alle Altersklassen und ein Laptop mit
Videospielen zur Verfiigung. Zusétzlich gibt es in der Landesvertretung in Berlin Kinderbiicher in
der Bibliothek des Hauses sowie ein Klappbett, dass im Biro des jeweiligen Elternteils aufgestellt
werden kann. Im MF und MJ gibt es ein ,rollendes Kinderzimmer“. Dabei handelt es sich um ein
besonders konzipiertes Mébelstiick, das mit Spielzeug, einem Wickeltisch und Ablageflachen aus-
gestattet ist.

3. Bestehtin den einzelnen Ministerien die Mdglichkeit einer Kinderbetreuung?

Im MS (Dienstgebaude Gustav-Bratke-Allee) befindet sich eine ressortiibergreifende Grof3tages-
pflegestelle, deren Angebot sich in erster Linie an Landesbedienstete (einschlie3lich der Beschéaf-
tigten bei den Ministerien) richtet. Dies Angebot wird in externer Tragerschaft gefihrt und bietet
maximal zehn Platze fur Kinder im Alter von bis zu drei Jahren an. Die Grol3tagespflegestelle bietet
dartiber hinaus bei Betreuungsengpassen die Mdoglichkeit, Kinder bis zu 13 Jahren bei entspre-
chenden Vakanzen zeitlich begrenzt im Rahmen eines sogenannten Babysitterdienstes betreuen
zu lassen.

Mit dem ,TIGA-Park" wird durch eine Elterninitiative eine Kindertagesstatte samt Hort im Hauptge-
baude der Oberfinanzdirektion betrieben, die ebenfalls insbesondere Landesbedienstete fir ihre
Kinder nutzen.

MWK kann dariiber hinaus im Bedarfsfall auf entsprechende Einrichtungen des Geschéftsberei-
ches (Hochschuleinrichtungen) zurtickgreifen.

Die StK bietet in den Sommerferien am Standort Hannover regelmaRig fiir drei Wochen eine ganz-
tagige Kinderbetreuung in Zusammenarbeit mit der Region Hannover an.

Zur Betreuung durch die Eltern wird auf die Vorbemerkung bzw. die Antwort zu Frage 2 verwiesen.

7. Wo Uberall lauert die Gefahr von gesundheitsschadigendem Asbest in 6ffentlichen Gebau-
den?

Abgeordnete Martin Baumer, Ernst-Ingolf Angermann, Dr. Hans-Joachim Deneke-Jéhrens, Ingrid-
Klopp, Clemens Grof3e Macke und Axel Miesner (CDU)

Antwort des Niederséchsischen Finanzministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Im Rundblick - Politikjournal fiir Niedersachsen - wird in Ausgabe 221 am 5. Dezember 2016 unter
dem Titel ,Asbestsanierung schreckt Mitarbeiter im Wissenschaftsressort auf* von einer Mitteilung
der Hausverwaltung im Wissenschaftsministerium berichtet. Die genannte Mitteilung beinhaltete ei-
ne Bitte an alle Beschaftigten in dem friheren Preussag-Gebaude, weder N&agel in die Wand zu
schlagen noch Bilder aufzuh&ngen. ,Hintergrund sei, dass teilweise asbesthaltige Putze, Spachtel-
massen und Fliesenkleber verwendet worden seien, die im ,eingebauten, ruhenden Zustand keine
Gefahr fiir die Gesundheit* darstellten. Bei Rissbildung oder groRflachigen Abplatzungen sei die
Hausverwaltung zu informieren.

Vorbemerkung der Landesregierung

In bestehenden Gebauden und Bauwerken kénnen verdeckt bzw. unerkannt eingebaute Schad-
und Gefahrstoffe vorhanden sein, die im Verdacht stehen, gesundheitsgefahrdende Auswirkungen
auslosen zu kénnen. Stellvertretend seien hierfur benannt: Asbest-, schwermetall- oder PCB-hal-
tige Farben, asbesthaltige Putze sowie asbesthaltige Kleber- und Spachtelmassen. Das mdgliche
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Vorkommen dieser Stoffe ist nicht auf 6ffentliche Gebaude beschrankt, sondern betrifft 6ffentliche
und private Gebaude gleichermal3en.

Das Finanzministerium in seiner Zustandigkeit fur die Bau- und Liegenschaftsverwaltung des Lan-
des Niedersachsen hat diesen Sachverhalt den Dienststellen der Landesverwaltung zur Kenntnis
gegeben. Konkret wurde mitgeteilt, dass bei den in den Jahren zwischen 1960 bis 1995 errichteten
bzw. sanierten Gebauden teilweise astbesthaltige Putze, Spachtelmassen und Fliesenkleber ver-
wendet wurden. Zur Vermeidung eventueller Gefahrdungen durch einen unsachgeméafRen Umgang
mit diesen Bauteilen wurden daher Handlungsempfehlungen an alle Dienststellen der Landesver-
waltung herausgegeben. Diese dienen dem praventiven Schutz von Beschéftigten und anderen
Gebaudenutzern. Innerhalb der fir das Themenfeld ,Arbeitsschutz” zustandigen Behérden und In-
stitutionen wird derzeit die Diskussion gefiihrt, inwieweit die bestehenden Regelwerke und Richtli-
nien fir den Umgang mit asbesthaltigen Baustoffen erganzt werden miissen.

1. Sind weitere Gebaude im Zustandigkeitsbereich des staatlichen Baumanagements bzw.
der Landesverwaltung in Niedersachsen beziiglich oben genannter Thematik betroffen
und, wenn ja, welche?

Prinzipiell kdnnen alle Gebaude betroffen sein, die in dem Zeitraum zwischen 1960 und 1995 er-
richtet oder saniert wurden. Es macht keinen Unterschied, ob es sich um private oder &ffentliche
Gebaude handelt. Das Staatliche Baumanagement betreut rund 6 600 Gebaude und Bauwerke des
Landes sowie rund 15 800 Gebaude und Bauwerke des Bundes in Niedersachsen. Es ist davon
auszugehen, dass Gebaude des Landes und des Bundes von der Problematik betroffen sind. Eine
entsprechende Feststellung setzt jedoch Materialproben bzw. -untersuchungen voraus, die zum
Teil beauftragt sind oder noch beauftragt werden. Aus diesem Grund ist es derzeit abschlieRend
nicht moéglich zu sagen, welche Gebaude im Einzelnen konkret von dieser Problematik betroffen
sind.

2. Welche o6ffentlichen Geb&aude in Niedersachsen wurden in der Vergangenheit mit wel-
chem Ergebnis untersucht?

Die Frage kann nur fir die Gebaude des Bundes und des Landes in Niedersachsen beantwortet
werden. Erkenntnisse zu kommunalen oder sonstigen 6ffentlichen Gebauden, die nicht in den Auf-
gabenbereich des Staatlichen Baumanagements fallen, liegen der Landesregierung nicht vor. Die
OFD Niedersachsen ist beauftragt, eine Aufstellung der bereits untersuchten Geb&aude zu erstellen.
Ein Ergebnis liegt noch nicht vor.

3.  Was will die Landesregierung beziiglich der in Frage 1 genannten asbestverseuchten
Gebaude in Zukunft unternehmen?

Bei neu anstehenden Baumafnahmen in den unter Frage 1 genannten Geb&auden wird bei allen
Arbeiten an Bauteilen mit der moéglichen verdeckten Verwendung von asbesthaltigen Produkten ei-
ne Schadstoffuntersuchung durchgefiihrt und dem daraus resultierenden Gutachten entsprechend
verfahren.

8. Wird die Migrationsforschung in Niedersachsen geschwacht?
Abgeordneter Burkhard Jasper (CDU)
Antwort des Niedersichsischen Ministeriums fur Wissenschaft und Kultur namens der Lan-
desregierung
Vorbemerkung des Abgeordneten
Bundesministerin Schwesig hat jingst angekiindigt, den Ausbau einer stark gegenwartsorientierten

und von soziologischen Fragestellungen bestimmten Migrationsforschung an den Hochschulen in
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Berlin und Duisburg-Essen finanziell zu fordern. Die Universitat Osnabriick wurde nicht beriicksich-
tigt, obwohl dort ein entsprechender Forschungsschwerpunkt seit Jahrzehnten besteht.

Vorbemerkung der Landesregierung

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus Berlin, Bielefeld und Osnabriick (Institut fur Migrati-
onsforschung und interkulturelle Studien - IMIS, Universitat Osnabriick) haben die Finanzierung ei-
ner Vorstudie fur eine deutsche Plattform fiir Migrationsforschung angeregt. Ziel der Initiative war
es, die vorhandenen Kompetenzen der einschlagigen Einrichtungen in Deutschland einerseits zu
blndeln, andererseits die einzelnen Einrichtungen zusétzlich zu stérken. Die Initiative verfolgte ei-
nen dezentralen Ansatz, der auf Interdisziplinaritat setzte. In der Vorstudie sollten zunéchst die
Rahmenbedingungen fiir eine solche Plattform abgesteckt werden. Eine unmittelbare Zentrums-
griindung war nach hiesiger Kenntnis nicht beabsichtigt.

Einbezogen in die Initiative war Frau Staatsministerin Ozoguz, Bundesbeauftragte fiir Integration.
Im Rahmen der Haushaltsberatungen des Bundestags ist eine Verortung der Mittel im BMFSFJ be-
schlossen worden.

Nach bisheriger Information des Deutschen Bundestags wurde kurzlich beschlossen, insgesamt
6,8 Millionen Euro, davon 3 Millionen Euro in 2017 und weitere 3,8 Millionen Euro verteilt auf die
Jahre 2018 bis 2020. in den Haushalt des BMFSFJ zur Griindung eines Deutschen Zentrums fir
Integrations- und Migrationsforschung zu geben. Das Institut soll nach Beschlussvorschlag fiir den
Haushaltsausschuss des Bundestages durch die Humboldt-Universitéat zu Berlin geleitet werden;
als weiterer Partner wird das Interdisziplindre Zentrum fur Integrations- und Migrationsforschung
(InZentIM) der Universitat Duisburg-Essen im Beschlussvorschlag genannt.

1. Weshalb wurde die Universitat Osnabriick nicht berticksichtigt?

Die Initiative kam aus der Wissenschaft und wurde auf Bundesebene verhandelt und dort auch ent-
schieden.

Die Griinde fir diese Entscheidung sind hier nicht bekannt.

2. Was unternimmt die Landesregierung gegen die Benachteiligung der Migrationsfor-
schung in Niedersachsen durch die Mittelvergabe des Bundesministeriums?

Besonders das Osnabriicker IMIS stellt seit Jahren eine zentrale und leistungsstarke universitare
Einrichtung flr die Migrationsforschung dar. Es ist ein unverzichtbarer Bestandteil der Migrations-
forschung in Deutschland. Das Land hat das IMIS in der Vergangenheit unterstiitzt und wird es wie
bisher auch in Zukunft unterstutzen.

3. Wie hat sich die Landesregierung fur die Universitat Osnabrick eingesetzt?

Es wird auf die Antworten zu den Fragen 1 und 2 verwiesen. Darliber hinaus wird das Land ge-
meinsam mit der Universitat Osnabrick ausloten, wie das IMIS, nach der Beschlussfassung auf
Bundesebene, entsprechend seiner Bedeutung bei der anlaufenden Koordinierung Beriicksichti-
gung finden kann.
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Anderungsbedarf bei der Ringelschwanzpramie?

Abgeordnete Helmut Dammann-Tamke, Frank Oesterhelweg und Dr. Hans-Joachim Deneke-
Jéhrens (CDU)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Erndhrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Seit Dezember 2015 werden die ersten Mastschweinbetriebe durch die Tierwohlpramie geférdert.
Durch den Européischen Landwirtschaftsfonds fur die Entwicklung des léandlichen Raumes (ELER)
wurden 28 Millionen Euro fir die Verbesserung des Tierwohls von Legehennen und Mastschwei-
nen bereitgestellt (http://www.ml.niedersachsen.de/service/pressemitteilungen/agrarminister-meyer-
ringelschwanzpraemie-startet-mit-1650-euro-134624.html). Momentan wird eine Ringelschwanz-
pramie von 16,50 Euro vom Land gezahlt. Der Landesbauernverband geht jedoch davon aus, dass
erst mit einer Pramie von 25,00 Euro die entstehenden Kosten tatséchlich gedeckt werden kdnnen.
In diesem Jahr liegen der Landesregierung 156 Neuantrage vor. Niedersachsen ist Heimatland von
insgesamt 5400 Schweineméastern. Antrédge liegen dementsprechend fir nur 2,5 % der Mast-
schweine vor.

Vorbemerkung der Landesregierung

Mit der Ringelschwanzpramie ist der Landesregierung ein erfolgreicher Einstieg in ein fur Nieder-
sachsen sehr wichtiges Tierschutzthema gelungen. Sie zeigt, dass Schweinehaltung ohne das Ku-
pieren der Ringelschwanze mdglich ist. Eingeleitet ist damit der Ausstieg aus dem Schwéanzekupie-
ren. Diese MalRRnahme ist als erfolgsorientierte Pramie bewusst so konzipiert worden, dass der
Tierhalter ein hohes Eigeninteresse am Gelingen hat. Dazu gehdrt, dass zunachst nur wenige, gut
ausgebildete und besonders engagierte Landwirte an dieser MaBnahme teilnehmen sollten. Eine
wichtige Saule dieser Férdermaflinahme sind ebenso die 100-prozentigen Vor-Ort-Kontrollen.

Seit dem 1. Dezember 2016 lauft der zweite einjahrige Verpflichtungszeitraum fir die Tierwohlmaf3-
nahme. Fir dieses Jahr haben 156 Betriebe die Tierwohlférderung fir insgesamt 207 000 Schwei-
ne beantragt. Darunter sind 87 Beibehalter und 69 Neuantrdge. Unter den teilnehmenden Landwir-
ten bei der Ringelschwanzpramie sind sowohl Bio- und Neuland- als auch konventionelle Betriebe.
Letztere machen sogar zwei Drittel aller Betriebe aus. Neben kleinen beantragen auch gréRere Be-
triebe die Ringelschwanzpramie. Wir werden auf diesem Wege Schritt fir Schritt das Tierwohl in
den Schweinestallen weiter erhdhen. Dabei ist es selbstverstandlich, dass das Land Niedersachsen
ausreichende finanzielle Mittel zur Verfigung gestellt hat, um alle Antrége, die die Fordervoraus-
setzungen erfiillen, anzunehmen.

1. Wie kommt das Ministerium auf den Férderbetrag von 16,50 Euro wahrend der Landes-
bauernverband davon ausgeht, dass eine Kostendeckung erst mit einer Pramie von
25,00 Euro erreicht wird?

Vorausgeschickt sei, dass die ELER-Verordnung vorgibt, dass mit den Zahlungen die Gesamtheit
oder ein Teil der zusatzlichen Kosten infolge der eingegangenen Verpflichtung ausgeglichen wer-
den mussen.

Fir die Berechnung der Zahlungen sind bestimmte Annahmen zu machen, die der Antragsteller zu
erfullen hat, um die Ziele der Foérderung zu erreichen. Bei einer auflagenorientierten MalRnahme
lassen sich diese direkt aus der Richtlinie ableiten. Bei der Ringelschwanzpramie handelt es sich
aber um eine ergebnisorientierte MaRnahme. Spezielle Auflagen werden nicht vorgegeben. Jeder
Landwirt hat die Freiheit, das Mastverfahren selbst zu gestalten. Am Ende tragt er aber auch die
volle Verantwortung. Bei Nichterreichung des Ziels droht die Kiirzung der Pramie.

Vor diesem Hintergrund wurde die Landwirtschaftskammer Niedersachsen von ML mit der Berech-
nung der Forderpramie beauftragt. Der errechnete Wert betragt 23,75 Euro pro Mastschwein. Da
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mindestens 70 % der Mastschweine einen intakten Ringelschwanz haben missen, wurde nur 70 %
des errechneten Wertes als Pramiensatz pro Schwein berechnet. (23,75 x 70 %=16,62 Euro abge-
rundet auf 16,50 Euro).

2. Ist der negative Deckungsbeitrag ursachlich fur die geringe Anzahl an Antragen?

Nein. Bewusst sollten zunachst nur wenige Betriebe mitmachen, die es sich zutrauen. Deren Zahl
wéachst von Jahr zu Jahr.

3.  Wie plant die Landesregierung, die Attraktivitat des Programms zu erhéhen?

Die Landesregierung hat ein ganzes Bindel von Malinahmen erarbeitet, um die Attraktivitdt des
Programms weiter zu erhéhen.

An erster Stelle ist die Griindung des ,Expertennetzwerkes Tierschutz und Tiergesundheit”. Dieses
Expertennetzwerk wurde aus Mitteln des Tierschutzplanes finanziert, Auftragnehmer ist die Interes-
sengemeinschaft der Schweinehalter Deutschlands e. V. (ISN). Es ist gelungen, neben der Einbin-
dung des Berufsstandes (Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Verein zur Fdrderung der béuer-
lichen Landwirtschaft [VzF]) auch fuhrende Wissenschaftler der Tierarztlichen Hochschule Hanno-
ver, des Friedrich-Loffler-Institutes und der Hochschulen Osnabriick und Kiel fir die Arbeit in die-
sem Expertennetzwerk zu gewinnen. Der Schwerpunkt der Arbeit liegt in der Fortbildung und Bera-
tung der fir diese spezielle Aufgabe zustandigen Beraterinnen und Beratern (,train the trainer“) und
der Landwirte. Weiterhin wurde eine , Task-Force* aus Fachleuten etabliert, die Betriebe mit aktuel-
lem Beil3geschehen beratend unterstiitzen. Ein weiteres wichtiges Ziel ist die Weiterentwicklung
von Beratungsempfehlungen zum Verzicht auf das Schwéanzekupieren.

Vor dem Hintergrund der im ersten Verpflichtungsjahr erzielten hervorragenden Ergebnisse der
Ringelschwanzpramie geht die Landesregierung davon aus, dass dieses sehr intensive Beratungs-
konzept mit der Einbindung aller teilnehmenden Betriebe, der Beraterinnen und Berater (inklusive
Tierarzte), der finanziellen Férderung der einzelbetrieblichen Beratung und der finanziellen Forde-
rung von Fortbildungen der am Expertennetzwerk teilnehmenden Beratungskréfte eine wichtige
Saule dieses Programmes ist.

Die nachste Aufgabe wird die Auswertung und Verbreitung der Daten und Erfahrungen der teil-
nehmenden Betriebe sein, damit interessierte Landwirte auf sichere Erfahrungswerte zuriickgreifen
und den ersten Schritt zum Ausstieg aus dem Schwanzekupieren in ihrem Betrieb wagen kdnnen.

Vor dem Hintergrund, dass die Sauenhaltung und Ferkelaufzucht eine besonders hohe Rolle bei
der besseren Tierhaltung spielen, hat das Ministerium 2016 zuséatzliche Pramien fur die Ferkelauf-
zucht (5 Euro pro Ferkel) und das freie Abferkeln ohne Kastenstand bei der EU zur Genehmigung
angemeldet. Diese Pramien sind mit der bisherigen Mastschweinepramie kombinierbar, das bedeu-
tet, dass - vorausgesetzt die Genehmigung der EU-Kommission - etwa Betriebe mit geschlossenem
System in Zukunft 21,50 Euro fir das Halten von Ferkeln/Schweinen mit intaktem Ringelschwanz
bekommen kdnnen.

Nachfrage zu Drucksache 17/6890: Welche Herdenausbriiche kénnen aller Wahrscheinlich-
keit nach auf den Wolf zuriickgefiihrt werden?

Abgeordneter Ernst-Ingolf Angermann (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

In der Antwort auf die Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung in der Drucksache 17/6890)
fuhrte das Umweltministerium auf Frage 2 aus, dass es Herdenausbriiche gebe, die aller Wahr-
scheinlichkeit nach auf den Wolf zurtickzufiihren seien.
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Vorbemerkung der Landesregierung

Ausbriiche von Weidetieren kommen vor, seit es Weidehaltung gibt. Die Griinde sind unterschied-
lichster Natur, am haufigsten schlechte oder schadhafte Z&une, Hunger, Durst oder der Ge-
schlechtstrieb der Weidetiere. Das unbefugte Offnen von Zaunen oder Driickjagden kénnen eben-
falls Grund fur Weideausbruiche sein, wie das Treiben durch andere Tiere. Der Eindruck, dass sich
Ausbriiche in letzter Zeit haufen, kann nicht bestatigt werden. Eine statistische Erhebung ist der
Landesregierung hierzu nicht bekannt. Die Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung (8 3 Abs. 2
Nr. 3) sieht vor, dass Haltungseinrichtungen so ausgestattet sein missen, dass die Tiere u. a., so-
weit mdglich, vor Beutegreifern geschitzt werden.

1. Welche Herdenausbriiche (bitte einzeln mit Ort, Datum, Tierart und Anzahl der Tiere
angeben) wurden nach Wissen der Landesregierung aller Wahrscheinlichkeit nach vom
Wolf verursacht?

Im Unterschied zur amtlichen Feststellung der Verursacherschaft von Nutztierrissen ist es bei Aus-
brichen in der Regel nicht mdglich, anhand der Spurenlage festzustellen, ob Wdlfe dafiir ursachlich
waren oder erst nachtréglich hinzugekommen sind. Die einzige Mdglichkeit zu einer solchen Verur-
sacherschaftsfeststellung ware das Vorliegen von fotografischen oder filmischen Aufnahmen.

Gelegentlich, wie z. B. im Fall des Ausbruchs einer Rinderherde im Landkreis Cuxhaven am
05.09.2016, wird von der Landesregierung mit hoher Wahrscheinlichkeit angenommen, dass diese
durch Wolfsangriffe ausgeldst wurden, obwohl ein entsprechender Nachweis nicht erbracht werden
kann. Aufgrund der Nichtnachweisbarkeit der Verursacherschaft fir Herdenausbriiche existiert da-
her auch keine amtliche Statistik Uiber eine solche.

2.  Welche konkreten Herdenausbriiche (bitte einzeln mit Ort, Datum, Tierart und Anzahl
der Tiere angeben) wurden nachweislich durch den Wolf verursacht?

Kein der Landesregierung bekannter Herdenausbruch wurde nachweislich durch den Wolf verur-
sacht.

3. Durch welche Nachweise kommt die Landesregierung zu der Feststellung, dass die
einzelnen Herdenausbriche auf den Wolf zuriickzufiihren sind (bitte Nachweise den
einzelnen Herdenausbrichen zuordnen)?

Siehe Antwort zu Frage 1.

PraventionsmalRnahmen Vogelgrippe

Abgeordnete Dr. Hans-Joachim Deneke-Johrens, Rainer Fredermann, Helmut Dammann-Tamke,
Heiner Ehlen und Frank Oesterhelweg (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Ernahrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Das Land Niedersachsen hatte in der Vergangenheit bereits mehrere Ausbriiche einer Vogelgrippe
zu beklagen. Dies hat der Gefliigelwirtschaft in Niedersachsen erhebliche direkte und indirekte Ver-
luste eingebracht. Wie eine Sprecherin des Landwirtschaftsministeriums in einer Unterrichtung zum
Ausbruch der Vogelgrippe im LK Cloppenburg vom 30. November 2016 im Ausschuss fiir Ernah-
rung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz und Landesentwicklung erlauterte, werde die genannte In-
fektion durch Zugvdgel eingeschleppt bzw. Gbertragen. Laut dem Ministerium bestehe diese Gefahr
aufgrund der Flugwege der Wildvogel jedes Jahr aufs Neue.
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Vorbemerkung der Landesregierung

In Niedersachsen wurde in den letzten Jahren einzelne Falle von hochpathogener (HPAI) bzw.
niedrigpathogener Aviarer Influenza (LPAI) in Hausgefliigelbestanden festgestellt:

2011: ein Fall LPAI,

2012: kein Fall,

2013: sechs Falle LPAI,

2014: zwei Falle HPAI, ein Fall LPAI,
2015: ein Fall HPAI, zwei Falle LPAI,
2016: bisher ein Fall HPAI.

Die Ursachen der Einschleppung sind ungeklart.

1.  Welche prophylaktischen UberwachungsmaRnahmen wurden in der Vergangenheit er-
griffen?

Wildvogelmonitoring

In Niedersachsen wird seit 2006 wegen der besonderen Risikolage sowohl ein aktives als auch ein
passives Monitoring bei Wildvdgeln auf der Grundlage jeweils aktueller Risikobewertungen des FLI
durchgefiihrt. Diese Risikolage ergibt sich aus der besonders hohen Geflligeldichte in einigen Re-
gionen, aus dem zunehmenden Anteil von Freilandhaltungen und den ubiquitar und zahlreich vor-
kommenden Wildvogeln, inshesondere den am Wasser lebenden Wildvdgeln.

Im aktiven Monitoring werden insbesondere die gefédhrdeten Wasservogelarten in Gebieten mit
besonderer Bedeutung als Rast- und Uberwinterungsgebiete fiir ziehende Vogelarten und unter
Bertcksichtigung der Gefligeldichte und Freilandhaltungen beprobt. Die Probenahme erfolgt im
Rahmen der Jagdausiibung durch niedersachsische Jager oder gegebenenfalls durch Kotproben
auBerhalb der Jagdzeiten und von nicht jagdbaren Arten.

Dariiber hinaus werden im passiven Monitoring krank erlegte oder tote Wildvégel von den zu-
sténdigen Veterinardmtern dem LAVES zur Untersuchung auf das Virus der avidren Influenza zu-
geleitet.

Seit diesem Jahr wird auf der Grundlage der Verordnung zur Durchflihrung eines Monitorings auf
das Virus der Geflugelpest bei Wildvégeln (Wildvogel-Gefliigelpest-Monitoring-Verordnung - WvGe-
flpestMonV) vom 8. Marz 2016 das Monitoring bei Wildvdgeln durchgefihrt.

Gemal der Wildvogel-Gefliigelpest-Monitoring-Verordnung wird ein aktives Monitoring durchge-
fuhrt. In Niedersachsen sind mindestens 750 Proben vorrangig in den Monaten September bis Ja-
nuar zu untersuchen. Es werden Proben mittels kombiniertem Rachen- und Kloakentupfer aus-
schlieBlich bei Wildvogelarten enthommen, fiir die Jagdzeiten festgesetzt sind. Von den ubrigen
Wildvogelarten werden frische Proben von beobachtet abgesetztem Kot entnommen. Eine Beja-
gung aufRerhalb der geltenden Schonzeitenverordnung ist grundséatzlich nicht vorgesehen.

Daneben erfolgt weiterhin ein passives Monitoring, das vorrangig auf erkrankte und verendete
Wildvogel, insbesondere Enten, Génse, Schwéane, einige Watvogelarten, bestimmte Greifvogelar-
ten sowie Sturm- und Lachmoéwen, und Funde an Gewassern, insbesondere in Nahe von Betrieben
mit Gefligelhaltung, ausgerichtet ist. Das passive Monitoring wird landesweit und ganzjahrig
durchgefihrt. Es soll unter Einbeziehung von Naturschutz-, Jagd- sowie ornithologischen Organisa-
tionen helfen, friihzeitig Gber ungewohnlich hohe Sterblichkeitsraten sowie Seuchenausbriiche,
insbesondere bei Wasservogelarten, Kenntnis zu erlangen.

Hausgefligelmonitoring:

Seit 2004 findet ein EU-weites Hausgefliigelmonitoring statt, bei dem pro Jahr etwa 240 nieder-
sachsische Gefligelbestédnde serologisch untersucht werden. Von Enten- und Gansehaltungen
werden 20 Blutproben pro Bestand untersucht, in allen anderen Gefligelbestanden zehn Blutpro-
ben pro Bestand. Die Gefligelbetriebe werden dazu risikobasiert ausgewahit. In diesem Jahr wur-
den bereits 198 Bestande mit mehr als 3 600 Proben untersucht.
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Daneben werden gemaf § 4 der Geflugelpest-Verordnung zur Friherkennung von Infektionen mit
aviaren Influenzaviren Abklarungsuntersuchungen eingeleitet, wenn in einem Hausgefliigelbestand
mit bis zu 100 Tieren mehr als 3 % verendetes Gefliigel innerhalb von 24 Stunden oder mehr als
2 % verendetes Gefliigel innerhalb von 24 Stunden in einem Bestand mit mehr als 100 Tieren auf-
tritt. In Ganse- und Entenhaltungen werden entsprechende Untersuchungen eingeleitet, wenn mehr
als das Dreifache der Ublichen Sterblichkeit auftritt. Abklarungsuntersuchungen geman § 4 der Ge-
fligelpest-Verordnung werden zudem bei erheblichen Veranderungen der Legeleistung oder der
Gewichtszunahme durchgefihrt.

In niedersachsischen Gefliigelhaltungen werden Abklarungsuntersuchungen bereits unterhalb der
oben genannten Grenze durchgefiihrt. Dies fuhrte in der Vergangenheit zu einem friihzeitigen Er-
kennen der Ausbriiche und somit zu einer Verhinderung der weiteren Ausbreitung, besonders in
gefligeldichten Gebieten.

2. Wie haufig wurden an welchen Standorten Proben auf welche Erreger und von wem un-
tersucht?

2016 wurden bisher 840 Wildvdgel im aktiven und 340 Wildvdgel im passiven Monitoring beprobt.

Die Probenverteilung und die Anzahl der Proben im aktiven Monitoring werden jéhrlich durch einen
Erlass des ML festgelegt.

Fur 2016 ist die regionale Verteilung der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.

LK Friesland Jadebusen 20 Proben
LK Wesermarsch 40 Proben
LK Aurich 25 Proben
LK Leer Dollart 25 Proben
Stadt Emden 10 Proben
LK Cloppenburg 60 Proben
LK Diepholz 60 Proben
LK Emsland B b . W | 120 Proben
L Oldenpu B e mipeserete | 60 roben
LK Osnabriick 60 Proben
LK Vechta 60 Proben
LK Grafschaft Bentheim 60 Proben
LK Cuxhaven Nordseekiiste/Elbesaum 60 Proben
Lk Harburg Vorrangig Elbtalaue 60 Proben
Weitere Landkreise Region Hannover 30 Proben
Summe fiir Niedersachsen 750 Proben

Die Veterinarbehorden der betreffenden Landkreise, der Stadt Emden und der Region Hannover in-
formieren die Jagdbehdrde sowie die Naturschutzverwaltung Uber die Probenahme und Uberwa-
chen das Monitoring (aktives Monitoring).

Die Proben im Rahmen des passiven Monitorings werden landesweit durch die Veterindrbehérden
dem LAVES zur Abklarung auf das Virus der Gefliigelpest zugeleitet.

3. Welche Mainahmen will die Landesregierung ergreifen, um in den kommenden Jahren
das Eintragungsrisiko zu vermeiden?

Die durch die Geflugelpest-Verordnung und die Wildvogel-Gefligelpest-Monitoring-Verordnung
vorgegebenen MalRnahmen werden weiterhin konsequent in Abhangigkeit der aktuellen Geféhr-
dungslage umgesetzt. Von besonderer Bedeutung im Hinblick auf die Vermeidung der Einschlep-
pung von Geflugelpest in einen Hausgefligelbestand sind die durch § 6 der Gefligelpest-
Verordnung vorgegebenen weiteren allgemeinen SchutzmalRregeln.
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Das gesetzlich erlaubte Aussetzen von Federwild (z. B. Fasan und Wildente) birgt gewisses Eintra-
gungspotenzial, das die Jagdrevierinhaber durch Verzicht oder veterindrmedizinische Untersu-
chung reduzieren sollten. Ausléandische sowie deutsche Jager sind bei der Einreise Uber die geeig-
neten Vorsichts- und HygienemafRRnahmen zur Vermeidung der Ubertragung der Vogelgrippe zu in-
formieren. Durch aufklarende Hinweise in der jagdlichen Fachpresse ist die Jagerschaft insgesamt
zu sensibilisieren.

12. Welche Aufgaben hat die Kommission zur Aufarbeitung des Antisemitismus-Falls an der
HAWK?

Abgeordneter Jorg Hillmer (CDU)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wissenschaft und Kultur namens der Lan-
desregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

In einer Pressemitteilung des Ministeriums fir Wissenschaft und Kultur vom 14. November 2016
wird das Ergebnis eines Gutachtens des Berliner Zentrums fiir Antisemitismusforschung zu einem
inzwischen eingestellten Seminarangebot an der Hochschule fiir angewandte Wissenschaft und
Kunst Hildesheim/Holzminden/Géttingen (HAWK) so beschrieben: ,Sowohl in der Konzeption als
auch in der Durchfiihrung des Seminars ,Soziale Lage der Jugendlichen in Palastina‘ sind gravie-
rende wissenschaftliche Mangel festzustellen.” Als Konsequenz daraus heif3t es in der Pressemit-
teilung weiter: ,Das Wissenschaftsministerium wird unverziglich mit dem Prasidium der HAWK ei-
ne Zielvereinbarung auf den Weg bringen, um die mit dem Gutachten erforderlichen Konsequenzen
umzusetzen. Die Hochschule wird damit aufgefordert, zeitnah ein Konzept zur Qualitatssicherung in
der Lehre zu erstellen, dabei die Einbindung der Studierendenevaluationen darzulegen, Auswahl-
kriterien bei Lehrbeauftragten zu erarbeiten und sicherzustellen, dass es keine vergleichbaren
Sachverhalte an der Hochschule gibt. Zudem unterstiitzt das MWK zur hochschulinternen Aufarbei-
tung die Einrichtung einer fakultatsiibergreifenden Kommission.”

Dr. Gabriele Heinen-Kljaji¢, Niedersachsische Ministerin fur Wissenschaft und Kultur, sagte laut
dieser Pressemitteilung: ,Es ist Aufgabe jeder Hochschule, sich mit Antisemitismus kritisch ausei-
nanderzusetzen. Umso wichtiger ist es, aus diesem Fall fur die zukiinftige Gestaltung von Lehran-
geboten Konsequenzen zu ziehen.”

Die HAWK teilte am 14. November 2016 mit: ,Die Hochschulleitung akzeptiert die Bewertung des
Zentrums fur Antisemitismusforschung. Sie wird umgehend die erforderlichen Konsequenzen aus
dem Gutachten ziehen und sich dabei eng mit dem Wissenschaftsministerium abstimmen.“ Am
23. November 2016 heif’t es in einem auf der Internetseite der HAWK verdéffentlichten Beschluss
des Hochschulsenats: ,Der Senat begri3t, dass sich das Ministerium dem Vorschlag des Senats
angeschlossen hat, eine Arbeitsgruppe einzusetzen.”

1. Welche Mitarbeiter des Ministeriums fir Wissenschaft und Kultur werden an der von
der Ministerin angekliindigten Arbeitsgruppe bzw. Kommission an der HAWK mitwir-
ken?

Nach derzeitiger Planung wird die Teilnahme auf Referatsleitungsebene erfolgen.

2. Wie genau lautet der Auftrag der an der HAWK tatigen Kommission bzw. Arbeitsgrup-
pe?

Die fakultatsiibergreifende Projektgruppe wird in Anlehnung an den Auftrag des Senates vom
2. November 2016 einen hochschulweiten Prozess zur Sicherstellung von Qualitatsstandards in der
Lehre initiieren und begleiten. Dabei weisen die Erkenntnisse des Gutachtens wichtige Leitplanken
fur einen entsprechenden Arbeitsauftrag an die Projektgruppe aus. Ausgehend von den aufzukla-
renden Sachverhalten und einer kritischen Untersuchung der Mechanismen zur Qualitatssicherung
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insbesondere bei Lehrauftrdgen sowie des Umganges mit studentischen Evaluierungen wird zent-
rale Aufgabe die Entwicklung von Konzepten und Strategien sein, die zum einen eine Wiederho-
lung eines vergleichbaren Vorgangs in der Zukunft verhindern und gleichzeitig ein herausragendes
hochschulweites Qualitatssicherungssystem darstellen.

3. Welcher Zeitplan ist fiir die Arbeit der Kommission bzw. Arbeitsgruppe genau vorgese-
hen (Zeitpunkt der Berufung/Einsetzung, weitere Termine, Zeitpunkt der Vorstellung der
Ergebnisse)?

Die konstituierende Sitzung ist fur den 22. Dezember 2016 vorgesehen. In dieser Sitzung werden
voraussichtlich das konkrete Arbeitsprogramm und davon abhé&ngig auch der Zeitplan erarbeitet.

13. Wird der zweite Bauabschnitt des Justizzentrums Osnabriick zligig realisiert?
Abgeordneter Burkhard Jasper (CDU)

Antwort des Niederséchsischen Finanzministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Mit der geplanten Realisierung des zweiten Bauabschnitts beim Justizzentrum Osnabruck soll der
Sanierungsstau abgebaut werden, der nach allgemeiner Ansicht am Standort besteht. Fur diese
MaRBnahmen sind nach dem Entwurf des Haushaltsplans 2017 100 000 Euro, 2018 2,5 Millionen
Euro sowie 2019 und spater 27,4 Millionen Euro vorgesehen, insgesamt somit 30 Millionen Euro.
Prioritat geniel3t dabei der Neubau auf den Flachen fiir den Justizvollzug und die Gerichte.

Vorbemerkung der Landesregierung

Fur das Justizzentrum Osnabriick erfolgten bereits in einem ersten Bauabschnitt die Aufstockung
des Amtsgerichtes im Kollegienwall 29/31 fiir die Unterbringung von Sitzungssélen und Bespre-
chungsraumen mit Gesamtkosten in Héhe von rund 3,8 Millionen Euro sowie der Ankauf und die
Herrichtung des Gebaudes Kollegienwall 5 mit Gesamtkosten in Hohe von rund 2,1 Millionen Euro.
Im letztgenannten Geb&ude wurden Flachen fur Schulungszwecke geschaffen und das Handelsre-
gister untergebracht. Beide Baumaf3nahmen sind fertiggestellt und seit Februar 2015 in Nutzung.

In einem zweiten Bauabschnitt sind nunmehr zundchst der Abriss der vorhandenen JVA sowie ein
Neubau fiir das Amts- und Landgericht und den Justizvollzug vorgesehen. Hierflir sowie fur die Er-
weiterung der Staatsanwaltschaft, die im Anschluss daran geplant ist, wird derzeit die Bauanmel-
dung aus dem Jahr 2012, in der erste baufachliche Voruberlegungen erfolgten, aktualisiert.

1. Sollen der Abbruch der JVA und der Neubau an diesem Standort fiir den Justizvollzug
und die Nebenstelle des Amtsgerichts zligig realisiert werden oder dauert die Umset-
zung unter Umstanden noch mehrere Jahre?

Der Abbruch der JVA und der Neubau fiir das Amts- und Landgericht einschlieBlich des Justizvoll-
zugs werden so zligig wie moglich geplant und baulich umgesetzt. Aufgrund der erforderlichen Zeit-
raume fur Planung, Genehmigung und bauliche Realisierung eines Projektes in der o. g. Grol3en-
ordnung erstreckt sich die Durchfuihrung der MaRnahme auch bei einer ziigigen Umsetzung natur-
gemald Uber mehrere Jahre. Nach Beschluss des Haushaltsplans 2017/2018 durch den Landtag,
Genehmigung und Priifung der Bauanmeldung durch das Justizministerium und den Niedersachsi-
schen Landesrechnungshof kann der Planungsauftrag fiir den Abbruch der JVA und den Neubau
des Amts- und Landgerichts sowie des Justizvollzugs voraussichtlich im Frihjahr 2017 erteilt wer-
den.
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2. Wird sich daran sofort der Anbau an das bestehende Geb&ude der Staatsanwaltschaft
anschlieBen, sodass die Nebenstelle an der Goethestral’e aufgegeben werden kann?

Die Landesregierung nimmt in Aussicht, die abschlieBende MaRhahme des zweiten Bauabschnittes
fur das Justizzentrum Osnabrick (Staatsanwaltschaft) bei kommenden Haushaltsplanungen
schnellstmdglich zu berlicksichtigen. Diese Absicht wird in die fortzuschreibende Mittelfristigen Fi-
nanzplanung 2017 bis 2021 aufgenommen.

Die Vorgehensweise orientiert sich am baulichen Ablauf, da erst nach Fertigstellung der o. g. Neu-
baumalRnahme und Auszug des Amts- und Landgerichtes aus dem Geb&ude Kollegienwall 9/10 mit
der Baumalinahme der Staatsanwaltschaft (Sanierung des Gebéaudes Kollegienwall 9/10/Erweite-
rungsneubau) begonnen werden kann.

3. Wird mit den MaRBnahmen auch ein einheitlicher Eingangsbereich von Land- und Amts-
gericht geschaffen?

Es ist geplant, dass das Amts- und Landgericht im Zuge der Neubaumaf3nahme einen gemeinsa-
men Eingangsbereich erhalten soll.

14. Wann werden Erleichterungen bei der Arbeitszeitdokumentation in der Landwirtschaft
umgesetzt?

Abgeordnete Hermann Grupe, Dr. Stefan Birkner, Gabriela Kénig, Jérg Bode und Horst Kortlang
(FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Branchen Landwirtschaft und Gartenbau haben mit der Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-
Umwelt (IG BAU) durch den Abschluss eines Mindestentgelttarifvertrages eine Ausnahme vom ge-
setzlichen Mindestlohn vereinbart. Der Tarifvertrag wurde nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz
fur allgemeinverbindlich erklart. Aus diesem Grund ist die Bundesregierung bisher davon ausge-
gangen, dass beziglich der Aufzeichnungspflichten fur Landwirtschaft und Gartenbau nicht die Re-
gelungen des Mindestlohngesetzes, sondern die des Arbeitnehmerentsendegesetzes anzuwenden
seien. Dieser Auffassung hat nun das Oberlandesgericht (OLG) Hamm in einem Urteil widerspro-
chen (Agra-Europe vom 28. November 2016: Landerberichte, Seite 2). Demnach bestehe lediglich
eine Pflicht zur Arbeitszeitdokumentation nach dem Mindestlohngesetz. Diese unburokratischere
Regelung werde in der Praxis bisher nicht angewendet, mahnte der Verband Rheinischer Obst-
und Gemuiseanbauer an. Ohne eine Dienstanweisung an die zustédndigen Behdrden werde die be-
stehende Priifpraxis fortgesetzt, und Arbeitgeber mussten auch weiterhin mit GeldbuRen rechnen,
wenn sie sich nicht an die bisher geltende Rechtsauffassung hielten.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Kleine Anfrage zur mindlichen Beantwortung nimmt Bezug auf den Beschluss des 3. Senats
fur Bul3geldsachen des Oberlandesgerichts Hamm vom 18.10.2016 (Az. 3 RBs 277/16), abrufbar
Uber das Justizportal Nordrhein-Westfalen unter www.nrwe.de.

Gegenstand des Verfahrens war die Verhangung eines Bul3gelds gegen den Inhaber eines land-
wirtschaftlichen Betriebs, der aufgrund der nach § 7 a Abs. 1 und 4 in Verbindung mit Abs. 2 und 3
und § 7 Abs. 2 des Arbeitnehmerentsendegesetzes (AENtG) erlassenen Verordnung tber zwingen-
de Arbeitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft sowie im Gartenbau (Landwirtschaftsar-
beitsbedingungenverordnung - LandwArbbV) an die Rechtsnormen des Tarifvertrags zur Regelung
der Mindestentgelte flr Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirtschaft sowie im Gartenbau der
Bundesrepublik Deutschland (TV Mindestentgelt) vom 29. August 2014 gebunden war.
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Der Betriebsinhaber hatte es versaumt, die Arbeitszeit eines Arbeitnehmers zu dokumentieren, so-
dass das zustandige Hauptzollamt als BuR3geldbehtrde gegen ihn wegen vorsatzlichen VerstofRes
gegen § 19 Abs. 1, § 23 Abs. 1 Nr. 8, Abs. 3 AEntG ein BuRgeld verhangte.

Das OLG Hamm hat die Entscheidung des Amtsgerichts Bielefeld, nach der es keine entsendege-
setzliche Grundlage zur Sanktionierung der nicht erfolgten Dokumentation der Arbeitszeit gibt, nicht
beanstandet.

Eine Aufzeichnungspflicht nach MiLoG hat das OLG Hamm verneint, da eine Dokumentationspflicht
gemaf § 17 Abs. 1 MiLoG fir geringfiigig Beschaftigte nach § 8 Abs. 1 des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch und die in § 2 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes (SchwarzArbG) genannten
Wirtschaftsbereiche und Wirtschaftszweige gelte. Zu den in § 2 SchwarzArbG genannten Branchen
gehdre die Landwirtschaft nicht, der betroffene Arbeitnehmer sei auch nicht geringfligig beschaftigt
gewesen, sodass der Betriebsinhaber im zu entscheidenden Fall nicht nach MiLoG dokumentati-
onspflichtig gewesen sei.

Das OLG Hamm hat auf § 2 SchwarzArbG (,Prufungsaufgaben®) verwiesen. Offensichtlich handelt
es sich um einen Schreibfehler. Die Aufzéhlung der Wirtschaftsbereiche und Wirtschaftszweige be-
findet sich in § 2 a SchwarzArbG (,Mitfuhrungs- und Vorlagepflicht von Ausweispapieren®).

Aus Sicht der Landesregierung ist die Pflicht zur Dokumentation von Arbeitszeiten ein tragender
Teil der bestehenden Mindestlohnvorschriften. Die Landesregierung war und ist im Ubrigen der
Auffassung, dass es weiterer diesbeziiglicher gesetzlicher Ausnahmen Uber die bestehenden Re-
gelungen hinaus nicht bedarf.

1. Wie bewertet die Landesregierung das Urteil des OLG Hamm?
Die Landesregierung hat den Beschluss des OLG Hamm zur Kenntnis genommen.

Der Beschluss befasst sich mit der Auslegung bundesgesetzlicher Vorschriften, die durch Bundes-
behdérden vollzogen werden. Es liegt nicht in der Zusténdigkeit oder Befugnis der Landesregierung,
die Rechtsauffassung des OLG Hamm zu bewerten oder zu kommentieren.

2. Welche Behotrden sind fir die Umsetzung des Urteils des OLG Hamm zustandig, und
welche Behdrden miissten diese Umsetzung anweisen?

Der Beschluss bindet zunachst nur die erlassende Behérde und den Adressaten des Buf3geldbe-
scheides.

Zustandig fur die Prifung der Einhaltung der Pflichten eines Arbeitgebers nach MiLoG und AEntG
sowie flr die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten sind die Behérden der Zollverwal-
tung im Geschéftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen.

Der Erlass von Dienstanweisungen zum Umgang mit den einschlagigen Vorschriften bzw. zur Um-
setzung von Rechtsprechung obliegt den zustandigen Bundesbehdrden.

Ob und, wenn ja, welche Ruckschlisse die zustandigen Bundesbehérden aus dem Beschluss zie-
hen werden, ist der Landesregierung nicht bekannt.

3.  Wie hat die Landesregierung bisher und wie wird sie in Zukunft dazu beitragen, dass
das Urteil des OLG Hamm schnellstmdglich umgesetzt wird und die landwirtschaftli-
chen Betriebe, die Gartenbaubetriebe sowie die 6ffentliche Verwaltung auf diese Weise
von unnétiger Birokratie verschont werden?

Wie bereits unter 1. und 2. dargelegt, obliegt die Umsetzung des Beschlusses des OLG Hamm den
fur die Prufung der Einhaltung der Vorschriften des AEntG zustandigen Bundesbehérden in origina-
rer Zustandigkeit, nicht den Landesbehérden.

Drucksache 17/7145



Niedersachsischer Landtag — 17. Wahlperiode Drucksache 17/7145

15. B 65: Welche Beeintrachtigungen gehen mit einem Neubau der Ortsumgehung Bad
Essen/Wehrendorf einher?

Abgeordnete Gabriela Kdnig (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die BundesstraRe 65 hat durch mehrere MaRnahmen in den Bundesverkehrswegeplan 2030 Ein-
zug gehalten. Eine dieser MaRnahmen ist die Ortsumgehung bei Bad Essen. In diesem Abschnitt
der B 65 ist ein 13,3 km langer Neubau in zweistreifiger Ausfiihrung geplant. Vor Ort hat sich die
Birgerinitiative ,Stoppt die B65 neu“ gegriindet. Die Birgerinitiative listet eine Fille von Einwen-
dungen gegen den geplanten Verlauf der B 65 neu auf. Unter anderem werden erhebliche Eingriffe
in die gewachsene Kulturlandschaft und Grundwasserabsenkungen angefiihrt. Diese und zahlrei-
che weitere Folgen, welche auch in einer Ratsvorlage (Vorlage-Nr.: FD3/2016/099) der Stadt Bad
Essen aufgezahlt werden, haben negativen Einfluss auf die geméaR Naturschutzgesetzgebung be-
kannten Schutzguter.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Bundesregierung hat den Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP 2030) am 03.08.2016 be-
schlossen. Auf der Grundlage des BVWP 2030 wurde vom Bund der Bedarfsplan fir die Bundes-
fernstralRen aufgestellt. Dieser ist als Anlage zum FernstraRenausbaugesetz mit einigen Anderun-
gen am 02.12.2016 vom Deutschen Bundestag beschlossen worden.

Die Ortsumgehung (OU) Bad Essen/Wehrendorf im Zuge der B 65 ist sowohl im BVWP 2030 als
auch im neuen Bedarfsplan fiir die Bundesfernstraf3en in den ,Weiteren Bedarf mit Planungsrecht”
(WB*) eingestuft. Damit wurde nicht tber den Streckenverlauf, sondern nur tUber das ,Ob“ des Vor-
habens entschieden. Erst in der konkreten Planung werden die Linienfiihrung der neuen Stralle
und der endgtiltige Umfang der MaRnahme festgelegt.

Die Planung neuer Straf3en ist in ihren Inhalten und in ihrem Ablauf in die Vorgaben verschiedener
Fachgesetze eingebunden. Wesentliche Aspekte fir Neubauvorhaben sind neben der Beriicksich-
tigung des lokalen siedlungsstrukturellen Umfeldes z. B. auch die Umsetzung von Regelungen aus
der Umweltgesetzgebung hinsichtlich Natur, Landschaft, Wasser und Immissionen. In den ver-
schiedenen Planungsphasen werden die Burger und die Kommunen formell in gesetzlich geregel-
ten Verfahren oder informell beteiligt.

Konkrete Planungen fir die OU Bad Essen/Wehrendorf hat das Land noch nicht begonnen. Unter
Federfuhrung des Landkreises Osnabrtick hat sich jedoch ein Runder Tisch mit externer Moderati-
on gebildet. Die beiden ersten Treffen waren am 23.06.2016 und am 05.09.2016; ein weiteres Tref-
fen soll im Jahr 2017 stattfinden. Hier besteht mittlerweile ein reger und konstruktiver Austausch
verschiedener Interessengruppen.

Neben der Birgerinitiative ,Stoppt die B 65 neu” hat sich vor Ort auch eine ,IG der Anwohner der
B 65 in Wehrendorf“ gebildet, die sich fir eine Ortsumgehung einsetzt.

1. Welche Bedeutung hat die MaBnahme B 65 OU Bad Essen/Wehrendorf (B 65-G10-NW-
NI-T1-NI) aus Sicht der Landesregierung fiir die betroffenen Ortschaften und Einwoh-
ner, fir die Region und fir den Gbergeordneten Verkehr?

Der Bund hat die Notwendigkeit zur Bewaltigung des zukinftigen Verkehrs sowie die Wirtschaft-
lichkeit und Nachhaltigkeit des Projektes im Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung geprift. Die
OU Bad Essen/Wehrendorf im Zuge der B 65 wurde dabei als Teilprojekt in einem Gesamtprojekt
bewertet. Das Gesamtprojekt hat nach der Ermittlung des Bundes einen hohen Nutzenwert. Das
Nutzen-Kosten-Verhéltnis betragt 3,8 und liegt damit weit tiber der Wirtschaftlichkeitsgrenze. Das
Projekt verbessert die Erreichbarkeit der Mittelbereiche Libbecke, Nienburg und Espelkamp und
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weist nach Feststellung des Bundes im Vergleich mit anderen Projekten eine mittlere Raumwirk-
samkeit auf. Die raumordnerische Bedeutung ist aus diesen Griinden vom Bund als ,mittel“ einge-
stuft. Die stadtebauliche Bedeutung, die vom Bund als ,hoch* bewertet wird, ergibt sich daraus,
dass sich auf 92 % L&ngenanteil der alten Bundesstraf3e innerdrtliche Entlastungen einstellen wir-
den und auf 75 % Umgestaltungspotenziale bestehen. Die Umweltbetroffenheit wird vom Bund als
~mittel* beurteilt. Die detaillierten Ergebnisse kdnnen dem Projektinformationssystem (PRINS) zum
BVWP 2030 auf der Internet-Seite des Bundesministeriums fur Verkehr und digitale Infrastruktur
(BMVI) entnommen werden.

2. In welcher Form konnten die Burgerinnen und Bulrger, die kommunalen Parlamente und
die betroffenen Kommunen bisher Stellung zum Projekt oder zu Teilaspekten des Pro-
jektes nehmen bzw. Stellungnahmen abgeben?

Im Vorfeld der Projektmeldungen des Landes zum BVWP - Teil StralRe fanden im Oktober 2012
Regionalkonferenzen in Hannover, Oldenburg, Lineburg und Braunschweig statt. Die Kommunen
hatten hier Gelegenheit, Stellungnahmen zu Projekten abzugeben.

Im Rahmen der Bundesverkehrswegeplanung hatte das BMVI den Entwurf des BVWP 2030 am
16.03.2016 verdffentlicht. Sowohl Birgerinnen und Burger als auch Kommunen hatten die Moglich-
keit, in der Zeit vom 21.03.2016 bis 02.05.2016 schriftliche Stellungnahmen einzureichen. In dieser
Zeit konnte der BVWP-Entwurf sowohl online als auch physisch an 20 tiber das Bundesgebiet ver-
teilten Auslegungsorten eingesehen werden. Die schriftlichen Stellungnahmen konnten online oder
postalisch abgegeben werden.

Im Ubrigen wird auf die Vorbemerkungen verwiesen.

3. In welcher Form kénnen die Burgerinnen und Biirger, die kommunalen Parlamente und
die betroffenen Kommunen noch Einfluss auf das Projekt, einschlie3lich der Umverle-
gung der B 65 in Nordrhein-Westfalen, oder auf Teilaspekte des Projektes Einfluss
nehmen?

Auf die Vorbemerkungen wird verwiesen. Ab Beginn der konkreten Planung fur die OU Bad Es-
sen/Wehrendorf werden die Kommunen und andere Tréager offentlicher Belange, die Umweltver-
bande und die Offentlichkeit informell in den Planungsprozess einbezogen. Im Raumordnungsver-
fahren oder im Planfeststellungsverfahren erfolgt die Beteiligung der Offentlichkeit, der Umweltver-
bande und der Trager o6ffentlicher Belange in formellen Verfahren nach den gesetzlichen Regelun-
gen.

Fur die Planung der VerlegungsmalRnahmen der B 65 in Nordrhein-Westfalen ist Niedersachsen
nicht zustandig. Auskiinfte dazu kann die nordrhein-westfalische Strafenbauverwaltung geben.

16. Bekommt die Bahnstrecke Elze—-Ldhne zwei Gleise oder eine Oberleitung?
Abgeordnete Gabriela Kdnig, Christian Grascha, Hermann Grupe und Jérg Bode (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Seit einigen Wochen wird in der Deister-Weser-Zeitung uber die Zukunft der Bahnstrecke Elze—
Léhne berichtet. Im Artikel ,An der SPD-Basis rumort es" (Deister-Weser-Zeitung, 29. November
2016) wird beschrieben, dass eine Elektrifizierung der Strecke ,durchaus eine Verbesserung der
Verkehrsinfrastruktur im Weserbergland” darstellen kdnnte. Zudem werden Vorteile fur die Umwelt,
fur eine mogliche Verbesserung im Bereich LArm und Larmschutz und eine Steigerung der Attrakti-
vitét fur Pendler und Tourismus angefuhrt. Auf der anderen Seite wird auf die nicht rechtzeitige
Einbindung der Offentlichkeit bei der Aufnahme in den Bundesverkehrswegeplan 2030 hingewie-
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sen. Mit Bezug auf die Zukunft der Strecke werden die Umverlegung des westlichen Endziels bis
ins Oberzentrum Bielefeld oder eine Verlangerung bis zum Hauptbahnhof Osnabriick sowie eine
Verbesserung des Umsteigeknotens Elze diskutiert.

Vorbemerkung der Landesregierung

Minister Lies hat sich bei der Elektrifizierung der Strecke Elze—Hameln beim Bund fiir eine Dialog-
phase eingesetzt, die vor Aufnahme des Projekts in den Vordringlichen Bedarf des BVWP 2030 er-
folgen muss. Mit der in letzter Beratung des Bundestagsverkehrsausschusses (http://dip21.bundes
tag.de/dip21/btd/18/105/1810513.pdf) aufgenommenen Bedingung einer eingehenden Birgerbetei-
ligung vor Hebung in den Vordringlichen Bedarf konnte dieses Ziel im Sinne der Region erreicht
werden.

1. Was ist konkret flir die Bahnstrecke Elze-Léhne (Streckennummer 1820) geplant, und
welches Potenzial hat diese Strecke?

Nach Kenntnis der Landesregierung ist eine Elektrifizierung ohne Kapazitatserweiterung auf zwei
Gleise geplant. Es wird erwartet, dass hierdurch bei Stérungen im Netz weiterhin eine Reservever-
bindung fiir den Giterverkehr in West-Ost-Richtung erhalten bleibt. Fir den Personenverkehr wird
das Potenzial ebenfalls - sowohl fiir den Fernverkehr wie auch fir den Nahverkehr - verbessert, da
neue Angebotsformate entwickelt werden kénnen.

2.  Welche Verbesserungen und/oder Beeintrachtigungen kdénnen mit diesen Planungen
fur die Anlieger, aber auch fiir die Region des Weserberglandes einhergehen?

Generell ist zu erkennen, dass Kommunen, die tber attraktive Bahnverbindungen verfiigen, inte-
ressant flr neue Birgerinnen und Biirger und fiir die Wirtschaft sind. Aufgrund der Elektrifizierung
wird die Larmbelastung gesenkt, was ebenso wie die Vermeidung lokaler Abgase den Anliegern
zugutekommt. Welche Beeintrachtigungen fir die Zeit der Bauphase zu erwarten sind, kann von
der Landesregierung nicht eingeschéatzt werden.

3. Sind die geplanten Malinahmen an der Bahnstrecke Elze—-L6hne Bestandteil des , Stid-
niedersachsenprogramms* der Landesregierung, und was bewirken sie fir Stidnieder-
sachsen?

Nein, die geplante MaRhahme ist nicht vom Land, sondern vom Bund geplant. Sie bewirkt eine
Aufwertung des Schienennetzes in Stdniedersachsen.

Wo soll der Bauschutt riickgebauter Kernkraftwerke deponiert werden?

Abgeordnete Horst Kortlang, Dr. Gero Hocker, Jan-Christoph Oetjen, Jérg Bode und Gabriela K&-
nig (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In Niedersachsen befinden sich mit den Kernkraftwerken Lingen und Stade aktuell zwei Kernkraft-
werke im Rickbau. Mit dem Ruckbau einher geht die Frage, wie mit den dadurch anfallenden Ab-
fallen umgegangen wird, wobei zwischen den nicht radioaktiven Abfallen, wie. z. B. Bauschutt oder
Anlagenteile aus dem nicht radioaktiven Teil eines Kernkraftwerks, den radioaktiven Abfallen mit
vernachlassigbarer Wéarmeentwicklung sowie den warmeentwickelnden radioaktiven Abféllen zu
unterscheiden ist. Sowohl in der Diskussion um den Plenarantrag ,Ruckbau kerntechnischer Anla-
gen planen - Entsorgung schnellstmdéglich klaren“ als auch in den Antworten auf die Anfragen ,Wie
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plant die Landesregierung den Riickbau kerntechnischer Anlagen?" (Drucksache 17/1917) und ,Wo
soll der freigemessene Bauschutt aus dem KKW Stade hin?* (Drucksache 17/3930) wurde deutlich,
dass niedersachsenweit Deponiekapazitaten fehlen.

1. Wo sollen die Riickbauabfalle aus Lingen und Stade konkret deponiert werden (bitte
maglichst nach Deponieklassen aufschliisseln)?

Fir Abbauabfalle, fiir die gemaf § 29 der Strahlenschutzverordnung eine Freigabe von festen Stof-
fen zur Beseitigung auf Deponien erfolgen soll, wird fur Lingen die Deponie Dorpen, Landkreis
Emsland, (Deponieklasse Il) genutzt. Fir Stade steht hier derzeit keine Deponie zur Verfugung.

2. Wie viel Bauschutt fallt beim Rickbau der KKW Lingen und Stade an, und fiir wie viel
davon gibt es heute Kapazitaten auf niedersachsischen Deponien (bitte méglichst nach
Deponieklassen aufschlisseln)?

In der Antwort der Landesregierung vom 28.08.2014 auf die Kleine Anfrage zur schriftlichen Be-
antwortung (Drs. 17/1917) ,Wie plant die Landesregierung den Rickbau kerntechnischer Anla-
gen?" der Abgeordneten Dr. Stefan Birkner, Dr. Gero Hocker und Bjérn Forsterling (FDP) vom
25.06.2014 wurden die Massenaufkommen fur den Abbau der nicht mehr im Leistungsbetrieb be-
findlichen niedersachsischen Kernkraftwerke dargestellt. Die dort fir Abbauabfélle, fur die gemaf
§ 29 der Strahlenschutzverordnung eine Freigabe von festen Stoffen zur Beseitigung auf Deponien
erfolgen soll, gemachten Angaben, nach denen fir das Kernkraftwerk Lingen ca. 2 500 bis 3 000
Mg und fur das Kernkraftwerk Stade ca. 5000 Mg entsprechender Abfélle anfallen sollen, sind
nach hiesigem Kenntnisstand aktuell.

Fir Lingen ist die Deponie Dérpen, Landkreis Emsland, (Deponieklasse Il) als Deponie des nach
§ 6 Abs. 1 des Niedersachsischen Abfallgesetzes ortlich zustéandigen offentlich-rechtlichen Entsor-
gungstragers vorzusehen. Der Landkreis Stade als 6rtlich zustandiger offentlich-rechtlicher Entsor-
gungstrager verfugt Uber keine Deponie im aktiven Ablagerungsbetrieb.

3.  Wurde seit der Beantwortung der Anfrage ,Wo soll der freigemessene Bauschutt aus
dem KKW Stade hin?“ weiterer Bauschutt zu Deponien auRerhalb Niedersachsens ge-
bracht und, wenn ja, wann, wie viel und wohin?

Seit der Antwort der Landesregierung vom 17.07.2015 auf die Kleine Anfrage zur mindlichen Be-
antwortung ,Wo soll der freigemessene Bauschutt aus dem KKW Stade hin?* (Drs. 17/3930,
Nr. 42) der Abgeordneten Dr. Gero Hocker, Dr. Stefan Birkner, Jan-Christoph Oetjen und Bjorn
Forsterling (FDP) wurden keine weiteren Abbauabfélle, fir die gemaR § 29 der Strahlenschutzver-
ordnung eine Freigabe von festen Stoffen zur Beseitigung auf Deponien erfolgen soll, zu Deponien
auBerhalb Niedersachsens gebracht.

18. B 6: Welche Folgen hat die mangelnde Tragfahigkeit der Leinebriicke bei Neustadt?
Abgeordnete Dr. Stefan Birkner, Gabriela Kdnig, J6rg Bode und Dr. Marco Genthe (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Seit dem 30. November 2016 ist die Befahrbarkeit der Leinebriicke im Zuge der B 6 bei Neustadt
am Rubenberge um 50 % eingeschrankt. In einer Presseinformation heif3t es hierzu, dass die Bru-
cke grundsatzlich durch einen Neubau ersetzt werden soll. Weiterhin wird von mittelfristig anste-
henden Um- und Ausbaumafnahmen der B 6 berichtet, sodass alle MaBhahmen als Gesamtheit
anfallen werden. Im Planungs- und Entwurfsmanagement (PEM) - Briickenertlichtigung und in den
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Antworten der Landesregierung zu anstehenden Briickensanierungen wurde die Leinebriicke bis-
her nicht aufgefihrt.

Vorbemerkung der Landesregierung

Im Zuge der B 6 - Ortsumgehung Neustadt - miissen die Leinebriicke sowie die Briicke im Zuge
der B 442 uber die B 6 bei Himmelreich wegen der Ergebnisse der Bauwerksnachrechnungen
(Uberpriifung der Tragfahigkeit von Briicken im Zuge von Bundesfernstralen) erneuert werden. Die
Briicke Uber die DB-Strecke Hannover—Bremen muss noch nachgerechnet werden. Des Weiteren
besteht bei diesem Streckenzug der B 6 Bedarf, die Verkehrssicherheit zu erhéhen. Die vierstreifi-
ge B 6 verfligt dort Uber keine bauliche Mitteltrennung, besteht aus schmalen Fahrstreifen, und die
Anschlussstellen haben keine ausreichenden Beschleunigungs- und Verzdgerungsspuren. Auller-
dem muss der Larmschutz verbessert werden.

Darum ist im Rahmen einer Gesamtkonzeption vorgesehen, die angesprochenen Briickenbauwer-
ke und die Fahrbahn der B 6 im Zuge der Ortsumgehung Neustadt im Abschnitt von der nérdlichen
Anschlussstelle B 6/B 442 (AS Himmelreich) bis zur stdlichen Anschlussstelle B 6/L 193 (Hanno-
versche StralRe), unterteilt in mehrere Teilprojekte, verkehrsgerecht auszubauen.

1. Wann ist konkret mit dem Baubeginn bei den in Rede stehenden Malinahmen (Um- und
Ausbaumalnahmen sowie Briickenneubau) entlang der B 6 im Bereich der Stadt Neu-
stadt am RiUbenberge zu rechnen?

Verschiedene Planungsauftrdge fur dieses umfangreiche Gesamtprojekt sind bereits vergeben
worden. Daruiber hinaus ist zur Festlegung des kiinftigen Straenquerschnittes im Jahr 2016 eine
.Netzkonzeptionelle Betrachtung und Bewertung des StralRenquerschnittes” durchgefuhrt worden.
Voraussetzung fiir den Baubeginn ist ein unanfechtbarer Planfeststellungsbeschluss. Zur schnelle-
ren Umsetzung wurde das Gesamtvorhaben bereits in drei Teilprojekte unterteilt:

— Briicke im Zuge der B 442 (iber die B 6 bei Himmelreich,
— Leinebriicke im Zuge der B 6 bei Neustadt,
— Umbau der vorhandenen B 6 im Bereich der OU Neustadt.

Fir jedes dieser drei Teilprojekte wird daher ein gesondertes Planfeststellungsverfahren durchge-
fuhrt. Es bleibt die Erérterung von im Rahmen des Verfahrens vorgebrachten Anregungen und
Einwendungen abzuwarten, um eine Abschéatzung des Vorliegens des unanfechtbaren Baurechtes
vorzunehmen.

Mit einem ersten Planfeststellungsbeschluss wird voraussichtlich in sechs Jahren gerechnet.

2.  Wie hoch ist das Investitionsvolumen fiir den Neubau der Leinebriicke, und ist die Fi-
nanzierung eingeplant und gesichert?

Die vorlaufige Kostenschéatzung fiir den Ersatzneubau belauft sich auf ca. 13 Millionen Euro.

Die MalRnahme wird bei vorliegender Baureife aus dem Bundesfernstralienhaushalt finanziert.

3.  Welche Ingenieurbauwerke entlang von Landes- und Bundesstral3en in Niedersachsen
befinden sich aufgrund der durchgefiihrten Nachberechnungen seit Januar 2015 derzeit
in der Liste der erforderlichen Ersatzneubauten oder bei den erforderlichen Bauwerks-
verstarkungen?

Siehe nachstehende Zusammenstellung:
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Bauwerksverstarkungen

B3 Hannover Siuidschnellweg Leine BW 6362 u. BW 6363 km 1,335 + 1,889
B 65 Hannover-Anderten BW iber MLK km 8,824

B 70 Lathen BW Lal0 uber L 53 in km 40,907
Ersatzneubauten

B1 Burgstemmen Leinebriicke und Flutmulde

B3 Hannover Siuidschnellweg Unterf. Hildesheimer Str.
B3 Hannover Siuidschnellweg Leine- und Leineflutbriicke
B3 Hannover-Buchholz, MLK-Briicke in km 2,829

B3 Alfeld, BW 5178 in km 64,079

B3 Hann. Miinden Weserbriicke in km 0,160

B3 DB-Briicke bei Sprétze, km 82,789

B 6 Umbau AS Salzgitter, BW Git 4 km 6,675

B 6 Hildesheim, BW 5403 - Unterf. der B 494

B 6 Neustadt Himmelreich, Uberf. der B 442 in km 27,100
B 6 Neustadt Leinebriicke in km 25,275

B 6 Neustadt Unterf. DB BW 5442 in km 26,221

B 6 Hannover Schwanenburgbriicke, BW 6440 in km 4,838
B 65 Algestorf Unterf. WI. Rodenberger Aue km 4,465

B 65 Hannover-Anderten MLK-Briicke in km 8,824

B 65 Hannover BW KIR 4, km 5,659 Lange Hop Str.

B 65 Hannover BW 6445, km 4,495 Bornumer Str.

B 68 Badbergen, Lechterker Abzug in km 27,549

B 70 Papenburg, Gewdélbebriicke in km 65,170

B 70 Ledabriicke Leer, km 1,726

B71 Ostebriicke Bremervorde, km 23,317

B 73 Ostebriicke Hechthausen, km 18,488

B 73 Estebriicke Buxtehude, km 22,630

B 82 Weddingen Unterf. des WI. Wedde in km 4,594

B 83 Hehlen, OD WI. Graben in km 17,754

B 188 Allerbriicke, BW 350 u. 349 km 5,555 + 5,765

B 195 Wehningen Lécknitz-Briicke in km 54,625

B 209 Rethem Allerbriicke km 0,383

B 212 BW Uiber Braker Sieltief in km 34,674

B 213 Haseliinne Hasebriicke in km 20,541

B 214 Schwarmstedt Leinebriicke in km 0,643

B 215 Stolzenau Weserbriicke in km 0,42

B 215 Allerbriicke Verden in km 34,207

B 217 Volksen Unterf. K214 BW 5550 in km 4,838

B 241 Vienenburg Okerbriicke in km 9,76

B 243 Miinchehof B 242 BW 5772 MU 9, km 5,820

B 243 Schlackenmiihle Nettebriicke in km 0,085

B 243 Osterode BW O 7/10, HochstraRe OHA in km 18,427
B 247 Gieboldehausen, BW 1177 - Unterf. des WI. Suhle

B 247 Gieboldehausen, BW 1175 - Unterf. des WI. Hahle

B 402 Schéningsdorf Gem. Twist AS K 202 BW 6277 - Sho 3
B 440 Hastedt, Unterf. des WI. Mihlenbach, km 5,715

B 498 Gem. Osterode, Vorbecken Sosestausee in km 9,661
L 52 Rhede, Emsflutmulde, Emsbriicke in km 3,232

L 190 Bohmebriicke Walsrode in km 59,224

L 295 Flechtorf, Unterf. der K 37

L 431 DB-Briicke in Amelgatzen, km 4,913

L 434 Weserbriicke bei Fuhlen, km 13,680

L 495 Halchter DB-Briicke in km 2,214

L 515 Langelsheim Innerstebricke in km 22,427
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L 530 Herzberg, Unterf. einer Gleisanlage in km 1,402
L 550 Holzminden, OD Holzmindebriicke

L 853 Lembruch Grawiedebriicke in km 42,988

L 853 Lembruch Lohnebriicke in km 1,056

19. Hebammenversorgung in Niedersachsen? (Teil 1)

Anfrage der Abgeordneten Sylvia Bruns, Almuth von Below-Neufeldt, Christian Drr, Bjorn Forster-
ling, Horst Kortlang, Christian Grascha, Jan-Christoph Oetjen, Hillgriet Eilers und Gabriela Konig
(FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Hebammenleistungen sind fir werdende Eltern und Familien ein wichtiges Angebot. Es mehren
sich Berichte dartber, dass keine Hebammen gefunden werden.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Versorgung mit Hebammenhilfe regelt das Sozialgesetzbuch Fiinftes Buch (SGB V) bundes-
einheitlich. Nach § 134 a SGB V wird die konkrete Ausgestaltung der Versorgung mit Hebammen-
hilfe durch Vertrag zwischen dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen und den fir die Wahr-
nehmung der wirtschaftlichen Interessen gebildeten maf3geblichen Berufsverbanden der Hebam-
men und den Verbanden der von Hebammen geleiteten Einrichtungen auf Bundesebene festgelegt.
Die Vertragspartner haben dabei den Bedarf der Versicherten an Hebammenhilfe unter Einbezie-
hung der Wahlfreiheit der Versicherten und der Versorgungsqualitét, den Grundsatz der Beitrags-
satzstabilitdt sowie die berechtigten wirtschaftlichen Interessen der freiberuflich tatigen Hebammen
zu beriicksichtigen; insbesondere sind Kostensteigerungen, die die Berufsauslibung betreffen, zu
beachten. Kommt ein Vertrag tber die Versorgung mit Hebammenhilfe ganz oder teilweise nicht
zustande, wird der Vertragsinhalt durch eine Schiedsstelle festgesetzt. Ndheres zur Bildung der
Schiedsstelle regelt § 134 a Abs. 4 SGB V. Einflussmdglichkeiten der Landesregierung bestehen
insoweit nicht.

1. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung lUber die Wirksamkeit des Schieds-
stellenbeschlusses von Ende September 2015 zum Ausgleich steigender Berufshaft-
pflichtversicherungsbeitrage vor?

Der Schiedsstellenbeschluss wirkt dahin gehend, dass einerseits die Hebammen mit Geburtshilfe
schnell finanzielle Unterstiitzung fir ihre Berufshaftpflichtversicherungsbeitrage (Sicherstellungszu-
schlag) erhalten und sich andererseits bei steigenden Haftpflichtpramien der auszuzahlende Betrag
des Sicherstellungszuschlags erhéht. Steigt also die Haftpflichtpramie des Versicherers fiir ge-
burtshilflich tatige Hebammen, erhéht sich automatisch der Auszahlungsbetrag fur die Hebamme
mit Geburtshilfe.

Laut GKV-Spitzenverband habe man Mitte Januar 2016 begonnen, die ersten Antréage von Heb-
ammen zu bearbeiten und den vereinbarten Sicherstellungszuschlag riickwirkend auszubezahlen.
Mit Stand vom 31. Oktober 2016 lagen 3 010 Antrdge von 2 038 Hebammen vor. Von diesen An-
tragen konnten bereits 2 666 Antrage ausbezahlt werden, da in diesen Féllen alle Unterlagen voll-
sténdig vorlagen. Die Summe der Gesamtauszahlung betrug bis dahin tber 6 Millionen Euro. Damit
lag der durchschnittliche Zahlbetrag fur den GKV-Spitzenverband je Hebamme bei rund 3 000 Eu-
ro. Die vom GKV-Spitzenverband bezahlten Betrdge werden tber eine Umlage von den Kranken-
kassen finanziert. Abgelehnt wurde noch kein Antrag.

Vor dem Hintergrund, dass die Vergutung der freiberuflichen Hebammen zwischen den verschie-
denen Berufsverbanden der Hebammen und dem GKV-Spitzenverband auf Bundesebene verhan-
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20.

delt wird und die konkrete Ausgestaltung der Versorgung mit Hebammenhilfe Giber den Hebam-
menhilfe-Vertrag nach § 134 a SGB V geregelt ist, kann spezifisch fur Niedersachsen keine Aussa-
ge getroffen werden.

Da der Deutsche Hebammenverband mit dem vom GKV-Spitzenverband vorgelegten Konzept
(Umsetzungslosung fir den Sicherstellungzuschlag sowie Qualitatsanforderungen) nicht einver-
standen war, hat er gegen den Schiedsstellenbeschluss von Ende September 2015 geklagt und
zuséatzlich einen Eil-Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz gestellt. Dieser wurde in der 2. Instanz
noch nicht entschieden, da die Begriindung des Deutschen Hebammenverbandes noch aussteht.
Im Anschluss an die Entscheidung des Eil-Antrags wird das Gerichtsverfahren in der Hauptsache
weitergeflhrt.

2. Plant die Landesregierung sich fiir die Entwicklung einer gemeinsamen Haftpflichtver-
sicherung fir alle Gesundheitsberufe nach dem Prinzip der Unfallversicherung einset-
zen?

Aus Sicht der Landesregierung wiirde die Entwicklung und Umsetzung einer gemeinsamen Haft-
pflichtversicherung firr alle Gesundheitsberufe die Probleme der Finanzierung der Haftpflichtversi-
cherung bei freiberuflichen Hebammen lediglich auf alle anderen Gesundheitsberufe umlegen.

Die Landesregierung halt es fiir zielfiihrender, auf diese Finanzierungsproblematik durch entspre-
chende Vergitungsvereinbarungen fir Hebammenleistungen zu reagieren.

3.  Welche Geburtsstationen in Niedersachsen mussten in den letzten zwei Jahren bereits
voriibergehend geschlossen werden bzw. bei welchen droht in absehbarer Zeit eine

SchlieBung?

Folgende Geburtsabteilungen wurden seit 2014 geschlossen oder verlagert:
Krankenhaus Ort Jahr d. SchlieBung Betten
Krankenhaus Hann. Minden Hann. Minden 2014 3
Paracelsus-Klinik Langenhagen 2014 10
KOL Dissen Dissen a.T.W. 2015 7
KH Norderney Norderney 2015 1
St. Willehad-Hospital Wilhelmshaven 2015 6
Klinikum Nordstadt Hannover 2016 16
Privatklinikum Dr. Havemann Liineburg 2016 6

Weitere, durch die Trager geplante SchlieRungen sind nicht bekannt.

Hebammenversorgung in Niedersachsen? (Teil 2)

Anfrage der Abgeordneten Sylvia Bruns, Almuth von Below-Neufeldt, Christian Drr, Bjorn Forster-
ling, Horst Kortlang, Christian Grascha, Jan-Christoph Oetjen, Hillgriet Eilers und Gabriela Konig
(FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung
Vorbemerkung der Abgeordneten

Hebammenleistungen sind fir werdende Eltern und Familien ein wichtiges Angebot. Es mehren
sich Berichte dartber, dass keine Hebammen gefunden werden.

Drucksache 17/7145



Niedersachsischer Landtag — 17. Wahlperiode

Drucksache 17/7145

21.

1. Ist eine Initiative zur Anderung des Hebammengesetzes in Planung, und, wenn ja, wel-
che Zielrichtung verfolgt diese?

Artikel 74 Abs. 1 Nr. 19 des Grundgesetzes gibt dem Bund im Wege der konkurrierenden Gesetz-
gebung das Recht, die Zulassung zu den Gesundheitsfachberufen zu regeln. Von diesem Recht
hat der Bund Gebrauch gemacht und die jeweiligen Berufsgesetze erlassen. Die Gesetzgebungs-
kompetenz liegt somit auch fiir das Gesetz Uber den Beruf der Hebamme und des Entbindungs-
pflegers (Hebammengesetz - HebG) beim Bund.

Im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zum Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Starkung der
pflegerischen Versorgung und zur Anderung weiterer Vorschriften (Drittes Pflegestarkungsgesetz -
PSG IlI) sind Anderungen im Hebammengesetz sowie in den Berufsgesetzen der Ergotherapeutin-
nen und -therapeuten, Physiotherapeutinnen und -therapeuten und Logopadinnen und Logopaden
vorgesehen, die eine Verlangerung der Modellklausel zur Erprobung akademischer Erstausbildung
in den genannten Berufen beinhalten.

Unabhéangig davon hat die Arbeitsgemeinschaft der Obersten Landesgesundheitsbehdrden (AOLG)
in der Sitzung vom 09.11. und 10.11.2016 beschlossen, der 90. Gesundheitsministerkonferenz zu
empfehlen, die Bundesregierung aufzufordern, ,die zur befristeten Umsetzung der Richtlinie
2013/55/EU erforderliche Novellierung des Hebammengesetzes umgehend einzuleiten und dabei
die Lander einzubeziehen*.

Die Richtlinie 2013/55/EU schreibt den EU-Mitgliedstaaten vor, dass die Novellierung der Hebam-
menausbildung nach Artikel 40 Abs. 2 Buchst. a der Richtlinie 2005/36/EG bis zum 18.01.2020 um-
zusetzen ist. Mit der Novellierung sollen die Zugangsvoraussetzungen fur die Hebammenausbil-
dung von bisher zehn allgemeinen Schuljahren auf zwdlf angehoben werden. Aul3erdem ist die
Ausbildung auf bestimmte Kompetenzen auszurichten. Die bisherige Facherorientierung ist nicht
mehr ausreichend.

2.  Welche Erreichbarkeit von Geburtsstationen oder Entbindungshdusern halt die Lan-
desregierung flr erstrebenswert?

Erstrebenswert ist die Kombination aus guter Erreichbarkeit einerseits sowie der Vorhaltung von
Versorgungstrukturen, die eine qualitativ hochwertige Versorgung sicherstellen, andererseits. Diese
Kriterien sind von den regionalen geografischen und demografischen Gegebenheiten abhangig.

3. Beiwelchen bisherigen Stationen wiirde sie eine SchlieBung begriRen?

Bei keiner.

Hebammenversorgung in Niedersachsen? (Teil 3)

Anfrage der Abgeordneten Christian Grascha, Sylvia Bruns, Almuth von Below-Neufeldt, Christian
Durr, Bjorn Forsterling, Horst Kortlang, Jan-Christoph Oetjen, Hillgriet Eilers und Gabriela Kénig
(FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung
Vorbemerkung der Abgeordneten

Hebammenleistungen sind fir werdende Eltern und Familien ein wichtiges Angebot. Es mehren
sich Berichte dartiber, dass keine Hebammen gefunden werden.
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Vorbemerkung der Landesregierung

Die Versorgung mit Hebammenhilfe regelt das Sozialgesetzbuch Finftes Buch (SGB V) bundes-
einheitlich. Nach § 134 a SGB V wird die konkrete Ausgestaltung der Versorgung mit Hebammen-
hilfe durch Vertrag zwischen dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen und den fir die Wahr-
nehmung der wirtschaftlichen Interessen gebildeten maf3geblichen Berufsverbanden der Hebam-
men und den Verbanden der von Hebammen geleiteten Einrichtungen auf Bundesebene festgelegt.
Die Vertragspartner haben dabei den Bedarf der Versicherten an Hebammenhilfe unter Einbezie-
hung der Wabhlfreiheit der Versicherten und der Versorgungsqualitéat, den Grundsatz der Beitrags-
satzstabilitdt sowie die berechtigten wirtschaftlichen Interessen der freiberuflich tatigen Hebammen
zu bericksichtigen; insbesondere sind Kostensteigerungen, die die Berufsausiibung betreffen, zu
beachten. Kommt ein Vertrag tber die Versorgung mit Hebammenhilfe ganz oder teilweise nicht
zustande, wird der Vertragsinhalt durch eine Schiedsstelle festgesetzt. Naheres zur Bildung der
Schiedsstelle regelt § 134 a Abs. 4 SGB V. Einflussmdglichkeiten der Landesregierung bestehen
insoweit nicht.

1. Plant die Landesregierung, die Einrichtung von Geburtshdusern oder Hebammen-
Krei3sdlen zu férdern, und beabsichtigt sie, auch freiberufliche Hebammen in die Ver-
sorgung einzubinden?

Geburtshauser als von Hebammen betriebene selbststandige und aul3erklinische Einrichtungen un-
terliegen nicht der staatlichen Krankenhausplanung und Krankenhausférderung. Die Entscheidung,
einen Hebammen-Kreif3saal in der Klinik zu etablieren, liegt in der Entscheidungshoheit des Kran-
kenhaustragers.

2.  Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung liber Versorgungsengpasse bei Heb-
ammenleistungen in der Betreuung und Beratung vor und nach der Geburt sowie bei
Hausgeburten vor?

Das Land erhebt keine Daten zur Versorgungs- und Bedarfslage der Hebammen und Entbindungs-
pfleger in Niedersachsen. Die Hebammen und Entbindungspfleger melden jedoch freiwillig Daten
an die unteren Gesundheitsbehdrden, die dann beim Landesamt fiir Gesundheit geblindelt werden.
Aus diesen Zahlen kann ermittelt werden, wie viele Hebammen und Entbindungspfleger in den
Landkreisen und Stadten in Niedersachsen tatig sind. Notwendigkeiten zur Starkung der Vor- und
Nachsorge durch Hebammen sowie der hebammengeleiteten Geburtshilfe lassen sich aus diesen
Zahlen hingegen nicht ableiten.

Die AOK Niedersachsen berichtet, dass aufgrund der Abrechnungsprifung grundsatzlich keine
Versorgungsengpasse feststellbar seien. Sofern Versicherte in Einzelfallen Schwierigkeiten haben,
eine Hebamme zur Vor- und Nachsorge zu finden, priift die AOK Niedersachsen bestehende Alter-
nativen. Nach Darstellung der AOK Niedersachsen ist der Anteil der Hausgeburten sehr gering.
Knapp 2 % der Geburten erfolgen aul3erklinisch in Geburtshausern oder als Hausgeburten.

3. Plant die Landesregierung, die Vor- und Nachsorge durch Hebammen sowie die heb-
ammengeleitete Geburtshilfe im Land zu starken und sich fiir die Absicherung der frei-
beruflichen Hebammen einzusetzen, und, wenn ja wie?

Siehe Vorbemerkung.
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22. Welche Punkte des Hochwasserschutzgesetzes Il kritisiert die Landesregierung?
Abgeordnete Horst Kortlang, Dr. Gero Hocker, Jérg Bode und Christian Grascha (FDP)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fur Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In der Antwort auf eine Kleine Anfrage zur miindlichen Beantwortung der Abgeordneten Horst Kort-
lang, Dr. Gero Hocker und Jérg Bode (FDP) schrieb die Landesregierung: ,Ungeachtet dessen wird
der nunmehr von der Bundesregierung vorgelegte Gesetzentwurf insgesamt begriif3t. Dies gilt ins-
besondere fiir die vorgesehene Anderung von Vorschriften, die der Erleichterung und Beschleuni-
gung von Verfahren fir die Planung, die Genehmigung und den Bau von Hochwasserschutzanla-
gen dienen sollen, z. B. zur Enteignung fiir MaRnahmen des Hochwasserschutzes. Andere Vor-
schriften innerhalb des Gesetzentwurfs werden hingegen seitens der Landesregierung kritisch be-
urteilt. Insgesamt bleibt jedoch zunéchst das Bundesratsverfahren abzuwarten, bevor beurteilt wer-
den kann, ob und inwieweit Vorteile fir Niedersachsen aus dem Gesetz erwachsen”.

Weiter schreibt sie: ,Im Gegensatz dazu ist bereits in der Anhérung der Lander zu dem Gesetzent-
wurf Kritik an dem vorgesehenen Verbot gelibt worden. Es ist absehbar, dass diese Regelung noch
Gegenstand von Diskussionen im Bundesrat sein wird."

Vorbemerkung der Landesregierung

Den Entwurf fir ein Hochwasserschutzgesetz Il leitete die Bundesregierung mit Schreiben vom
4. November 2016 dem Bundesrat zu. Der Text ist als Bundesrats-Drucksache 655/16 offentlich
zuganglich. Nach den Beratungen in den Ausschussen ist auch die Zusammenstellung der Aus-
schussempfehlungen als Bundesrats-Drucksache 655/1/16 im Internet zugéanglich. Daraus ergibt
sich ein momentaner Diskussionsstand Uber die Regelungen des Regierungsentwurfes.

Die abschlieRende Beschlussfassung findet am 16. Dezember 2016 in der 952. Plenarsitzung des
Bundesrates statt.

1. Welche im Hochwasserschutzgesetz Il formulierten Vorhaben werden von der Landes-
regierung kritisch beurteilt, und welche konkreten Kritikpunkte sind insgesamt bei der
Anhdrung der Lander vorgetragen worden?

Einwande bestehen insbesondere bezliglich der Regelungen liber sogenannte Hochwasserentste-
hungsgebiete, die der Entwurf der Bundesregierung in 8§ 78 d WHG neu vorsieht.

In der vorausgegangenen Landeranhérung war daneben ein neuer Gebietstyp der ,uberschwem-
mungsgefahrdeten Gebiete* vorgesehen. Diese Regelung in der urspriinglichen Konzeption hat kei-
nen Eingang in den jetzt vorliegenden Entwurf gefunden.

Zu weiteren Diskussionspunkten aus Kreisen der Lander wird auf die Bundesrats-Drucksache
655/1/16 verwiesen.

2. Welches sind die zuséatzlichen Vorschriften, , die dazu beitragen, die Entstehung von
Hochwasser einzudammen”, und wie bewertet die Landesregierung ihre praktische
Wirksamkeit?

Nach dem Entwurf der Bundesregierung, auf dessen Begriindung sich die Antwort zur vorausge-
gangenen Kleinen Anfrage bezogen hatte, stehen hier die neu vorgesehenen ,Hochwasserentste-
hungsgebiete im Vordergrund (8 78 d WHG - neu -). Diese neue Gebietskategorie wird von der
Landesregierung nicht als geeignetes Instrument angesehen, um die Ziele des vorsorgenden
Hochwasserschutzes zu erreichen. Zudem wirden die Regelungen einen unangemessen hohen
Vollzugsaufwand verursachen.
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Auf die Begriindung zu Nr. 30 der Bundesrats-Drucksache 655/1/16 wird verwiesen.

Mittelbar kénnen allerdings andere Regelungen, die der Entwurf der Bundesregierung zur Verbes-
serung des planerischen Instrumentariums vorsieht, dazu beitragen, dass konkrete MaRhahmen
zur Vorsorge gegen Hochwasser wirksamer umzusetzen sind. Hierzu zéhlen u. a. die verbesserten
Vorschriften Uber die Umsetzung von Planungen (vorzeitige Besitzeinweisung, Enteignung, Be-
schleunigung von Gerichtsverfahren) und tiber das neue Vorkaufsrecht.

3.  Welche Anderungen des Wasserhaushaltsgesetzes, des Baugesetzbuches, des Bun-
desnaturschutzgesetzes und der Verwaltungsgerichtsordnung sind konkret vorgese-
hen?

Der konkrete Inhalt des Entwurfs der Bundesregierung fir ein ,Hochwasserschutzgesetz II“ ist aus
der Bundesrats-Drucksache 655/16 zu entnehmen, die auf der Website des Bundesrates verflighar
ist.

Kommt ein Kaffeebecherpfand in Niedersachsen?

Abgeordnete Dr. Gero Hocker, Dr. Stefan Birkner, Jorg Bode, Gabriela Kdnig, Hillgriet Eilers und
Christian Grascha (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Umwelt, Energie und Klimaschutz namens
der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Pressemeldungen zufolge priift das Ministerium fir Umwelt, Energie und Klimaschutz Modelle zur
Reduzierung von Einweggetrankebechern. Unter anderem wird Uber ein Pfandsystem diskutiert.
Deutschlandweit werden nach Angaben der Deutschen Umwelthilfe 320 000 Becher pro Stunde
verbraucht.

Vorbemerkung der Landesregierung

Pro Jahr kommen in Deutschland - nach Erhebungen der Deutschen Umwelthilfe - etwa 3 Milliar-
den Einwegbecher (Serviceverpackungen) auf den Markt. Durch die Kurzlebigkeit von Coffee-to-
go-Einwegbechern nimmt die Umwelt Schaden, denn immer mehr weggeworfene Coffee-to-go-
Einwegbecher verschmutzen StralRen, éffentlichen Platze und die Natur. Ein Recycling dieser Be-
cher bereitet grof3e Probleme. Einwegpappbecher bestehen in der Regel nicht nur aus Papier, son-
dern auch aus erddlbasiertem Kunststoff. Sie enthalten einen durchschnittlichen Anteil von 95 %
Papierfasern und 5 % des Kunststoffes Polyethylen. Die meisten Einwegpappbecher sind auf der
Innenseite mit Polyethylen beschichtet. Werden beschichtete Pappbecher liber den gelben Sack
(Tonne) entsorgt, dann werden sie in der Regel in die Papierfraktion einsortiert und landen, genau-
so wie die in der Papiertonne entsorgten Becher, in Papierrecyclinganlagen. Weil sich die Papierfa-
sern nur sehr schwer von der Kunststoffinnenbeschichtung 16sen, werden sie beim Recyclingpro-
zess abgesondert und verbrannt. Darliber hinaus ist das Wegwerfen gebrauchter Becher ein gro-
Bes Problem. Die Papieranteile der Becher werden in der Natur nur langsam abgebaut. Die brig
bleibenden Kunststoffanteile zerfallen in Mikroplastik und gelangen in den Boden und das Wasser.

Die Einfiihrung eines Einweg-Pfandes in Anlehnung an das bundesweite Pfand fiir Einweggetran-
keverpackungen nach der Verpackungsverordnung wird derzeit als nicht zielfihrend gesehen. Im
Gegensatz zum Pfand bei Einweggetrankeverpackungen ist das Sammelgut (Becher) fur ein Re-
cycling nicht geeignet, also bliebe nur die thermische Verwertung. Des Weiteren miisste ein eigen-
standiges Rucknahme- und Clearingsystem eingerichtet werden.

Die Landesregierung setzt zunachst auf die Freiwilligkeit derer, die eine nachhaltige Ressourcen-
bewirtschaftung unterstiitzen, um so einer Ex-und-hopp-Mentalitat entgegenzuwirken. Das gilt fir
Kunden und Unternehmen gleichermal3en.

Drucksache 17/7145
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1. Welche mdglichen Alternativen zu Einweggetrankebechern prift das Umweltministeri-
um konkret?

Seitens des Ministeriums fir Umwelt, Energie und Klimaschutz wird der freiwillige Ersatz von Ein-
weggetrankebechern durch Mehrweggetrénkebecher angestrebt.

Dabei gibt es unterschiedliche Losungsansatze, die parallel angewendet werden kénnen.

— Der Verkaufer verwendet in seinem Eigentum befindliche Becher und gibt sie - gegen ein Pfand
- mit der Ware an die Kunden. Die Kunden geben den Becher am Ort des Kaufes oder, bei Fili-
albetrieben oder Zusammenschliissen von Unternehmen, bei einem anderen Geschaft ab und
erhalten ihr Pfand zuriick. Die Reinigung des Mehrwegbechers wird durch den Verkaufer
durchgefiihrt oder organisiert.

— Die Kunden bringen eigene Mehrweggetrankebecher mit und lassen sich diese an der Ver-
kaufsstelle befiillen. Viele groRe Kaffee-Ketten unterstiitzen bereits die Idee. Dabei gibt es fir
diejenigen, die auf umweltschadliche To-go-Becher verzichten, bis zu 0,30 Euro Rabatt.

2. In welcher Weise wére ein auf Niedersachsen beschranktes Pfandsystem praktisch
umsetzbar?

Freiwillige Pfanderhebungen, siehe Ziffer 1, sind unabhéngig von Landergrenzen umsetzbar.

3.  Welche Hygienebestimmungen sind bei einer Wiederbefiillung von Mehrwegbechern zu
beachten?

Beim Umgang mit Lebensmitteln sind grundsatzlich die Europaische Verordnung (EG) Nr.
852/2004 Uber Lebensmittelhygiene (ABI. L 226 vom 25.6.2004, S. 3) und die nationale Lebensmit-
telhygieneverordnung (LMHV) vom 08.08.2007 (BGBI. | S. 1817) zu beachten. Diese gelten auch
bei der Befiillung von Mehrwegbechern.

Bei Einhaltung der Ublichen Hygienestandards z. B. im Hinblick auf Sauberkeit der Becher, Schu-
lung des Personals, bedarfsgerechte Reinigung und Desinfektion und Dokumentation der Arbeits-
ablaufe spricht nichts gegen eine Verwendung von Mehrwegbechern.

Kostenerstattungen des Landes an die Kommunen fiir unbegleitete minderjahrige Fluchtlin-
ge

Abgeordnete Jorg Bode, Bjorn Forsterling, Jan-Christoph Oetjen, Gabriela Kénig, Hillgriet Eilers,
Dr. Marco Genthe und Horst Kortlang (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung
namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Bei der Betreuung unbegleiteter minderjahriger Flichtlinge entstehen den Kommunen Kosten bei-
spielsweise bei der Unterbringung in Pflegefamilien und Heimen sowie bei jungen Volljahrigen auch
fur eine intensive sozialpddagogische Betreuung. Das Land erstattet den Kommunen die von ihnen
ausgelegten Kosten. Allerdings beobachten die Kommunen, dass die Erstattung der Kosten nur mit
groBer Verzdgerung erfolgt. Die Kommunen mussen dadurch fur unbestimmte Zeit in Vorleistung
gehen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die ortlichen Tréager der Kinder- und Jugendhilfe haben nach 8 89 d SGB VIl einen Anspruch auf
Erstattung der Kosten durch das Land, die im Rahmen der Gewéahrung von Jugendhilfe fur unbe-
gleitete auslandische Minderjahrige entstanden sind.
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Nach § 89 d Abs. 3 SGB VIII bestimmt das Bundesverwaltungsamt das zur Erstattung verpflichtete
Bundesland (sogenanntes Altverfahren). Nach diesem Altverfahren werden Kosten erstattet, die
den Kommunen bis zum 31.10.2015 entstanden sind.

Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreu-
ung auslandischer Kinder und Jugendlicher vom 28.10.2015 (BGBI. 2015, Teil I, S. 1802) wurde die
finale Beendigung des bisherigen bundesweiten Kostenerstattungsausgleichsverfahrens nach
§ 89 d Abs. 3 SGB VIII beschlossen und ein Verteilverfahren neu geregelt. Die einzelnen Bundes-
lander rechnen die ab dem 01.11.2015 entstehenden Kosten nach § 42 d Abs. 5 SGB VIIl i. V. m.
§ 89 d Abs. 1 SGB VIII mit ihren eigenen Kommunen ab. Fir niedersidchsische Kommunen bedeu-
tet dieses, dass sie die ab 01.11.2015 entstandenen Aufwendungen ausschlie3lich mit dem Nie-
dersachsischen Landesjugendamt abrechnen (sogenanntes Neuverfahren).

Die Kosten, die das Land den Kommunen nach dem Altverfahren erstattet, kdnnen nur noch bis
zum 30.06.2017 beim Bundesverwaltungsamt fiir das bundesweite Ausgleichsverfahren zwischen
den Bundesléandern angemeldet werden, da § 89 d Abs. 3 SGB VIII geméal Artikel 5 Abs. 1 des
Gesetzes zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung auslandischer Kinder
und Jugendlicher am 01.07.2017 aufRer Kraft treten wird. Diese zeitliche Limitierung fuhrt dazu,
dass das Niedersachsische Landesjugendamt derzeit prioritér die Altfalle mit den Kommunen (bun-
desweit) abrechnet.

1. In welcher H6he hat das Land die Kosten im Bereich unbegleiteter minderjahriger
Flichtlinge an die Kommunen erstattet (bitte fir 2015 und 2016 getrennt anfiihren)?

Im Jahr 2015 wurden fir die Abrechnung der Falle nach § 89 d SGB VIII 28 101 841,06 Euro an die
Kommunen erstattet. Im laufenden Haushaltsjahr wurden nach Mitteilung des Landesjugendamtes
vom 07.12.2016 bisher 36 426 310,58 Euro angewiesen. Es handelt sich hierbei ausschlieRlich um
Erstattungen nach oben dargestellten Altverfahren. Eine Darstellung von Erstattungsbetragen nie-
dersachsischer Jugendamter ist nicht mdéglich.

2. In welcher H6he stehen entsprechende Erstattungen aus, und wie viele Antrage sind
noch nicht bearbeitet (bitte fiir 2015 und 2016 getrennt anfiihren)?

Hinsichtlich der Bearbeitung der Altfélle befinden sich mit Stichtag 02.12.2016 beim Landesjugend-
amt noch 696 Falle mit ausstehenden Grundanerkenntnissen. Hier handelt es sich um Falle, bei
denen die betroffenen Jugendéamter um zusétzliche Informationen fiir die Erteilung des Grundaner-
kenntnisses gebeten worden sind, diese Informationen durch die Jugenddmter aber noch nicht ge-
geben wurden. Das Landesjugendamt benétigt diese Informationen, um die Prifung der Voraus-
setzungen fur den grundsétzlichen Anspruch auf Kostenerstattung geman § 89 d Abs. 1 SGB VIII
vorzunehmen und dem Jugendamt das Grundanerkenntnis zu erteilen.

Zurzeit konnten 3 040 von den Jugendamtern gestellte Rechnungen in den Altverfahren noch nicht
gepruft und ausgezahlt werden. Die Gesamthdhe der Rechnungen wird erst bei der abschlieRen-
den Prifung ermittelt.

Da die Altfalle aufgrund der gesetzlich festgelegten Fristen (auf die Vorbemerkung wird hierzu ver-
wiesen) durch das Landesjugendamt prioritéar bearbeitet werden, konnten im Bereich der Neufélle
bisher weder Grundanerkenntnisse erteilt noch Erstattungen ausgezahlt werden. Es liegen dem
Landesjugendamt aktuell 6 906 Antrage und 1 416 Rechnungen vor. Die Rechnungen haben ein
Volumen von 18 571 379,20 Euro.
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3.  Wie stellt die Landesregierung sicher, dass den Kommunen zeitnah ihre Vorleistungen
erstatten werden?

Neufalle

Im Juni 2016 hat die Landesregierung durch das Landesjugendamt die niedersachsischen Jugend-
amter von der Mdéglichkeit unterrichtet, fiir die Aufwendungen fur Neufalle eine Abschlagszahlung in
Hohe von 80 % zu erhalten. Von dieser Méglichkeit haben fir den Zeitraum vom 01.11.2015 bis
zum 30.06.2016 bislang 39 von 55 Jugendamtern Gebrauch gemacht. Es wurden bis zum
18.11.2016 Abschlagszahlungen in Hoéhe von insgesamt 65 106 099,03 Euro geleistet. Am
11.11.2016 wurden die niederséchsischen Jugendamter dariiber informiert, dass die Beantragung
einer zweiten Abschlagsrunde mdglich ist, die den Zeitraum vom 01.07.2016 bis zum 31.10.2016
umfasst. Derzeit liegen dem Landesjugendamt 32 weitere Antrage auf Gewahrung von Abschlags-
zahlungen vor. Darliber hinaus wurden zwélf Antrage von Jugendamtern gestellt, die bislang noch
gar keine Abschlagszahlung beantragt hatten, und in der Regel den gesamten Abschlagszeitraum
vom 01.11.2015 bis zum 31.10.2016 umfassen.

Bis zum 18.11.2016 wurden 5 326 000 Euro an die Kommunen ausgezahlt.
Altfalle

Das Ministerium flir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung hat dem Beschluss der Jugend- und
Familienministerkonferenz (JFMK) vom 17.10.2016 zur Umsetzung des Gesetzes zur Verbesse-
rung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung ausléndischer Kinder und Jugendlicher in An-
erkennung der letztjdhrigen Ausnahmesituation der Jugenddmter im Zusammenhang mit der Un-
terbringung, Versorgung und Betreuung der unbegleiteten auslandischen Minderjahrigen zuge-
stimmt. Durch diesen Beschluss wurde bundeseinheitlich das Kostenerstattungsverfahren der Alt-
falle vereinfacht, sodass eine beschleunigte Bearbeitung der Antrage erfolgen kann.

Was hat sich bei den anlasslosen Lebens- und Futtermittelkontrollen durch die Gebuhrenfi-
nanzierung geandert?

Abgeordnete Hermann Grupe, J6rg Bode, Christian Grascha, Dr. Stefan Birkner und Jan-Christoph
Oetjen (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fur Ernahrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Agra-Europe hat am 28. November 2016 Uber eine ,besorgniserregende Mykotoxinbelastung
von Weizen und Triticale aus der polnischen Ernte 2016" berichtet (Landerberichte, Seite 4). Das
habe das belgische Unternehmen Nutriad, das Futtermittelzusatzstoffe herstelle, aufgrund eigener
Untersuchungen festgestellt. Die Verwendung solcher belasteter Ausgangsstoffe bei der Herstel-
lung von Tierfutter sei wahrscheinlich mit Gefahren fur die Tiergesundheit verbunden. Um Vergif-
tungen bei den Tieren vorzubeugen, miissten dem Futter Zusatzstoffe zur Deaktivierung der My-
kotoxine beigemischt werden.

Vorbemerkung der Landesregierung

Nach Kenntnislage der Landesregierung hat der Handel oder die Verwendung der Einzelfuttermittel
Weizen und Triticale mit Herkunft Polen flr die niederséachsische Futtermittelmittelwirtschaft bisher
keine Bedeutung gehabt.

Hinsichtlich einer Mykotoxinbelastung von Weizen und Triticale aus der polnischen Ernte 2016 ist
weder durch Belgien noch durch ein anderes Mitgliedsland im europédischen Schnellwarnsystem fir
Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit eine Meldung abgegeben worden.

Einleitend wird auch darauf hingewiesen, dass die Formulierung ,anlasslose Kontrollen“ irrefiihrend
ist. In Niedersachsen werden durch die zustandigen Behodrden der Lebens- und Futtermitteltiber-
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wachung aufgrund europaischen und nationalen Rechts auf allen Ebenen planmafige amtliche
Routinekontrollen durchgefuhrt, die verpflichtend vorgeschrieben sind. Aufgrund der rechtlichen
Kontrollverpflichtung handelt es sich nicht um ,anlasslose Kontrollen“. Darliber hinaus werden zu-
séatzliche amtliche Kontrollen auRerplanmafiig durchgefuhrt, die tber die normalen Kontrolltatigkei-
ten hinausgehen, um beispielsweise das Ausmal eines Problems festzustellen und nachzupriifen,
ob AbhilfemaRnahmen getroffen wurden.

1. Wurden bei den anlasslosen Lebens- und Futtermittelkontrollen in Niedersachsen &hn-
liche Hinweise auf belastete Ernteerzeugnisse aus bestimmten Regionen gefunden,
wenn ja, bei welchen Erzeugnissen aus welchen Regionen?

Im Jahr 2016 wurden bisher 1 142 Proben Einzelfuttermittel im Rahmen der amtlichen Futtermittel-
Uberwachung durch das LAVES als Planproben enthommen. Davon wurden 339 Proben auf My-
kotoxine untersucht. Keine dieser Probenuntersuchungen hat Grund zur Beanstandung gegeben.
Bei Lebensmitteln wurden im Jahr 2016 bisher 73 Proben Weizen sowie Getreideverarbeitungser-
zeugnisse, wie z. B. Mehl, Schrot und Flocken, beziglich des Gehaltes an DON untersucht. Ledig-
lich bei einem Weizenmehl wurde ein Gehalt oberhalb der Bestimmungsgrenze, aber deutlich un-
terhalb des Hochstgehaltes nachgewiesen.

2. Welche Kontrolldichte gibt es bei den anlasslosen Kontrollen importierter Lebens- und
Futtermittel, und an welchen Stellen finden diese Kontrollen im Importbereich statt?

Hauptimportstelle fur Einzelfuttermittel in Deutschland ist der Hafen von Brake. Dort werden jéahrlich
ca. 4 Millionen Tonnen Agrarguter umgeschlagen. Eingehende Schiffsladungen aus Drittlandern
werden dem LAVES als zustandiger Uberwachungsbehorde wochentlich im Voraus mitgeteilt, um
eine lickenlose Kontrolle zu gewahrleisten. Im Jahr 2016 wurden bisher 331 Proben Einzelfutter-
mittel im Hafen von Brake durch das LAVES entnommen. Davon wurden 126 Proben auf Mykotoxi-
ne untersucht. Es waren keine Auffalligkeiten zu verzeichnen.

Fur Lebensmittel ergeben sich aus der Richtlinie 97/78/EG der Lebensmitteleinfuhrverordnung so-
wie den Verordnungen (EG) Nr. 669/2009 und (EU) Nr. 884/2014 konkrete Anforderungen an die
Haufigkeit von Waren- und Namlichkeitskontrollen bei der Einfuhr.

Bei tierischen Lebensmitteln oder Lebensmitteln, die unter Verwendung von Lebensmitteln tieri-
schen Ursprungs hergestellt worden sind, sind alle Sendungen Uber Grenzkontrollstellen einzufiih-
ren und dort einer Veterinarkontrolle zu unterziehen, sofern sie nicht bereits an einer anderen euro-
paischen Grenzkontrollstelle untersucht wurden. Fir Niedersachsen sind die Grenzkontrollstellen
Flughafen Hannover-Langenhagen sowie Hafen JadeWeserPort Wilhelmshaven gelistet. An den
Grenzkontrollstellen findet durch die zustéandigen Behdérden neben der Namlichkeitspriifung nach
risikoorientierten Aspekten auch eine Probenahme und Untersuchung statt.

Fur Lebensmittel nicht-tierischer Herkunft besteht eine generelle Vorfihrpflicht nicht. Fir Lebens-
mittel nicht-tierischer Herkunft sind in der Verordnung (EG) Nr. 669/2009 und der Verordnung (EU)
Nr. 884/2014 fir einzelne Lebensmittel aus bestimmten DrittlAndern verstarkte amtliche Kontrollen
festgeschrieben. Diese Kontrollen werden nach den in den Verordnungen festgelegten Kontrollfre-
guenzen an den benannten Orten durch die jeweilige zustandige Behodrde durchgefiihrt. Fir Nie-
dersachsen sind als Eingangsorte fur Lebensmittel nicht-tierischer Herkunft die niederséchsischen
Grenzkontrollstellen sowie als Einfuhrort ein Lager im Landkreis Osnabriick benannt.

3.  Was hat sich bei den anlasslosen Lebens- und Futtermittelkontrollen im Importbereich
durch die 2014 beschlossene GeblUhrenfinanzierung verandert (z. B. Kontrolldichte)?

Durch das Konzept der Landesregierung zur Starkung des Verbraucherschutzes konnten die Im-
portkontrollen im Hafen von Brake auf eine nahezu liickenlose Kontrolldichte bei den Futtermitteln
angehoben werden. Wurden in den Jahren von 2009 bis 2013 pro Jahr durchschnittlich 138 Proben
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durch die amtliche Futtermitteliiberwachung entnommen und untersucht, so sind es ab 2014 pro
Jahr ca. 360 Importproben.

Die Einfuhrkontrollen fur Lebensmittel tierischen Ursprungs wie auch die Kontrollen bei vorfiihr-
pflichtigen Lebensmitteln nichttierischen Ursprungs waren bereits vor dem Jahr 2014 gebuhren-
pflichtig.

26. Praxistage im Rahmen von Sprachlernklassen
Abgeordnete Bjorn Forsterling, Gabriela Kénig und Christian Grascha (FDP)

Antwort des Niederséchsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

In Niedersachsen werden zahlreiche Sprachlernklassen gefiihrt. In der Regel sollen die Schulerin-
nen und Schiler maximal ein Jahr lang die Sprachlernklasse besuchen und je nach Fortschritt auch
schon vor Abschluss der Sprachlernklasse die Regelklassen besuchen. Allerdings stellt sich in der
Arbeit vor Ort oftmals heraus, dass ein Jahr, insbesondere fiir nicht alphabetisierte Schulerinnen
und Schler, nicht ausreicht, um die Sprache ausreichend zu lernen. Darlber hinaus stellt sich ins-
besondere bei Sprachlernklassen an Hauptschulen, Realschulen und Oberschulen die Frage nach
gréRerer Praxisnédhe, um gerade die alteren Jahrgange auf den Beruf vorzubereiten und durch den
Kontakt mit Betrieben die Integration zu verbessern.

1. Wie viele Sprachlernklassen gibt es derzeit in Niedersachsen (bitte nach Schulformen
angeben)?

Zum Prognosetermin 01.08.2016 waren im Planungsinstrument izn-Stabil-Prognose landesweit 703
Sprachlernklassen abgebildet. Die Aufteilung auf die einzelnen Schulformen ist der nachstehenden
Tabelle zu entnehmen:

Anzahl der Sprachlernklassen zum
Schulform Prognosetermin 01.08.2016

(Endstand im Planungsinstrument)
Grundschule 167
Hauptschule 106
Realschule 41
Gymnasium - SEK | - 106
Gesamtschule 133
Oberschule 150
Insgesamt 703

Die noch nicht abschlieRend gepriiften Daten der Erhebung zur Unterrichtsversorgung der allge-
meinbildenden Schulen zum Stichtag 18.08.2016 weisen landesweit rund 680 Sprachlernklassen
aus.

Das Planungsinstrument izn-Stabil-Prognose zum Prognosetermin 01.02.2017 weist am
08.12.2016 rund 690 Sprachlernklassen an offentlichen allgemeinbildenden Schulen in Nieder-
sachsen aus.

Dem Sprachférderbedarf fur Schilerinnen und Schiler ohne oder mit geringen Deutschkenntnissen
wird mehrheitlich nicht im Rahmen von Sprachlernklassen begegnet, sondern Uber alle anderen
SprachférdermaRnahmen, die der Runderlass des MK vom 01.07.2014 zur ,Fdrderung von Bil-
dungserfolg und Teilhabe von Schiilerinnen und Schiilern nichtdeutscher Herkunftssprache* (SVBI.
S. 330) bereithélt. Dabei handelt es sich um Forderkurse ,Deutsch als Zweitsprache®, Férderunter-
richt und Sprachférderung gemafR besonderen Konzepten. Die Mehrzahl aller Schilerinnen und
Schuler ohne oder mit geringen Deutschkenntnissen wird folglich in den anderen Sprachforder-
mafRnahmen (sowie in weiteren schulischen und auf3erschulischen Aktivitdten und Lerneinheiten)
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gefordert, sodass eine Integration mit Gleichaltrigen (und damit Sprachvorbilder und das sogenann-
te Sprachbad) und auch eine Berufsorientierung bzw. Berufsbildung gegeben sind.

2. Koénnen im Rahmen von Sprachlernklassen Praxistage durchgefuhrt werden?

Der im vorgenannten Runderlass vorgesehene Katalog an SprachférdermaBnahmen kann indivi-
dualisiert werden und schulspezifisch zur Anwendung kommen. Ein unter Teilhabegesichtspunkten
wirksamer Wechsel zwischen integrativen und additiven Formen der Sprachférderung ist hierbei
unerlasslich.

Bei den Sprachférderangeboten handelt es sich um subsididre Formate, die als zu durchlaufende
Qualifizierungsangebote genutzt werden sollen. MaRgabe bleibt dabei, die Anteile gemeinsamen
Unterrichts - zunachst fir die weniger sprachintensiven Unterrichtsfacher - von Beginn an und suk-
zessive steigend sicherzustellen.

Die neu zugewanderten Schiilerinnen und Schiiler befinden sich an den allgemeinbildenden Schu-
len in Niedersachsen folglich oft von Anfang an bzw. spéatestens nach drei Monaten anteilig immer
auch in den Regelklassen. So kénnen sie selbstverstandlich auch an den berufs- und studienorien-
tierenden sowie berufsbildenden MaRnahmen einer jeden Schule teilnehmen (z. B. an den allge-
meinen Betriebspraktika und an der Berufsvorbereitung im Unterricht). Das Ziel einer Sprachlern-
klasse ist es, durch intensive Sprachférderung die stetig steigende Teilnahme in einer Regelklasse
zu gewahren, um so die Integration - insbhesondere mit Gleichaltrigen - ebenfalls stetig zu verbes-
sern und dann Uber die Regelklasse wie alle anderen Schilerinnen und Schuler auf den Beruf vor-
zubereiten und Kontakt zu Betrieben zu bekommen.

3. Falls Frage 2 mit Ja beantwortet wurde: In welchem Umfang und an wie vielen Tagen in
der Woche kénnen Praxistage im Rahmen von Sprachlernklassen durchgefiihrt wer-
den?

Es wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen.

Wie bewertet die Landesregierung den ,,bundeseinheitlichen Presseausweis"?
Abgeordnete Jan-Christoph Oetjen und Dr. Marco Genthe (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD auf Bundesebene steht, dass die Koalition eine
Initiative der Lander zur Wiedereinfihrung des ,amtlichen Presseausweises" unterstiitzen wird.

Auf der vergangenen Innenministerkonferenz am 29./30. November 2016 wurde der Beschluss ge-
fasst, einen ,bundeseinheitlichen Presseausweis* wieder einzufiihren. ,Seit 2008 hatte es keinen
bundeseinheitlichen Presseausweis mehr gegeben. Mit der jetzt getroffenen Vereinbarung wird die
Praxis des bundeseinheitlichen Presseausweises unter dem Dach des Deutschen Presserates
wieder eingefiihrt. Der Ausweis soll dazu dienen, den Nachweis zu erleichtern, anerkannte Vertre-
terin bzw. anerkannter Vertreter der Presse zu sein.” (Pressemitteilung der IMK vom 30. November
2016)

Innenminister Boris Pistorius auRerte sich im Vorfeld der IMK in der Neuen Osnabriicker Zeitung
am 28. November 2016. Er sagte, dass die Arbeit der hauptberuflichen Journalisten und damit eine
seridse, faktenbasierte Informationskultur geschiitzt werden musste. ,Dazu gehdre ein offizieller
Presseausweis, der Behorden und insbesondere auch Polizisten verdeutliche, einen professionel-
len Berichterstatter vor sich zu haben.”
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Der Deutsche Fachjournalisten-Verband (DFJV) kritisiert die Einfihrung des Ausweises in mehre-
ren Punkten. (Pressemitteilung vom 30. November 2016). Der Verband beanstandet u. a., dass der
Presseausweis ausschlie3lich an hauptberufliche Journalistinnen und Journalisten ausgestellt wer-
den soll. Dies verstoRRe ,nach Ansicht des DFJV gegen die in Art. 5 GG verankerte Pressefreiheit
und den in Art. 3 GG festgeschriebenen Gleichbehandlungsgrundsatz“. Ebenfalls wird seitens des
DFJV angezweifelt, dass ein derartiger Ausweis ,das von der IMK angestrebte Ziel, die Sicherheit
beim Passieren von polizeilichen Absperrungen zu gewahrleisten, mit dem Kriterium der Hauptbe-
ruflichkeit erreicht werden kénne. Hierfir ware nur eine Sicherheitsiiberprifung geeignet. Nicht
hauptberufliche Journalisten unter Generalverdacht zu stellen, betrachtet der DFJV nicht nur recht-
lich, sondern auch moralisch als verwerflich.“ Auch die zukiinftige Vergabe des Ausweises wird kri-
tisiert. Eine standige Kommission, bestehend aus jeweils zwei Vertretern der Innenministerkonfe-
renz und des Deutschen Presserats, soll dartiber entscheiden, welche Verbande kiinftig den bun-
deseinheitlichen Presseausweis ausstellen diirfen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Die Grundsatze zur Gestaltung und Ausgabe des bundeseinheitlichen Presseausweises richteten
sich seinerzeit nach dem im Ministerialblatt Nordrhein-Westfalens vom 23. Dezember 1993 als ,be-
statigten Schriftwechsel“ veroffentlichten Runderlass. Danach waren nur die finf gro3en Presse-
verbande (Deutscher Journalisten-Verband e. V., Industriegewerkschaft Medien - Fachgruppe
Journalismus, Deutsche Angestellten-Gewerkschaft - Bundesfachgruppe der Journalisten; Bundes-
verband Deutscher Zeitungsverleger e. V., Verband Deutscher Zeitschriftenverleger e. V.) ausstel-
lungsberechtigt. Das Verwaltungsgericht Disseldorf beurteilte diese Beschrankung der Ausstel-
lungsberechtigung mit Urteil vom 17. September 2004 (1 K 1651/01) als rechtswidrig. Eine von der
Innenministerkonferenz angestrebte Neuregelung der Ausstellungsberechtigung schlug daraufhin
fehl. Im Dezember 2007 kam es schlieBlich zur Abschaffung des bundeseinheitlichen Presseaus-
weises, weil unter den Presseverbénden Uber die Frage, welche Verbédnde als ausstellungsberech-
tigt anerkannt werden sollten, trotz mehrerer Anlaufe keine Einigung erzielt werden konnte. Sowohl
die Presseverbande als auch die Behorden hatten weiterhin ein grof3es Interesse an diesem Do-
kument. Daher beschloss die Innenministerkonferenz auf niedersachsische Initiative im Dezember
2013, mit dem Deutschen Presserat Gesprache ber eine mégliche Wiedereinfliihrung des bundes-
einheitlichen Presseausweises zu fiihren. Es gelang unter der Federfiihrung Niedersachsens, sich
auf die Inhalte der vorliegenden Vereinbarung Uber die Wiedereinfihrung eines bundeseinheitli-
chen Presseausweises zu verstandigen. Die Innenministerkonferenz beschloss am 30. November
2016 deren Unterzeichnung und damit die Wiedereinfihrung des bundeseinheitlichen Presseaus-
weises. Die Inhalte dieser Vereinbarung basieren in wesentlichen Teilen auf den Grundséatzen und
Kriterien, die die Innenministerkonferenz in ihrer Sitzung im Mai 2006 aufgestellt hat. Das Verfahren
ist so konzipiert, dass die Anerkennung als ausgabeberechtigter Verband und die Ausgabe der
bundeseinheitlichen Presseausweise an Journalistinnen und Journalisten nach objektiven und
transparenten Kriterien erfolgt. Im Gegensatz zum friiheren Verfahren, wonach nur finf Verbande
ausstellungsberechtigt waren, kann kinftig jeder Verband, der die Voraussetzungen erfillt, als
ausgabeberechtigt anerkannt werden. Eine wichtige Rolle im Rahmen dieses Verfahrens uber-
nimmt die Standige Kommission. Sie ist paritatisch aus Mitgliedern der Presseseite und der Innen-
ministerkonferenz besetzt und entscheidet u. a. dariiber, welche antragstellenden Presseverbande
die Voraussetzungen fir die Zuerkennung der Ausgabeberechtigung der bundeseinheitlichen Pres-
seausweise erflllen. Dariiber hinaus wird es ein Selbstverwaltungsgremium geben, das von den
ausgabeberechtigten Verbanden eingerichtet wird. Dieses Selbstverwaltungsgremium unterstitzt
die Standige Kommission in beratender Funktion und kann auf dieser Basis auch an den Sitzungen
der Standigen Kommission teilnehmen. SchlieRlich ist nach zwei Jahren eine Evaluation der Ver-
einbarung durchzufihren.

1. Wie bewertet die Landesregierung den ,,bundeseinheitlichen Presseausweis*?

Die Wiedereinfihrung des bundeseinheitlichen Presseausweises wird von der Landesregierung
ausdrucklich begruRdt, da sie maRgeblich an den Verhandlungen im Auftrag der Innenministerkonfe-
renz beteiligt war.
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2. Wie beurteilt die Landesregierung den Vorwurf, der Ausweis verstoRe gegen die in
Art. 5 Abs. 1 gewdahrte Pressefreiheit?

Die Landesregierung erachtet den Vorwurf eines VerstoRes gegen die Pressefreiheit durch die
Wiedereinfiihrung des bundeseinheitlichen Presseausweises als unbegriindet. Sie erleichtert den
Journalistinnen und Journalisten durch diesen Ausweis ihre Arbeit. Es ist nicht vorgesehen, durch
den bundeseinheitlichen Presseausweis andere Nachweise der Pressezugehdrigkeit abzuschaffen.
Es gibt zahlreiche Medienverbénde und -organisationen, die nach den von ihnen aufgestellten Kri-
terien eigene Presseausweise ausstellen und auch weiterhin ausstellen diurfen. Diese Praxis wird
durch den bundeseinheitlichen Presseausweis nicht verhindert.

3.  Wie soll sichergestellt werden, dass auch nicht hauptberufliche Journalisten, die nicht
durch den Presserat vertreten werden, ihrer Arbeit ungehindert nachgehen kénnen?

Die Landesregierung kann keine durch die Wiedereinfilhrung des bundeseinheitlichen Presseaus-
weises bedingte Behinderung von nicht hauptberuflich tatigen Journalistinnen und Journalisten er-
kennen. Die Vereinbarung zwischen der Innenministerkonferenz und dem Deutschen Presserat
Uber den bundeseinheitlichen Presseausweis hat nicht den Inhalt und das Ziel, andere Nachweise
der Pressezugehdrigkeit staatlicherseits abzuwerten. Ziel ist vielmehr eine Erleichterung der Identi-
fikation von Pressevertreterinnen und -vertretern generell. Im Ubrigen wird auf die Antwort zu Fra-
ge 2 verwiesen.

Rekrutieren Islamisten neue Anhénger in den Justizvollzugsanstalten?
Abgeordnete Dr. Marco Genthe, Dr. Stefan Birkner, J6rg Bode und Jan-Christoph Oetjen (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Justizministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die Radikalisierungsmethoden der islamistischen Szene sind vielfaltig und umfassen fast alle Le-
bensbereiche. Die Erfahrungen aus anderen européischen Mitgliedstaaten zeigen, dass die Is-
lamisten versuchen, auch Strafgefangene fir ihre Ideologie zu gewinnen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Gefangene mit Bezligen zum radikalen Islamismus stehen unter besonderer Beobachtung durch
die Fachbereiche Sicherheit der Justizvollzugseinrichtungen. Jeweils erforderliche MaflRnahmen
dienen dem Ziel zu verhindern, dass die Gefangenen ihre extremistischen Vorstellungen weiter
verbreiten oder sich durch AuRenkontakte bestérken lassen. Von Gefangenen, die mit Radikalisie-
rungsabsichten aufféllig geworden sind, geht die Gefahr einer Stérung des geordneten Zusammen-
lebens innerhalb der Anstalt aus. Die zur Stérungsbehebung anzuordnenden MaflRnahmen sind
vielschichtig und reichen von einer verstarkten Beobachtung iber Uberwachung des Besuchs oder
Schriftwechsels bis hin zur unausgesetzten Absonderung (Einzelhaft) von Mitgefangenen.

Ein besonderes Augenmerk liegt auf der Erh6hung der Handlungskompetenz der Justizvollzugsbe-
diensteten. Das Thema ,islamistische Radikalisierung” wird daher verstarkt in der Aus- und Fortbil-
dung der Bediensteten bertiicksichtigt.

Um die von islamistisch radikalisierten Gefangenen ausgehenden Gefahren - inshesondere nach
der Haftentlassung - zu minimieren, wurde ab dem 01.03.2016 ein Programm zur Deradikalisierung
eingefiihrt. Mit der Durchfiihrung wurde Violence Prevention Network e. V. (VPN) beauftragt. Das
Programm umfasst die Beratung, Begleitung und Fortbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der niederséchsischen Justizvollzugseinrichtungen sowie die Deradikalisierung und Ausstiegsbe-
gleitung von Gefangenen.
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1. Liegen der Landesregierung Erkenntnisse vor, ob radikale Islamisten in Justizvollzugs-
anstalten des Landes versuchen, neue Anhénger zu rekrutieren?

Nein.

2. Wenn ja: Welche Bemiihungen unternimmt das Land, um gegen die Rekrutierung und
Radikalisierung von Geféangnisinsassen vorzugehen?

Entfallt.

3. Gibt es auf diesem Gebiet eine Zusammenarbeit zwischen den Justizvollzugsanstalten
und dem Verfassungsschutz? Wenn nein: Warum nicht?

Der Referatsteil ,Pravention“ des niederséchsischen Verfassungsschutzes bietet den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern in Justizvollzugseinrichtungen Fortbildungsveranstaltungen zum Themen-
komplex ,Islamismus/Salafismus/Radikalisierungsprozesse* neben den Bereichen ,Rechtsextre-
mismus”“ und ,Linksextremismus* an. Ferner stehen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des jlingst
im November 2016 eingerichteten Aussteigerprogramms ,Aktion Neustart Islamismus” des nieder-
sachsischen Verfassungsschutzes den Justizvollzugseinrichtungen als Ansprechpersonen bei radi-
kalisierten Personen, die sich in Haft befinden oder entlassen werden, zur Verfligung. Dariiber hin-
aus wird die Vernetzung zwischen Justizministerium und somit den Justizvollzugseinrichtungen und
dem Verfassungsschutz sowie weiteren staatlichen Praventionsakteuren (LKA/Polizei, Sozialminis-
terium, Kultusministerium) tiber die Kompetenzstelle Islamismuspravention Niedersachsen (KIP NI)
derzeit verstetigt. Des Weiteren sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Verfassungsschutzes re-
gelmafige Teilnehmer in Bund- und Lénderarbeitsgruppen/Workshops, z. B. zum Thema ,Mdglich-
keiten und Grenzen der Zusammenarbeit zwischen Sicherheitsbehdrden und Justiz“.

Wie viele Fordertopfe braucht das , Mega-Projekt" Wasserkante in Norddeich?
Abgeordnete Hillgriet Eilers und J6rg Bode (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Ministeriums fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr namens der
Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Die geplante Umgestaltung der Wasserkante in Norddeich ist umfangreich und ambitioniert. Ein
Masterplan gliedert das Vorhaben in mehrere Abschnitte, verschiedene Projekte und Bauabschnit-
te. Laut Presseberichterstattung soll das niedersachsische Wirtschaftsministerium dem 30-Millio-
nen-Euro Vorhaben aufgeschlossen gegeniiberstehen. Die Stadt Norden und deren Wirtschaftsbe-
triebe beabsichtigen, fir das Vorhaben mehrere Férdertdpfe zu beanspruchen und kreative Ideen
fur diesen Zweck zu entwickeln. Derzeit zeichnet sich bereits ein Interessenkonflikt zwischen den
planerischen Absichten der Stadt Norden und den weiteren Hafenplanungen von Niedersachsen
Ports ab. Unklar ist auch, ob und inwieweit es zu weiteren Konsultationen, z. B. mit Deich- und Na-
turschutzbehdérden, gekommen ist.

Vorbemerkung der Landesregierung

Im Hinblick auf die kiinftige touristische Ausrichtung und Entwicklung wurde fiir Norden-Norddeich
ein Tourismuskonzept von einer Unternehmensberatung fir die Tourismus- und Freizeitbranche
erarbeitet. Erganzend dazu wurde von einem Planungsbiiro der sogenannte Masterplan Wasser-
kante erstellt. In den Prozess wurden Leistungstrager, Offentlichkeit und sonstige Beteiligte einbe-
zogen. Die in dem Masterplan beschriebenen Planungen fir Norden-Norddeich umfassen eine
Reihe von MaRnahmen in den Bereichen Strand, Hafen und Drachenwiese.
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1. Wann wurden Gesprache zum Vorhaben ,Masterplan Wasserkante* mit Ministerien und
Landesbehorden gefiihrt, und welchen Inhalt haben diese gehabt?

Seit Juli 2015 hat es mit der Fachebene des Ministeriums fur Wirtschaft, Arbeit und Verkehr (MW)
mehrere Gesprache gegeben, bei denen Vertreter aus Norden-Norddeich tber Stand und Inhalt der
Planungen berichtet haben und in Ansatzen Uber etwaige Fordermoglichkeiten gesprochen wurde.
An einem dieser Gesprache hat auch eine Vertreterin des Amts fiir regionale Landesentwicklung
Weser-Ems teilgenommen. Gesprache mit Minister Lies zu den Vorhaben haben erstmals im Juni
2015 in Hannover am Rande des Landtags sowie auch spéater vor Ort stattgefunden.

Im April 2016 gab es ein Gesprach mit Vertretern aus Norden-Norddeich und dem Landesbeauf-
tragten fur regionale Landesentwicklung Weser-Ems sowie Mitarbeiterinnen seines Amtes. Dabei
wurden ebenfalls die geplanten Mal3nhahmen vorgestellt und gegebenenfalls infrage kommende
Forderrichtlinien erlautert.

Die Leitung der Niederlassung Norden von Niedersachsen Ports (NPorts) hat am 07.01.2016 und
am 12.03.2016 Gesprache mit Vertretern der Wirtschaftsbetriebe der Stadt Norden/Kurverwaltung
zum Thema ,Masterplan Wasserkante* gefiihrt. In den Gesprachen wurden u. a. die unterschiedli-
chen Positionen zum ,Masterplan Wasserkante" formuliert.

Die Nationalparkverwaltung Niedersachsisches Wattenmeer war in den bisherigen Planungspro-
zess durch Teilnahme an einem Auftaktworkshop am 16.06.2015 sowie an zwei Arbeitsgruppen-
treffen (06.07.2015 und 08.10.2015) beteiligt. Wahrend es beim Workshop um die Sammlung und
Aufbereitung von ldeen zum Projekt aus unterschiedlichen Blickwinkeln ging, wurden diese beim
1. Arbeitsgruppentreffen einer synoptischen Analyse unterzogen und priorisiert und anléasslich des
2. Arbeitsgruppentreffens im Ergebnis zusammengefasst und ein Konzept fur die Umsetzung skiz-
ziert und allen Beteiligten vorgestellt. Die Nationalparkverwaltung sah ihre Rolle in erster Linie in
der Beratung des Vorhabentragers beziiglich der Umsetzbarkeit im Hinblick auf die Belange des
Nationalparks Niedersachsisches Wattenmeer im Sinne einer Antragsberatung. Neben der Natio-
nalparkverwaltung waren auch der Niederséchsische Landesbetrieb fir Wasserwirtschaft, Kusten-
und Naturschutz (NLWKN) und NPorts in den Prozess als Landesbehérden eingebunden worden.

Am 20.06.2016 fand eine Informationsveranstaltung im Wattenmeerhaus Wilhelmshaven zu For-
dermdoglichkeiten fir Umwelt- und Naturschutzprojekte statt. Am Rande dieser Veranstaltung kam
es zu einer Kontaktaufnahme zwischen der Kurdirektion und Vertretern des Ministeriums fir Um-
welt, Energie und Klimaschutz (MU).

Am 14.11.2016 fand im MW ein ressortibergreifendes Gesprach statt, bei dem die Vertreter Nor-
den-Norddeichs die Planungen vorgestellt haben und erste Einschatzungen erfolgten, fiir welche
Projektbestandteile Férderungen aus welchen Programmen in Betracht kommen kénnten. Neben
Vertretern aus Norden-Norddeich und dem MW haben an diesem Gesprach Vertreter des Ministe-
riums fir Ernahrung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (ML), der Landwirtschaftskammer, des
Amtes fir regionale Landesentwicklung Weser- Ems, der NPorts GmbH & Co. KG Norden sowie
der Investitions- und Forderbank Niedersachsen (NBank) teilgenommen.

2. Wie beurteilt die Landesregierung die langfristig geplanten touristischen Gesamtvor-
haben von Norden und Norddeich (,Masterplan Wasserkante* und Tourismus-
Konzept)?

Das MW begrii3t es grundsatzlich, wenn wie in Norden-Norddeich die Planung umfangreicher
MaRnahmen auf systematischen und strategischen Uberlegungen basiert und die Offentlichkeit
sowie sonstige Beteiligte in den Prozess eingebunden werden. Mit dem Strategischen Handlungs-
rahmen fur die Tourismuspolitik auf Landesebene hat das MW Schwerpunkte fur die Entwicklung
des Tourismus auf Landesebene bestimmt. Damit werden ein Rahmen vorgegeben und Impulse
gesetzt. Konkrete Konzepte missen aber auf regionaler Ebene erarbeitet werden. Um solche
kommunalen Konzepte handelt es sich bei den in der Frage genannten Papieren. MW bewertet
derartige kommunale Konzepte nicht grundsétzlich und in Génze, sondern betrachtet MaRnahmen
konkret, sofern daflr Férderungen beantragt werden. Die in Norden-Norddeich geplanten MalR-
nahmen sind auf die Qualitatsverbesserung des touristischen Angebots gerichtet. Die Anpassung
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touristischer Infrastrukturen an die Erwartungen heutiger und zukinftiger Gaste und die Verbesse-
rung der Aufenthaltsqualitat ist essenzielle Voraussetzung fir einen dauerhaft erfolgreichen Tou-
rismus.

Aus Sicht der Nationalparkverwaltung scheint das seinerzeit im Herbst 2015 prasentierte Vorhaben
mit den Belangen des Nationalparks nicht zu kollidieren, insbesondere da es eine Beanspruchung
von Flachen im Nationalpark vollstandig vermeidet.

3. Fur welche Projekte, Teilprojekte oder Vorhaben des , Masterplan Wasserkante" hat die
Landesregierung bereits Férderungen zugesagt oder in Aussicht gestellt?

Wie zu Frage 1 ausgefihrt, wurden in dem Gesprach am 14.11.2016 Einschatzungen vorgenom-
men, flr welche Projektbestandteile auf Grundlage welcher Richtlinien Forderungen in Betracht
kommen kénnten. Bisher wurden Forderungen weder zugesagt noch konkret in Aussicht gestellt.
Grundsatzlich denkbar sind nach derzeitigem Kenntnisstand je nach Inhalt und Gestaltung der Teil-
projekte Férderungen auf Grundlage der Richtlinie Uber die Gewéhrung von Zuwendungen zur
Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) durch touristi-
sche MaRnahmen des MW, der Richtlinie tber die Gewéhrung von Zuwendungen zur Aufwertung
des niederséchsischen Natur- und Kulturerbes sowie fiir die Sicherung der biologischen Vielfalt
(Richtlinie ,Landschaftswerte*) des MU, der Richtlinie Gber die Gewéahrung von Zuwendungen zur
Forderung der integrierten landlichen Entwicklung (ZILE) des ML, der Richtlinie Gber die Gewah-
rung von Zuwendungen zur Foérderung der Umsetzung von LEADER (LEADER-Richtlinie) des ML
und der Richtlinie Gber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung der Nachhaltigen Entwick-
lung des Fischwirtschaftsgebietes Niedersachsische Nordseekiiste des ML. Ob jeweils alle Forder-
voraussetzungen tatsachlich erfillt werden, die Projekte sich in erforderlichen Scoring-Verfahren
durchsetzen und die notwendigen Haushaltsmittel letztlich zur Verfigung stehen, kann zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht bewertet werden.

30. Wie viele islamistische Strafgefangene gibt es in den niedersichsischen Justizvollzugsan-
stalten (JVA)?

Abgeordnete Dr. Marco Genthe, Dr. Stefan Birkner, J6rg Bode und Jan-Christoph Oetjen (FDP)

Antwort des Niedersachsischen Justizministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Laut dem aktuellen Verfassungsschutzbericht befanden sich bis zum Stichtag 15. Mai 2016 ca. 550
Salafisten in Niedersachen - mit steigender Tendenz -, darunter bis zu 40 Personen aus Wolfsburg
sowie 100 Personen aus Braunschweig. Eine Vielzahl von Strafverfahren aus dem Phanomenbe-
reich Islamismus ist anhangig oder wurde durch eine richterliche Entscheidung abgeschlossen.

Vorbemerkung der Landesregierung

Fir die Beantwortung der Anfrage wurde eine Auswertung der polizeilichen Vorgange im Phéno-
menbereich ,Politisch motivierte Auslanderkriminalitat®, Themenfeld ,lslamismus/Fundamentalis-
mus“, vorgenommen. Der Auswertungszeitraum wurde aufgrund des Bezugs zum Verfassungs-
schutzbericht 2015 auf den Zeitraum vom 01.01.2015 bis 01.12.2016 festgelegt

1. Wie viele mutmaRliche Islamisten, gegen die entsprechend ermittelt wurde, befinden
sich zurzeit in niedersachsischen Justizvollzugsanstalten (alle Haftarten; bitte auf-
schlusseln nach JVA, Anzahl und Gruppe)?

Aktuell befinden sich neun Gefangene der angefragten Zielgruppe in Niedersachsen in Haft. Nahe-
re Angaben ergeben sich aus der anliegenden Ubersicht, auf die Bezug genommen wird.
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2. Gegen wie viele Personen aus Niedersachsen werden und wurden Straf-, Ermittlungs-
oder Vorermittlungsverfahren gefuihrt, die mit dem Ph&nomenbereich Islamismus in
Zusammenhang stehen?

Justizielle Statistiken zu Personen oder Verfahren, die ,mit dem Phanomenbereich Islamismus in
Zusammenhang stehen“, werden nicht gefiihrt. Fir die Beantwortung der Frage ware eine handi-
sche Einzelauswertung erforderlich, die innerhalb der zur Verfligung stehenden Zeit und angesichts
der Arbeitsbelastung der Staatsanwaltschaften nicht zumutbar ist.

Von der Polizei Niedersachsen wurden vom 01.01.2015 bis 01.12.2016 gegen 145 Personen aus
Niedersachsen strafrechtliche Ermittlungsverfahren gefiihrt, die mit dem Phanomenbereich der poli-
tisch motivierten Auslanderkriminalitat und dem Themenfeld Islamismus/Fundamentalismus im Zu-
sammenhang stehen. Darliber hinaus sind dem Landeskriminalamt Niedersachsen derzeit weitere
16 Personen bekannt, gegen die Staatsanwaltschaften anderer Bundeslander oder der General-
bundesanwalt Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts einer Straftat gemaR § 89 a StGB bzw.
88 129 a, 129 b StGB und dem VStGB fiihren. Ferner wurden durch die Polizei in Niedersachsen
im genannten Zeitraum gegen 272 Personen gefahrenabwehrende Ermittlungen im Ph&anomenbe-
reich der politisch motivierten Auslanderkriminalitdét und dem Themenfeld Islamismus/Fundamenta-
lismus gefiihrt.

3.  Wie viele dieser Verfahren wurden bereits mit welchem Ergebnis abgeschlossen?
Hinsichtlich justizieller Statistiken wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen.

Von den in der Frage 2 genannten strafrechtlichen Ermittlungsverfahren gegen 145 Personen sind
der Polizei Niedersachsen folgende justizielle Entscheidungen bekannt:

Ergebnisse der Strafverfahren Anzahl
Einstellung gemaR § 170 Il StPO 43
Anklage vor dem Jugendrichter/Strafrichter
Einstellung § 45 JGG (Voraussetzungen § 153 StPO)
Einstellung nach § 154 f StPO (z. B.unbek. Aufenthalt)
Einstellung nach § 154 | StPO

Einstellung nach § 154 StPO

Einstellung wegen Geringfligigkeit (§ 153 | StPO)
Strafbefehlsantrag ohne Freiheitsstrafe

Verweisung auf den Weg der Privatklage

Gesamt:

NWIN[(AFRFPNFPO

()]

Die gegen 272 Personen geflihrten gefahrenabwehrenden Ermittlungen sind gegen 71 Personen
durch die Polizei Niedersachsen abgeschlossen worden, weil der Gefahrenverdacht nicht weiter ve-
rifiziert werden konnte, wegen eines Wohnungswechsels der Personen und damit einhergehender
Abgabe des Vorganges an ein anderes Bundesland oder aufgrund der Einleitung von Strafverfah-
ren.
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31.

Zuweisung von Padagogischen Mitarbeitern
Abgeordnete Christian Grascha, Bjérn Forsterling, Hillgriet Eilers und Gabriela Koénig (FDP)

Antwort des Niederséchsischen Kultusministeriums namens der Landesregierung

Vorbemerkung der Abgeordneten

Der Runderlass des Kultusministeriums vom 7. Mai 2013 regelt beziiglich der Zuweisung von Pa-
dagogischen Mitarbeitern fir Schiller mit Bedarf an sonderpadagogischer Unterstiitzung an allge-
meinbildenden Schulen ohne Fdrderschulen:

.Diesen Schulen kénnen je Schilerin oder je Schiler mit einem festgestellten Bedarf an sonderpé-
dagogischer Unterstitzung der Schwerpunkte geistige Entwicklung bzw. kdrperliche und motori-
sche Entwicklung bedarfsorientiert bis zu finf Stunden fir eine Padagogische Mitarbeiterin bzw. ei-
nen Padagogischen Mitarbeiter bereitgestellt werden.”

Vorbemerkung der Landesregierung

P&adagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in unterrichtsbegleitender sowie in therapeutischer
Funktion werden in Forderschulen mit dem Schwerpunkt Geistige Entwicklung und in Forderschu-
len mit dem Schwerpunkt Kérperliche und Motorische Entwicklung eingesetzt.

Padagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in unterrichtsbegleitender Funktion (Erzieherinnen
und Erzieher bzw. Heilerziehungspflegerinnen und Heilerziehungspfleger) tibernehmen wahrend
des Unterrichts unter Verantwortung einer Lehrkraft Teilaufgaben und leisten dartber hinaus indivi-
duelle Hilfestellungen, z. B. Hilfen bei der Erstellung von Unterrichtsaufzeichnungen, Hilfen beim
Toilettengang oder auch bei der Einnahme von Mahlzeiten.

Padagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in therapeutischer Funktion (z. B. Physiotherapeu-
tinnen und Physiotherapeuten, Ergotherapeutinnen und Ergotherapeuten, Logopédinnen und Lo-
gopaden) fiihren mit einzelnen Schilerinnen und Schilern parallel zum Unterricht Einzelmaf3nah-
men durch, ohne die die Schilerinnen und Schuler nicht in der Lage waren, kérperlich die gesamte
Unterrichtszeit durchzustehen, z. B. Massagen und Lagednderungen bei korperlich stark beein-
trachtigten Schulerinnen und Schillern oder spezielle Ubungen zur Entwicklung der Motorik oder
der Sprache.

Das Kultusministerium benutzt verschiedene Fachverfahren, mit denen die Einstellung und die Ver-
teilung der Lehrkrafte auf die 6ffentlichen allgemeinbildenden Schulen gesteuert werden, sodass fir
alle offentlichen allgemeinbildenden Schulen eine moglichst ausgeglichene Versorgung mit Lehr-
kraften gewdahrleistet wird. Einstellungen von Lehrkréaften in den niederséchsischen Schuldienst und
andere personalwirtschaftliche Mal3nahmen werden dabei stets bedarfsgerecht durchgefuhrt.

Ein Instrument zur bedarfsgerechten Verteilung von Stellen ist das Fachverfahren zur Erhebung der
Unterrichtsversorgung an den allgemeinbildenden Schulen. Dies erfolgt mithilfe des Programmes
izn-Stabil zu einem bestimmten Stichtag im jeweiligen Schuljahr. Hier werden zahlreiche Daten und
u. a. auch die rechnerische Unterrichtsversorgung zu einem bestimmten Termin erhoben. Die Er-
hebung zur Unterrichtsversorgung an den allgemeinbildenden Schulen erfolgte im Schuljahr
2016/2017 zum Statistiktermin am 18.08.2016. Nach Vorliegen der Erhebungsdaten zum Statis-
tiktermin findet eine aufwéndige Prifung durch die Niedersachsische Landesschulbehdrde und das
Kultusministerium statt. Grundsétzlich wird auch der Einsatz von nichtlehrendem Personal - u. a.
auch von Padagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern - im Rahmen der Erhebung zur Unter-
richtsversorgung an allgemeinbildenden Schulen erfasst.

Ergénzend wird auf die Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen Be-
antwortung in der Drucksache 17/6859 verwiesen, in der erst kirzlich detailliert Angaben zur Aus-
stattung der einzelnen Forderschulen mit Padagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ge-
macht wurden.

Drucksache 17/7145



Niedersachsischer Landtag — 17. Wahlperiode Drucksache 17/7145

1. Wer definiert und entscheidet (iber den Bedarf an Padagogischen Mitarbeitern in den
genannten Bereichen?

Die grundsatzliche Entscheidung und die Entscheidung ber die GréRenordnung richten sich nach
dem im Runderlass des MK (ber die ,Zuweisung von Padagogischen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern flr Schilerinnen und Schiiler mit einem Bedarf an sonderpadagogischer Unterstiitzung in
den Foérderschwerpunkten emotionale und soziale Entwicklung, geistige Entwicklung sowie kdrper-
liche und motorische Entwicklung* vom 07.05.2013 (SVBI. S. 220) festgelegten Umfang der Soll-
stunden fur die paddagogische Begleitung.

Im Rahmen des Verfahrens zur Feststellung eines Bedarfs an sonderpadagogischer Unterstiitzung
nach der Verordnung zum Bedarf an sonderpadagogischer Unterstiitzung vom 22.01.2013 (Nds.
GVBI. S. 23) erarbeitet die Férderkommission eine Empfehlung zum Bedarf an sonderpadagogi-
scher Unterstitzung im Unterricht. In diesem Zusammenhang besteht auch die Méglichkeit, die
Zuweisung von Stunden fir Padagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Férderschwer-
punkten geistige Entwicklung bzw. kdrperliche und motorische Entwicklung bedarfsorientiert bis zu
funf Stunden zu empfehlen.

2. Wie viele Schilerinnen und Schuler haben theoretisch einen Anspruch auf die oben
genannte Unterstiitzung, und in wie vielen Fallen ist Bedarf festgestellt worden (bitte
auch die Hohe des Gesamtbhedarfs darstellen)?

Alle Schiilerinnen und Schiiler mit einem festgestellten Bedarf an sonderpadagogischer Unterstiit-
zung in den Forderschwerpunkten geistige Entwicklung, kérperliche und motorische sowie emotio-
nale und soziale Entwicklung haben entsprechend dem vorgenannten Runderlass einen Anspruch
auf eine entsprechende Unterstitzung. Die Feststellung des Unterstiitzungsbedarfs erfolgt geman
den Regelungen der Verordnung zum Bedarf an sonderpadagogischer Unterstiitzung.

Die aktuellen Zahlen fiir das Schuljahr 2016/2017 kdnnen erst nach Abschluss der aufwandigen
Prufung der Ergebnisse der Erhebung nach heutigem Stand frilhestens im Januar 2017 ermittelt
und geliefert werden.

Da in der Anfrage von den Fragestellern fur eventuell gemeinte Schuljahre oder Kalenderjahre in
der Vergangenheit kein konkreter Zeitrahmen genannt worden ist, werden die amtlichen Zahlen fiir
das letzte Schuljahr (2015/2016) vorgelegt, die bereits in der Broschiire ,Die niederséchsischen all-
gemeinbildenden Schulen in Zahlen“ sowie im Internet seit Juni 2016 veréffentlicht sind.

— Anlage 1 (,Die niederséachsischen allgemeinbildenden Schulen in Zahlen®, Tabelle 2.13, S. 25)
- Anzahl der Schilerinnen und Schiiler an Férderschulen (6ffentliche und Schulen in freier Tra-
gerschaft) nach Férderschwerpunkt: 26 968 Schiilerinnen und Schiiler,

— Anlage 2: (,Die niedersachsischen allgemeinbildenden Schulen in Zahlen“, Tabelle 4.3.2,
S. 33) - Anzahl der inklusiv beschulten Schiilerinnen und Schiler nach Schulform und Forder-
schwerpunkt (6ffentliche und Schulen in freier Tragerschaft): 15 661 Schilerinnen und Schiller.

3. In wie vielen Fallen wird der tatsachliche Bedarf vonseiten des Landes durch Zuwei-
sung Padagogischer Mitarbeiter gedeckt?

Das Kultusministerium hat die Niedersachsische Landesschulbehérde beauftragt, die Verteilung
der durch den Landtag zur Verfiigung gestellten Ressourcen so zu steuern, dass fir alle &ffentli-
chen allgemeinbildenden Schulen eine mdglichst ausgeglichene Versorgung gewahrleistet wird.
Einstellungen von Padagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Landesdienst und ande-
re personalwirtschaftliche MaRnahmen werden dabei stets bedarfsgerecht durchgefihrt.

Die Landesschulbehdérde ist weiterhin darum bemiht, Versorgungsunterschiede durch personal-
wirtschaftliche MalRnahmen auszugleichen sowie im Bedarfsfall Neueinstellungen vorzunehmen.
Insbesondere gilt dies fur zusatzlich entstehende Bedarfe durch die Einbeziehung weiterer Schul-
jahrgénge in die o. a. Erlassbestimmungen. Im dringenden Bedarfsfall kbnnen Lehrerstellen umge-
wandelt werden, um Beschaftigungsmdglichkeiten fir Padagogische Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter an Forderschulen zu erhalten.
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Anlage 1
(zu Frage 31)

2. Entwicklung der Schulen
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Anlage 2
(zu Frage 31)

4, Strukturmerkmale

Tabelle 4.3.2

Anzahl der inklusiv beschulten Schillerinnen und Schiler nach Schulform und

Férderschwerpunkt ”
- Stichtag 15.09.2015 -

Schul- Forderschwerpunkt
bereich Schulform LE SR ES HO SE KM GB Insg.
a) offentliche Schulen und Schulen in freier Tragerschaft
Primar- |GS 2.609| 1.490| 1.431 363 166 572 883 7.514
bereich | ,Gg/Fws 7 0 4 2 1 4 2 20
HS 1.020 124 316 28 12 25 71| 1.596
RS 106 42 162 47 15 34 16 422
Sek. | OBS 1.760 258 681 129 33 116 89| 3.066
Gy 42 13 130 98 32 55 28 398
KGS 350 56 102 41 19 28 21 617
IGS/FWS 1.252 161 286 64 25 98 142| 2.028
Summe 7.146| 2.144| 3.112 772 303 932| 1.262| 15.661
b) 6ffentliche Schulen

Primar- |GS 2.602| 1.487| 1.421 363 164 565 874 7.476
bereich |iGs 4 0 2 1 1 2 0 10
HS 1.018 122 315 28 12 25 71| 1.591
RS 100 41 161 46 15 34 14 411
Sek. | OBS 1.707 226 662 121 32 111 86| 2.945
Gy 39 13 124 95 28 95 20 374
KGS 348 54 102 40 19 28 21 612
IGS 1241 156 274 63 24 95 136/ 1.959
Summe 7.029] 2.099]| 3.061 757 295 915 1.222| 15.378

" In den Schuljahrgéingen 1, 2 und 3 sowie 5, 6 und 7
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32. Wie hat sich die islamwissenschaftliche Kompetenz in den niedersédchsischen Sicherheits-
behoérden entwickelt?

Abgeordneter Sebastian Lechner (CDU)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Die Hannoversche Allgemeine Zeitung berichtet in ihrer Ausgabe vom 21. Mai 2014 (,Nur zwei Ex-
perten beobachten Islamisten-Szene"), dass im niederséchsischen Verfassungsschutz zwei Islam-
wissenschaftler beschaftigt seien. Von den 280 Mitarbeitern des Verfassungsschutzes seien au-
Rerdem vier Mitarbeiter tirkischkundig und drei Mitarbeiter spréchen Arabisch.

Vorbemerkung der Landesregierung

Islamistische Radikalisierungsprozesse und deren Hintergriinde sind vielféltig. Es existiert eine
Reihe von Einflussfaktoren, die eine Rolle in einem Radikalisierungsprozess spielen kdnnen. Oft-
mals sind eine altersbedingte oder durch familiare Verhaltnisse bedingte Orientierungslosigkeit und
die daraus resultierende Suche nach Werten, Anerkennung, Gemeinschaft und Geborgenheit ein
Grund. Auch Ausgrenzungs- und Diskriminierungserfahrungen kénnen zur Radikalisierung junger
Menschen beitragen. Zwar spielen auch islamistische bzw. salafistische Ideologien eine gewichtige
Rolle im Radikalisierungsprozess bzw. in der Bearbeitung des Islamismus, aber l&angst nicht die al-
leinige. Dementsprechend greift es zu kurz, hier lediglich auf islamwissenschaftliche Expertise zu
setzen. Politikwissenschaftliche, soziologische und padagogische Fachkenntnisse sind fir eine
ganzheitliche Bearbeitung des Islamismus bzw. Salafismus ebenso notwendig wie islamwissen-
schaftliche.

Der niedersachsische Verfassungsschutz setzt auf eine breitgefacherte Expertise bei der Bearbei-
tung eines so komplexen Themenbereiches wie dem Islamismus/Salafismus. Dementsprechend
hat er nicht nur gezielt Islamwissenschaftler, sondern auch Sozialwissenschaftler, Padagogen, Kri-
minologen und Religionswissenschaftler fiir den Bereich des Islamismus/Salafismus hinzugewon-
nen.

1. Wie viele Islamwissenschaftler sind in welchen niedersachsischen Sicherheitsbehor-
den beschaftigt?

In der Verfassungsschutzabteilung sind derzeit finf Islamwissenschaftlerinnen und Islamwissen-
schaftler und beim Landeskriminalamt Niedersachsen ist ein Islamwissenschaftler beschaftigt. Da-
mit hat sich die Zahl der Islamwissenschaftler seit 2013 verdoppelt.

2. Wie viele Mitarbeiter des Verfassungsschutzes sprechen inzwischen Arabisch und Tir-
kisch?

Die Verfassungsschutzabteilung beschéftigt derzeit vier tirkischsprachige Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter und sieben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die arabisch sprechen.

3. Haben die niedersachsischen Sicherheitsbehérden inzwischen Dolmetscher oder
Ubersetzer fur Tirkisch und Arabisch eingestellt? Wenn ja, welche Behérde und wie
viele zu welcher Sprache?

Die Verfassungsschutzabteilung hat keine Dolmetscher fest eingestellt, sondern arbeitet auf Ver-
tragsbasis im Einzelfall mit vereidigten Dolmetschern zusammen.
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In der Polizeidirektion Hannover sind aufgrund der besonderen Organisationsstruktur der Behérde
derzeit funf Beschéftigte als Dolmetscherin/Dolmetscher angestellt. Sie dolmetschen aus folgenden
Sprachen:

— Turkisch,

— Kurdisch-Zaza/Kurmanci,
— Polnisch,

— Russisch,

— Weil3russisch,

— Ukrainisch,

— Litauisch.

In den anderen Polizeibehdrden wird - ebenso wie in der Polizeidirektion Hannover erganzend - auf
vereidigte, freiberufliche Dolmetscherinnen und Dolmetscher sowie Ubersetzerinnen und Uberset-
zer zuriickgegriffen, mit denen eine Dolmetschervereinbarung bzw. Ubersetzungsvereinbarung ge-
schlossen wird.

33. Wo kommt das Personal der zuséatzlichen Ermittlungseinheiten Staatsschutz her?
Abgeordneter Sebastian Lechner (CDU)

Antwort des Niedersdchsischen Ministeriums fiir Inneres und Sport namens der Landesregie-
rung

Vorbemerkung des Abgeordneten

Laut Antwort der Landesregierung in der Drs. 17/4818 wurden zum 1. Oktober 2015 bei den zentra-
len Kriminalinspektionen zusétzliche Ermittlungseinheiten Staatsschutz eingerichtet.

Vorbemerkung der Landesregierung

Mit Wirkung vom 01.10.2015 wurde die sachliche Zustandigkeit der Zentralen Kriminalinspektionen
(zK1) um den Aufgabenbereich ,Polizeilicher Staatsschutz* erweitert, um Anforderungen zur Be-
kampfung der extremistischen/terroristischen Phanomene (insbesondere durch den islamistischen
Terrorismus) noch wirkungsvoller zu begegnen.

Die Wahrnehmung der Aufgabe wird durch eine Ermittlungseinheit (EE) sichergestellt, die neben
den Gefahren- und Strafermittlungen im Rahmen der ganzheitlichen Aufgabenwahrnehmung ins-
besondere auch eine zentrale Funktion in der Auswertung/Analyse und operativen Informationsbe-
schaffung fiir den Bereich der PD Ubernimmt bzw. koordiniert. In der PD Hannover ist eine zentrale
Aufgabenwahrnehmung durch die Kriminalfachinspektion (KFI) 4 des Zentralen Kriminaldienstes
(ZKD) gewabhrleistet. Eine zusétzliche EE Staatsschutz wurde insofern nicht eingerichtet, sondern
die bestehenden Strukturen im Hinblick auf die Schwerpunktsetzung gestarkt.

Fur die EE ,Polizeilicher Staatsschutz* werden jeweils vier Stellen als Sockel im Rahmen der Plan-
stellenverteilung bericksichtigt, das entspricht vier Dienstposten. Eine dartiber hinausgehende
Starke der EE legen die Behorden aufgrund unterschiedlicher regionaler Belastungen bzw. Brenn-
punkte in eigener Zustandigkeit fest.

1. Mitwie vielen Mitarbeitern sind diese Ermittlungseinheiten jeweils ausgestattet?

PD Braunschweig | 4 Mitarbeiterinnen/Mitarbieter (MA)

PD Géttingen 4 MA

PD Hannover Das Kommissariat 4.3 (Politisch motivierte Kriminalitat Auslander) wurde
um 5 MA gestarkt.

PD Lineburg 5 MA

PD Oldenburg 4 MA

PD Osnabruck 7 MA
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2. Von welchen Dienstposten wurden diese Mitarbeiter abgezogen?

Die Dienstposten wurden aus folgenden Organisationseinheiten bzw. Aufgabenbereichen verlagert:

PD Braunschweig 1 Versetzung vom Landeskriminalamt (LKA) Niedersachsen, Dez. 41
(Allg. Staatsschutzangelegenheiten/Koordinierung)

1 Versetzung von der Polizei Hamburg (LKA)

1 Umsetzung innerhalb der ZKI von der Direktionsfahndung

1 Umsetzung innerhalb der ZKI aus dem Fachkommissariat (FK) Organi-
sierte Kriminalitat (OK)

PD Géttingen 1 Versetzung vom LKA Niedersachsen, Dez. 43 (Zentralstelle Politisch mo-
tivierte Auslanderkriminalitat/Islamismus)

1 Umsetzung vom Einsatz- und Streifendienst (ESD) der Polizeiinspektion

(PI) Hildesheim

Umsetzung vom ZKD/FK 1 der PI Hildesheim

Umsetzung vom ZKD/FK 4 der Pl Hildesheim

Versetzung vom LKA Niedersachsen, Dez. 34

Umsetzung vom ZKD, KFI 5

Umsetzung vom ZKD, KFI 3

Umsetzung vom ESD der Pl West

Umsetzung von der Verfligungseinheit der Pl West

Versetzung vom LKA Niedersachsen, Dez. 43

Umsetzungen vom ZKD/FK 2 der PI Lineburg/Lichow-

Dannenberg/Uelzen

Umsetzung vom ESD der Pl Harburg

Umsetzung innerhalb der ZKI aus dem FK OK

Umsetzung vom ZKD/FK 4 der PI Oldenburg-Stadt/Ammerland

Umsetzungen vom ZKD/FK 4 der Pl Verden/Osterholz

Umsetzung vom ZKD/FK 4 der Pl Wilhelmshaven/Friesland

Umsetzungen vom ZKD/FK 4 der Pl Osnabriick

Umsetzung innerhalb der ZKI aus dem FK Wirtschafts-/ Korruptions-/ luK-

Kriminalitat

Umsetzung vom ESD der Pl Osnabriick

Umsetzung vom ESD des Polizeikommissariat (PK) Bramsche

Umsetzung vom ESD PK Bundesautobahn Osnabriick

PD Hannover

PD Liuneburg
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PD Oldenburg

PD Osnabrtick
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3. Inwieweit wurden im Jahr 2016 Verstarkungskréafte zur Bekampfung des Salafismus
eingesetzt?

Zur Beantwortung der Frage wird neben einer Verstarkung der EE der ZKI auch eine Verstarkung
der FK 4 der PI aufgefihrt:

PD Braun- Im Jahr 2016 wurden Verstarkungskréfte im Wesentlichen zur Durchfiihrung
schweig verdeckter MalRnahmen eingesetzt. Durch das Mobile Einsatzkommando VI
der ZKI Braunschweig wurden im Rahmen der durch die EE Staatsschutz
bearbeiteten Gefahrenermittlungs-vorgange fiinf Observationseinsatze
durchgefihrt.

Dartiiber hinaus erfolgte eine kurzfristige Verstarkung der EE Staatschutz
durch MA der Datenverarbeitungsgruppe (DVG) und weiterer Kréfte der ZKI
Braunschweig sowie Kréafte der ZKD bei einer strafprozessualen Durchsu-
chungsmaflnahme am 14.09.2016.

PD Géttingen Neben den originar eingesetzten MA wurden in der EE Staatsschutz nachfol-
gend aufgefiihrte Verstarkungskrafte temporar zur Bekdmpfung des Salafis-
mus eingesetzt:

1 MA vom 22.03. — 01.04.2016

1 MA vom 25.08. — 24.09.2016

1 MA vom 12.09. — 23.09.2016

1 MA vom 19.09. — 14.10.2016

1 MA seit 01.10.2016 - voraussichtlich fur 1 Jahr
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PD Hannover

Neben den originér eingesetzten MA im Kommissariat 4.3 werden derzeit
zwei MA aus anderen Bereichen des ZKD zur temporéren Unterstltzung her-
angezogen. Dariiber hinaus werden regelméafRig MA aus anderen Arbeitsbe-
reichen (z. B. DVG) des ZKD zur Unterstiitzung in aktuellen Ermittlungsver-
fahren eingesetzt.

PD Lineburg

Innerhalb der FK 4 ist das Themenfeld ,Islamistischer Terrorismus* eindeutig
als Schwerpunkt in die Bearbeitung gerlickt. Zusatzliche Verstarkungskrafte
wurden nicht in die FK 4 verlagert, eine Personalverstarkung war bislang
nicht erforderlich. Bei entsprechendem Bedarf erfolgt diese kurzfristig.

PD Oldenburg

PI Cloppenburg/Vechta, FK4, mit 1 MA

PI Oldenburg-Stadt/Ammerland, FK4, mit 1 MA
PI Verden/Osterholz, FK4, mit 1 MA

Pl Wilhelmshaven/Friesland, FK4, mit 1 MA

PD Osnabriick

2 MA Pl Emsland/Grafschaft Bentheim, FK4, mit 2 MA
Pl Osnabriick, FK4, mit 1 MA

(Ausgegeben am 19.12.2016
Unkorrigierter Vorabdruck ausgegeben am 15.12.2016)

57



	Drucksache 17/7145
	Unterrichtung (zu Drs. 17/7050)
	Antworten auf Mündliche Anfragen gemäß § 47 der Geschäftsordnung des Niedersächsischen Landtages - Drs. 17/7050
	2. Vernetzung im Rahmen der neuen Hightech-Strategie der Bundesregierung - Wie erfolgreich sind Niedersachsens Unternehmen im Wettbewerb?
	3. Strafverfolgung von NS-Verbrechen in Niedersachsen
	4. Vereinbarung des Landes Niedersachsen mit den kommunalen Spitzenverbänden im Schul-bereich
	5. Wann legt die Landesregierung ihren schriftlichen Bericht über die ihr vorliegenden Er-kenntnisse zu den Untersuchungsgegenständen des 23. Parlamentarischen Untersu-chungsausschusses „Tätigkeit der Sicherheitsbehörden gegen die islamistische Bedrohung in Niedersachsen“ vor?
	6. Familienfreundlichkeit der Ministerien
	7. Wo überall lauert die Gefahr von gesundheitsschädigendem Asbest in öffentlichen Gebäu-den?
	8. Wird die Migrationsforschung in Niedersachsen geschwächt?
	9. Änderungsbedarf bei der Ringelschwanzprämie?
	10. Nachfrage zu Drucksache 17/6890: Welche Herdenausbrüche können aller Wahrscheinlich-keit nach auf den Wolf zurückgeführt werden?
	11. Präventionsmaßnahmen Vogelgrippe
	12. Welche Aufgaben hat die Kommission zur Aufarbeitung des Antisemitismus-Falls an der HAWK?
	13. Wird der zweite Bauabschnitt des Justizzentrums Osnabrück zügig realisiert?
	14. Wann werden Erleichterungen bei der Arbeitszeitdokumentation in der Landwirtschaft umgesetzt?
	15. B 65: Welche Beeinträchtigungen gehen mit einem Neubau der Ortsumgehung Bad Essen/Wehrendorf einher?
	16. Bekommt die Bahnstrecke Elze–Löhne zwei Gleise oder eine Oberleitung?
	17. Wo soll der Bauschutt rückgebauter Kernkraftwerke deponiert werden?
	18. B 6: Welche Folgen hat die mangelnde Tragfähigkeit der Leinebrücke bei Neustadt?
	19. Hebammenversorgung in Niedersachsen? (Teil 1)
	20. Hebammenversorgung in Niedersachsen? (Teil 2)
	21. Hebammenversorgung in Niedersachsen? (Teil 3)
	22. Welche Punkte des Hochwasserschutzgesetzes II kritisiert die Landesregierung?
	23. Kommt ein Kaffeebecherpfand in Niedersachsen?
	24. Kostenerstattungen des Landes an die Kommunen für unbegleitete minderjährige Flüchtlin-ge
	25. Was hat sich bei den anlasslosen Lebens- und Futtermittelkontrollen durch die Gebührenfi-nanzierung geändert?
	26. Praxistage im Rahmen von Sprachlernklassen
	27. Wie bewertet die Landesregierung den „bundeseinheitlichen Presseausweis“?
	28. Rekrutieren Islamisten neue Anhänger in den Justizvollzugsanstalten?
	29. Wie viele Fördertöpfe braucht das „Mega-Projekt“ Wasserkante in Norddeich?
	30. Wie viele islamistische Strafgefangene gibt es in den niedersächsischen Justizvollzugsan-stalten (JVA)?
	31. Zuweisung von Pädagogischen Mitarbeitern
	32. Wie hat sich die islamwissenschaftliche Kompetenz in den niedersächsischen Sicherheits-behörden entwickelt?
	33. Wo kommt das Personal der zusätzlichen Ermittlungseinheiten Staatsschutz her?



